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lichkeit oder Überforderung von transparentem Handeln zu verweisen. Wir kon-
zentrieren uns auf die Bereiche Politik sowie Wirtschaft. 

1 Die Öffnung sozialen Verhaltens 

Alle Demokratie wird die Publizität für den   
an sich wünschenswerten Zustand halten,   
von der Grundvorstellung aus: daß jeder   
diejenigen Ereignisse und Verhältnisse, die   
ihn angehen, auch kennen solle – da dies die   
Bedingung davon ist, daß er über sie mit zu   
beschließen hat; und jedes Mitwissen enthält  
auch schon die psychologische Anreizung,   
mittun zu wollen.  

Georg Simmel ([1908] 1992: 413) 

Die politische Theorie Jean Jaques Rousseaus wird häufig als Vorreiter bzw. als 
Rechtfertigung für moderne Transparenzpolitiken ins Feld geführt. Jean Staro-
binskis (1988: 153) einflussreiche Studie über Jean-Jacques Rousseau: Transpa-
rency and Obstruction kommt beispielsweise zu dem Schluss, dass Rousseau 
ein Befürworter von umfassender Transparenz und unmittelbarer Kommunikati-
on ist. Die politische Philosophie Rousseaus zielt darauf ab, ein direktes, un-
zweifelhaftes und ungestörtes Verständnis zwischen Bürgern herzustellen.  

Was genau ist mit Transparenz, auch im politischen Sinne, gemeint? Ver-
einfacht ausgedrückt ist Transparenz „(…) a state in which we experience things, 
ourselves and other people as they really are, in which appearance corresponds to 
reality“ (Marks 2001: 623). Damit wird deutlich, dass jede differenzierte Gesell-
schaftsform, anders als der harmonische Rousseau’sche Naturzustand (die Men-
schen fanden Sicherheit in ihrer Fähigkeit, den Anderen zu durchschauen) eine 
Gefährdung umfassender Transparenz sein muss. Ökonomische Ungleichheit, 
psychologische Abhängigkeit oder räumliche Distanz sind Bedingungen für die 
Zerbrechlichkeit der Transparenz. Zu diesen Bedingungen zählt auch die Her-
ausbildung von Schamgefühlen, die Anlass sind, das Verhalten nicht durchsichtig 
oder öffentlich zu machen. Deshalb spricht Michel Sandel (1996) in seiner Inter-
pretation der Rousseau’schen Idealvorstellung von Transparenz auch von einer 
„sprachlosen Transparenz“. Die Zivilisation ist immer eine mehr oder weniger 
intransparente Veranstaltung. Rousseau ist Realist genug, um zu wissen, dass  
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bleibt das Paradoxon: „das Unsichtbare sichtbar zu machen, ist kein unschuldi-
ges Unterfangen“ (Strathern 2000: 309). In einer Welt, in der sich die meisten 
Menschen über unterschiedlich gelagerte Interessen bei verschiedenen Akteurs-
gruppen bewusst sind, kann in dem Ruf nach Transparenz schnell ein partikulä-
res Eigeninteresse und eine strategische Motivation vermutet werden. In diesem 
Sinne kann von einer „Tyrannei der Transparenz“ gesprochen werden, bei-
spielsweise im Bereich wissenschaftlicher Forschung und im Hochschulunter-
richt (Strathern 2000; Jansen/Sulmasy 2003), aber auch bei der notwendigen Of-
fenlegung der Sponsoren von Forschungsprojekten, von Daten (etwa ihre 
Archivierung) und Forschungsanordnungen (vgl. Paul 2009) oder persönlichen 
bzw. kollektiven Interessenkonflikten. 

2 Transparenz und Politik 

Transparenz in Regierungsangelegenheiten und öffentlichkeitsrelevanten Pro-
zessen ist in demokratischen Gesellschaften zur sine-qua-non und zu einer von 
allen Parteien getragenen Forderung geworden, sodass sich der Bürger inzwi-
schen auf eine Reihe von Gesetzesnormen zum Zugang von Informationen und 
Entscheidungsgrundlagen berufen kann (z.B. dem Informationsfreiheitsgesetz). 
Obwohl damit im Prinzip viele Informationen zur Verfügung stehen, sperren 
sich Organisationen offensichtlich gegen Offenheit, da bestimmte Informationen 
angeblich von keinerlei öffentlichem oder privatem Interesse sind. Insgesamt ist 
hier zwischen den „administrativen Privilegien“ (der Sicherheit, der Verschwie-
genheit) und den Anforderungen der Transparenz bzw. ihren nicht-intendierten 
Folgen abzuwägen (siehe Prat 2005; Pasquier/Villeneuve 2007; Lessig 2009).1  

Welches sind die Interessen der Öffentlichkeit an der Transparenz von Re-
gierungsaktivitäten? Es kann sich dabei um finanzielle Interessen, Gesundheits- 
und Sicherheitsinteressen, die Einsicht in spezifische politische Angelegenhei-
ten, Zugangschancen (vgl. Long/Saenz/Tienda 2010) und um ein generelles 
Verlangen nach Offenheit handeln. Zur Forderung des Bürgers nach mehr 

                                                 
1 Lawrence Lessig (2009: 37) macht darauf aufmerksam, dass, wie er dies nennt, „the naked 

transparency movement marries the power of network technology to the radical decline in the 
cost of collecting, storing, and distributing data. Its aim is to liberate that data, especially gov-
ernment data, so as to enable the public to process it and understand it better, or at least differ-
ently.“ Allerdings ist denkbar, dass ein umfassendes Angebot solcher Informationen, bei-
spielsweise über Wahlkampfspenden, einen schon vorher existierenden politischen Zynismus 
über die Käuflichkeit von Politikern eher verstärkt als zum besseren Verständnis der Bedin-
gungen politischer Entscheidungen beizutragen. 





14 Nico Stehr und Cornelia Wallner 

politische Wahl-Entscheidungen zu treffen, wenn doch offensichtlich nicht alle 
Informationen in transparenter Weise zur Verfügung gestellt werden?  

Dabei ist Transparenz zum Schlagwort und zur politischen Direktive ge-
worden, um Korruption in ressourcenreichen Entwicklungsländern einzudäm-
men, z.B. über die „Extractive Industries Transparency Initiative“. Allerdings 
können solche Initiativen allein das Problem nicht lösen, sondern müssen Hand 
in Hand gehen mit anderen Maßnahmen (Kolstad/Wiig 2009). 

Obwohl Transparenz immer wieder als Vorteil für die Einhaltung und Effek-
tivität internationaler „Regimes“ gepriesen wird, so lassen doch sehr viele Schlüs-
sel-„Regimes“ Transparenz vermissen: Regierungen wie auch NGO-Akteure  
legen ihr eigenes Vorgehen nicht offen oder stellen es gar selbst unter Beobach-
tung. NPOs müssen sich, nicht zuletzt aus Eigeninteresse, mehr und mehr für ihre 
Finanzen rechtfertigen und diese offenlegen. Darunter auch die Kirchen, die ihre 
Finanzen traditionell sehr intransparent und in großer Eigenständigkeit verwalten. 
Die Praktiken der Erzdiözese von Boston können hier als beispielhafte Antwort 
auf diese neuen Anforderungen genannt werden (McCarthy 2007). 

Wo gibt es die anscheinend vorhandenen prinzipiellen Grenzen der politi-
schen Transparenz? Wo ist selbst eine radikale Offenlegung von Informationen 
und Wissen nur bedingt Grundlage einer demokratischen Teilhabe an politi-
schen Entscheidungen? Es geht um die Frage der Verständlichkeit von offenlie-
gendem Wissen und Informationen (siehe auch Laud/Scheppers 2009).  

Eine Reihe von prominenten Wissenschaftlern, wie zum Beispiel Richard 
Lewontin, Harry Kroto, Immanuel Wallerstein und Mancur Olsen, ist repräsen-
tativ für eine wachsende Zahl von Stimmen und Überlegungen in der scientific 
community, die den zunehmenden Gebrauch von aktuellen, vor allem naturwis-
senschaftlichen Erkenntnissen nicht nur durch die Regierungen, sondern auch 
als Instrument der Politik skeptisch kommentieren, und damit vor allem auf die 
massive Zunahme des Unvermögens breiter Bevölkerungsschichten in vielen 
entwickelten Gesellschaften verweisen, sich an den demokratischen Entschei-
dungsprozessen zu beteiligen. Folgt man diesen Annahmen sowie der Standard-
prämisse, dass eine demokratische Regierungsform von der Teilnahme großer 
Bevölkerungsschichten abhängt, ist der „Normalbürger“ anscheinend auch des 
Vermögens beraubt,2 rational in einen Diskurs über moderne Wissenschaft und 
Technologie sowie ihre sozialen Folgen einzutreten.  

                                                 
2 Außer der Fähigkeit, in ein Diskursfeld einzutreten, ist da auch noch die Frage des Wunsches 

nach einem aktiven Eintritt in ein solches Feld. Psychologisch gesehen dürften Fähigkeit und 
Wunsch interagieren und je nach Person und Gegenstand variieren. 
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In der häufigen Klage über das Ausmaß der Entmündigung, der die Mehr-
heit der Bürger in modernen Gesellschaften durch den Zuwachs an und die Nut-
zung von Spezialwissen unterliegt, laufen die Fragen zu den vielfältigen Zu-
sammenhängen zwischen Wissen und Demokratie zusammen, mit denen wir 
uns in diesem Zusammenhang nicht im Einzelnen befassen können. Auf jeden 
Fall stellen sich folgende Fragen: Ist es wirklich so, dass es keinen Ausweg aus 
dem Dilemma der Abtretung unseres Urteilsvermögens an die selbsternannten 
Expertengemeinschaften gibt? Ist es wirklich der Fall, dass die meisten Mitglie-
der der modernen Gesellschaft nicht genug wissen, um z.B. kompetent am poli-
tischen Diskurs teilnehmen zu können?3 Ist es in der Tat der Fall, dass trotz der 
erleichterten Zugänglichkeit zum Spezialwissen die Unverständlichkeit von 
Wissen und Information eine der unvermeidlichen Grenzen der Forderung nach 
Transparenz im politischen System ist? 

3 Transparenz, Ökonomie und Märkte 

Wissenschaftliche, politische und gesellschaftliche Diskurse zur Transparenz 
von ökonomischen Transaktionen generell, über die Auswirkungen der Globali-
sierung auf nationale Transparenzstandards (vgl. Oxelheim 2010), den Herstel-
lungsprozess von Waren, die allgemeine Markttransparenz oder Forderungen 
nach staatlichen und zwischenstaatlichen Regularien von Transparenz der Märk-
te sind hervorstechende Themen der Gegenwart. Diese lebhaften Diskussionen 
werden selbstverständlich von der gegenwärtigen Wirtschafts- und Finanzkrise 
angeheizt, zumal als eine der Ursachen der Krise die mangelnde Transparenz 
von Finanztransaktionen ausgemacht wird. Transparenz im ökonomischen Kon-
text kann wie folgt definiert werden: „The ability of the principal to observe 
how the agent behaves and the consequences of the agent’s behaviour“ (Prat 
2005: 862). Obwohl Bengt Holström (1979) feststellt, dass Transparenz die Re-
chenschaftspflicht zwischen Principal und Agent deutlich erhöht, ist die tatsäch-

                                                 
3 Russell Hardin (2002: 214) meint, zur Beantwortung dieser Frage sei vor allem das nötig, was 

er eine „street-level epistemology“ nennt, also eine auf den „Mann auf der Straße“ zugeschnit-
tene Wissenstheorie. Anders als die übliche philosophische Epistemologie richte eine „Street-
level“-Epistemologie ihren Blick auf das, was bei normalen Bürgern als Wissen zähle, und 
nicht auf das, was Wahrheitsbehauptungen begründe. Für Hardin ist eine „street-level episte-
mology“ im wesentlichen eine ökonomische Erkenntnistheorie, da es bei ihr nicht um Wahr-
heit geht, sondern um Brauchbarkeit; die relevanten Folgen, die Teil einer solchen ökonomi-
schen Erkenntnistheorie sind, schließen Kosten und Nutzen des Erwerbs und der Anwendung 
von Wissen insgesamt ein. 
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liche Transparenz z.B. im Portfolio-Management zwischen Portfolio-Manager 
und Investor trotz vorhandener kostengünstiger Veröffentlichungstechniken  
über das Internet als sehr gering anzusehen. Andererseits sind Zentralbanken in 
den vergangenen Jahren stets transparenter geworden (Geraats 2002). 

Transparenz auf Finanzmärkten kann als Zentralisierung des Marktes ver-
standen werden. Derartige Transparenz ist dann hilfreich für Risiko vermeiden-
de Investoren, denn sie müssen nicht mit der Unsicherheit unbekannter fremder 
Einpreisung leben. Umgekehrt ist zu fragen, ob Transparenz als Zentralisierung 
sogar schädigende Auswirkungen auf die Liquidität und den Wohlstand haben 
kann (vgl. De Frutos/Manzano 2002). 

Transparenz hat auch Einfluss auf das Konsumentenverhalten. Studien zei-
gen, dass Verbraucher extern angebotenen Informationen mehr Vertrauen schen-
ken, besonders, wenn diese in einem „high transparency context“ präsentiert 
werden (Miao/Mattila 2007). Bei Vertrauensgütern wiederum, deren Nutzen 
bzw. Qualität auch nach dem Konsum nicht vollständig überprüft werden kann 
und bei denen das Vertrauen in die Qualität meist deren Überprüfung ersetzt, be-
steht Intransparenz aufgrund der Informationsasymmetrie. Der Produzent oder 
Anbieter eines Gutes verfügt über wesentlich mehr Informationen als der Interes-
sent oder Käufer. Die fehlenden Informationen werden bei der Kaufentscheidung 
durch Vertrauenszuschreibungen durch den Käufer ersetzt. (Dies ist mit ein 
Grund für das Funktionieren des „Brandings“.) Durch vermehrte Transparenz 
wird das erforderliche Vertrauen reduziert, da sich die Informationsasymmetrie 
verringert. Es stellt sich die Frage, ob durch Transparenz in der Konsumgüter-
industrie dieses bislang notwendige Vertrauen in den individuellen Nutzen bzw. 
in die Qualität von Produkten weiterhin notwendig ist, wie weit diese Trans-
parenz gehen kann und ob Transparenz Vertrauensgüter obsolet machen kann.  

Über das Feld der Transparenz wird es für Unternehmen zur Aufgabe, sich 
ihrer Umweltverantwortung zu stellen, über Geldtransfers Rechnung abzulegen, 
Einkommen aus Investitionen zu erklären etc. (vgl. Williams 2005). Es ist strittig, 
ob die Transparenz-Prüfung („transparency-review“) wirklich in höherem Maß 
zur Rechenschaft einer Organisation oder Verantwortlichkeit ihrer Mitarbeiter 
führt. Stattdessen spricht viel dafür, dass Transparenz-Prüfungen das Verhalten in 
dem Sinne verändern, dass Ergebnisse den Anforderungen der Prüfung genügen, 
sie aber nicht unbedingt transparenter sind. „(…) a particular version of the inter-
nal dynamics of the organization“ (Neyland 2007: 499) wird zur transparenten 
Wirklichkeit erklärt. Transparenz von und in Unternehmen wird demnach nicht 
durch objektiv transparente Prozesse, sondern durch eine Reihe von unsicheren 
und unzusammenhängenden ad-hoc Prozessen erreicht (vgl. Neyland 2007). 
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Diese Skizzen zeigen die Komplexität und Ambivalenz der Transparenz auf. 
Es bleibt festzuhalten: Transparenz an sich ist weder immer vorteilhaft noch aus-
schließlich mit Nachteilen behaftet. Worauf es ankommt ist, die Ergebnisse der 
Transparenz durchsichtig zu machen. Diese Arbeit kann uns nicht erspart bleiben. 

Literatur 

Bok, Sissela ([1983] 1989): Secrets. On the Ethics of Concealment and Revelation, New York, New 
York: Vintage Books. 

DeFrutos, Angeles M./Manzano, Carolina (2002): Risk Aversion, Transparency, and Market Per-
formance, in: The Journal of Finance 57 (2), 959-984. 

Galison, Peter (2004): Removing Knowledge, in: Critical Inquiry 31, 229-243. 

Geraats, Petra M. (2002): Central Bank Transparency, in: The Economic Journal 112 (483), F532-F565. 

Gerhards, Jürgen (2002): Das Öffentlichkeitsdefizit der EU im Horizont normativer Öffentlichkeitsthe-
orien, in: Kaelble, Hartmut/Kirsch, Martin/Schmidt-Gering, Alexander (Hrsg.): Transnationale 
Öffentlichkeiten und Identitäten im 20. Jahrhundert, Frankfurt am Main: Campus, 135-158. 

Giddens, Anthony (1990): The Consequences of Modernity, Cambridge: Polity Press. 

Habermas, Jürgen (1996): Drei normative Modelle der Demokratie, in: ders.: Die Einbeziehung des 
Anderen. Studien zur politischen Theorie, Frankfurt am Main: Suhrkamp, 277-292. 

Hardin, Russell J. (2002): Street-Level Epistemology and Democratic Participation, in: The Journal 
of Political Philosophy 10, 212-229. 

Heard-Lauréote, Karen (2007): A Transparency Gap? The Case of European Agricultural Commit-
tee Governance, in: Public Policy and Administration 22 (2), 239-258. 

Jansen, Lynn A./Sulmasy, Daniel P. (2003): Bioethics, Conflicts of Interest, the Limits of Transpar-
ency, in: The Hastings Center Report 33 (4), 40-43. 

Kolstad, Ivar/Wiig, Arne (2009): Is Transparency the Key to Reducing Corruption in Resource-Rich 
Countries?, in: World Development 37 (3), 521-532. 

Laud, Robert L./Donald H. Scheppers (2009): Beyond Transparency: Information Overload and a 
Model for Intelligibility, in: Business and Society Review 114, 365-391. 

Lessig, Lawrence (2009). Against Transparency, in: The New Republic (October 21), 37-44. 

Long, Mark C./Victor Saenz/Mata Tienda (2010): Policy Transparency and College Enrolment: Did 
the Texas Top Ten Percent Law Broaden Access to Public Flagships?, in: The Annals of the 
American Academy of Political and Social Science 627, 82-105. 

Luhmann, Niklas (1989): Vertrauen. Ein Mechanismus der Reduktion sozialer Komplexität, 
3.durchges. Auflage, Stuttgart: Enke. 

Marks, Jonathan (2001): Jean-Jacques Rousseau, Michael Sandel and the Politics of Transparency, 
in: Polity 33 (4), 619-642. 



Transparenz: Einleitung 19 

Simmel, Georg ([1908] 1992): Soziologie. Untersuchungen über die Formen der Vergesellschaf-
tung, Gesamtausgabe Band 11, Frankfurt am Main: Suhrkamp. 

Strathern, Marilyn (2000): The Tyranny of Transparency, in: British Educational Research Journal, 
26 (3), 309-321. 

Wallace, Aurora (2009). Mapping City Crime and the New Aesthetic of Danger, in: Journal of Vis-
ual Culture 8, 5-24. 

Williams, Cynthia Clark (2005): Trust Diffusion: The Effect of Interpersonal Trust on Structure, 
Function, and Organizational Transparency, in: Business & Society 44 (3), 357-368. 





Einführung: Wirtschaft und Transparenz 21 

Die Finanzkrise der Jahre 2007 bis 2009 hat Transparenz auf Finanzmärk-
ten neue Relevanz verliehen. Helmut Willke befasst sich mit einem „Trans-
parenzparadoxon“ am Finanzmarkt, welches er zwischen den Ansprüchen de-
mokratischer Entscheidungsfindung einerseits und dem „freiem Markt“ 
andererseits aufspannt. Der Autor diskutiert die Bedingungen und Prämissen  
einer produktiven Beziehung zwischen demokratischer Transparenz und konsti-
tuierender Informationsasymmetrie von Finanztransaktionen und fragt nach 
Kompromissmöglichkeiten für die politische Forderung nach Transparenz und 
dem Prinzip von Diskretion auf Finanzmärkten, ohne dabei zu einem „Trans-
parenz-Fundamentalismus“ zurückkehren zu müssen. Dabei geht es Willke vor 
allem auch um die Darlegung der Limitierungen von Transparenz sowie um Un-
sicherheit, Systemrisiko und systemische Intransparenz. Daraus leitet der Autor 
schließlich Konsequenzen der Limitierungen von Transparenz für die demokra-
tische Kontrolle ab. Auch er bringt die Rolle gesellschaftlicher Komplexität in 
die Diskussion ein, denn diese Komplexität ruft immer Limitierungen von 
Transparenz hervor, welche wiederum bei aller berechtigten Forderung nach 
Transparenz bedacht werden müssen.  

Um diese Transparenz im Sinne von  „Informationsoffenlegung“ geht es 
auch im Beitrag von Ekaterina Svetlova. Märkte sind in den letzten Jahren 
durch neue Technologien wesentlich transparenter geworden. Anlegern und In-
vestoren stehen Daten und Fakten in vollem Umfang zur Verfügung und stellen 
daher die Grundlage für Investmententscheidungen da. Warum also waren die 
Akteure am Finanzmarkt trotz dieser erhöhten Transparenz von der Finanzkrise 
und besonders auch von ihrem Ausmaß so überrascht? fragt die Autorin und 
stellt fest, dass das zukünftige Wirtschaftsgeschehen letztlich immer intranspa-
rent ist. Prognosen und Entscheidungen sind eigentlich unmöglich. Daher wur-
den Instrumente entwickelt, um zumindest die Entscheidungen transparent zu 
machen. Am Beispiel einer Entscheidungsfindung nach einer Anlagenaus-
schusssitzung in einer Schweizer Privatbank wird erläutert, dass es letztlich um 
die Begründungen einer – auch unmöglichen – Entscheidung geht: Es ist er-
laubt, sich kollektiv und transparent zu irren. Der Ruf nach Transparenz ist der 
Ruf nach Offenlegung der Information und der Entscheidungen. Transparenz 
bedeutet in diesem Sinne das Erkennbarsein der Gründe, warum eine Entschei-
dung – wenn auch eine falsche – getroffen wurde. 

Zur Sicherstellung der Transparenz wurden auch in der Korruptions-
bekämpfung Indikatoren entwickelt. Aber auch dabei bewirkt mehr Transparenz 
nicht automatisch mehr Offenheit. Steven Sampson widmet sich der Frage, 
welche Konsequenzen die Entwicklung der Indikatoren für Korruption bedeute-
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Oder was wir aus Terrornetzwerken, von Geldautomaten-
sprengungen und Bankenaufsicht lernen könnten 

Stephan A. Jansen  

„Idiot Transparency“ 
Der Wirtschaftsprüfer Adrian Henriques, Autor 
des Buches Corporate Truth 2007 

„Wir brauchen jetzt eine öffentliche Diskussion 
über Geheimdienste.“  
Bundeskanzlerin Angela Merkel im Interview 
mit Der Spiegel 

„Das Fach [der Soziologie, Anm. SAJ] wird 
nicht nur intransparent, es hat seine Einheit in 
seiner Intransparenz. Die Komplexität wird nur 
perspektivisch angeschnitten, und jeder Vor-
stoß variiert mehr, als er kontrollieren kann. Es 
geht also um ein Verhältnis von Komplexität 
und Transparenz.“ 
Der Soziologe Niklas Luhmann über sein Fach 
(1984: 9) 

1 Erste Aufklärungen über den Beitrag: Treppenwitz und Transparenz 

1.1 Treppenwitze und die Zeitdimension von Transparenz 

Reden wir transparent über Transparenz, dann sollten wir mit dem originellsten 
europäischen Aufklärer des 18. Jahrhunderts beginnen: Diderot. Als l’esprit de 
l’escalier ins Spiel gebracht und dann in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
nach Deutschland rübergestolpert: der Diderotsche Treppenwitz. 

Gemeint war damit ein geistreicher Gedanke, der jemandem einen Moment 
zu spät – also erst beim Hinausgehen auf der Treppe – einfällt und der in dem 
gerade beendeten Gespräch nicht mehr vorkommen konnte.  
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Richtig populär geworden ist aber die Idee des Treppenwitzes durch den 
1882 erschienenen Bestseller von William Lewis Hertslet „Der Treppenwitz der 
Weltgeschichte. Geschichtliche Irrtümer, Entstellungen und Erfindungen“.  

Hertslet bezog sich dabei insbesondere auf die Neigung, geschichtliche Er-
eignisse im Nachhinein anekdotisch auszuschmücken. In seinem Buch entlarvt 
und entmystifiziert er solche Anekdoten – sorgte also für Transparenz bei Takti-
ken der Verschleierung und Ausschmückung; kurz: der verschleiernden Trans-
parenz des Nach-Gesagten.  

Transparenz ist die Antwort, nachdem mal wieder etwas schief gegangen 
ist – so eine grundlegende These dieses Beitrages. Transparenz ist also die Ant-
wort, wenn die Frage selbst zu spät gestellt wurde. Die allfällige Forderung der 
Transparenz könnte also auch so ein Treppenwitz sein. Weil erst hinterher klar 
ist, was vorher nicht klar war. 

Was an Universitäten – eine der wenigen Adressen, an die man Transpa-
renzhoffnungen auch nach der Desillusionierung der letzten Transparenz-
Offensiven noch richten könnte – in der wissenschaftliche Analyse allerdings 
nicht nur durch-, sondern einsichtig ist: gegen Transparenz kann man momentan 
eigentlich nicht sein. Durchsichtigkeit ist sympathisch – die Evolution von pri-
vaten Duschverglasungen kann nicht irren; soziale Netzwerke, Blogs und sons-
tige mediale Selbstentblößungsstrategien erst recht nicht. Nun müsste man poin-
tiert sagen: Aber wenn es schon so klar ist, dass es gut ist, dann muss die 
Wissenschaft nochmals ran und sich das genauer anschauen, bis die Klarheiten 
wieder komplexitätsbedingt unklarer werden. Also: raus auf die Treppe!  

1.1 Struktur des vorliegenden Beitrages  

Der Beitrag ist daher dreigestuft: I. die Theorieperspektive, II. die Phänomen-
perspektive, III. die Handlungsperspektive. 

I. Die Theorieperspektive führt in Begriffe und Funktionen der Transparenz 
ein, arbeitet mit dem Beobachter- und dem Komplexitätskonzept, um dann die 
Ökonomie und die Soziologie der Transparenz zu skizzieren. Auf Basis des dif-
ferenztheoretischen Formkalküls von Georg Spencer-Brown wird eine weitere 
Unterscheidung auf die Unterscheidung „Transparenz | Intransparenz“ ange-
wandt: „Manifest | Latenz“.  

II. Die Phänomenperspektive führt eher illustrativ und verkürzend vier Bei-
spiele ein: die Transparenz von Terrornetzwerken, die Transparenz von Geld-
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automaten und der Bankenaufsicht sowie das Verhältnis von Transparenz und 
Insolvenz bzw. Krisen.  

III. Abschließend soll in der Handlungsperspektive eine zusammenfassende 
Position erfolgen, die in ein Manifest der Latenz mündet – und vor übertriebe-
nen Transparenzhoffnungen ebenso zu schützen versucht wie vor übertriebener 
Transparenz.  

I Die Theorieperspektive 

2 Von der Optik zur Funktion: zur Beschreibung von Transparenz  

2.1 Begriffliche Näherungen zum Transparenzbegriff  

Reden wir über Transparenz, dann zeigen sich im interdisziplinären Zugang Her-
leitungen. Etymologisch lässt sich aus dem Lateinischen – trans „(hin)durch“ 
und parere „sich zeigen, scheinen“ – bereits ableiten, dass Transparenz über 
durchscheinende Grenzen informiert. So auch die Erkenntnis aus der Physik, in 
der Transparenz als die optische Fähigkeit von Materie beschrieben wird, elekt-
romagnetische Wellen hindurchzulassen. In der Politik, weit vor der Wirtschaft, 
ist die Idee der Transparenz eine der Öffentlichkeit und der freien Information, 
Partizipation und der Rechenschaft (vgl. Fairbanks et al. 2007). 

Hier zeigt sich der erste relevante Unterschied: Transparenz versteht sich im 
Sinne einer „Durch-Sichtigkeit“ in Differenz zur „Offen-Sichtlichkeit“. Der Unter-
schied ist, dass das Transparente nicht etwas bloß Sichtbares ist, sondern etwas 
durch Durchsichtiges sichtbar Gemachtes. Für Systeme bedeutet dies übersetzt: 
Durchsichtigkeit bzw. -lässigkeit von Systemgrenzen – nicht etwa offene Systeme.  

Die gesellschaftliche Relevanz zeigt sich bereits an verschiedenen Initiati-
ven wie Abgeordnetenwatch.de, Corporate Europe Observatory, Lobby Control 
oder Spinwatch, Transparency International und vielen weiteren Wettbewer-
bern in einer intransparenten Weltgesellschaft – deren Arbeit für einige eine 
weitere Intransparenzquelle bedeutet bzw. in deren Arbeit Intransparenz vermu-
tet wird (vgl. z.B. Oppong 2009). 



26 Stephan A. Jansen 

2.2 Außenseite des Transparenzbegriffes und Funktion von Transparenz 

Während in der Physik die Außenseite der Transparenz unter anderem die Ab-
sorption bzw. Reflexion ist, wird im Sozialwissenschaftlichen schnell deutlich: 
Thematisieren wir Transparenz, dann thematisieren wir die Außenseite der Un-
terscheidung: die Intransparenz – und damit in der Regel ein Problem. Die 
Intransparenz wird dabei nicht selten negativ generalisiert, also als Geheimnis, 
oder sogar bereits kapitalisiert als Korruption.  

Die Funktion von Transparenz im Alltagsverständnis wäre dann folgerich-
tig die Reduktion von Intransparenz, also die Sicherstellung von Beobachtbar-
keit. Damit wird Transparenz zumeist mit Vertrauen gleichgesetzt, z.B. im Sin-
ne der Vermeidung von Korruption und Machtmissbrauch. Transparenz wäre so 
als die Reduktion von Komplexität zu verstehen. Diese eingängigen Überlegun-
gen werden in den folgenden Abschnitten herausgefordert.  

3 Die Beobachterabhängigkeit sowie die Komplexitätsparadoxien  
der Transparenz: Ausgewählte Thesen 

Angesichts der begrifflichen Nähe zur Optik sollte es nicht verwundern, dass die 
Ausgangsthese für die weitere Argumentation darauf abstellt, dass Transparenz nicht 
per se besteht, sondern – auch als Bedarf – beobachterabhängig konstruiert wird.  

Wenn wir diese Beobachterabhängigkeit der Transparenz in sozialen Sys-
temen annehmen, dann bedeutet dies – so die zweite These – 1. eine Transparenz 
über die Elemente, 2. eine Transparenz der Beziehungen bzw. Verbindungen 
zwischen diesen Elementen und 3. eine Transparenz der Beziehung dieses Be-
ziehungsnetzes von Elementen zum Beobachter selbst (vgl. auch grundlegend 
die Unbestimmtheitsrelation der Physik bei Heisenberg 1927).  

Eine dritte These bezieht sich auf die Paradoxie von Komplexität und Trans-
parenz. Niklas Luhmann hat vorsichtig formuliert: „Die Komplexität ist für eine 
begriffliche Wiedergabe zu komplex“ (Luhmann 2004: 45, Fn. 26). Versucht hat 
er es dennoch: „Eine Einheit ist in dem Maße komplex, als sie mehr Elemente be-
sitzt und diese durch mehr Relationen verbindet“ (Luhmann 1997: 137).  

Damit ergibt sich nach Luhmann die Grundparadoxie des Komplexitätsbe-
griffs: Die Unterscheidung „Element | Relation“ wird zu einer Unterscheidung der 
„vollständig miteinander verknüpften Elemente | selektive Verknüpfung von Ele-
menten“ ausgebaut. Es erfolgt ein sich spiralisierender Prozess der Gegensätzlich-
keit: Die mögliche Verbindungsfähigkeit von Elementen hat bei steigender Ele-
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4.2 Die Paradoxien der soziologischen Theorie der Durch-Sichtbarkeit  

Gegen die bisherige Komplexitäts-Transparenz-Spirale gibt es ein einziges 
funktionales Äquivalent von Transparenz: persönliches Vertrauen und bei kom-
plexen Systemen: Systemvertrauen.  

Dieser Joker des Sozialverhaltens basiert auf der Annahme der wechsel-
seitigen Unbeobachtbarkeit: Dabei spielt insbesondere die „Doppelte Kontin-
genz“ eine entscheidende Rolle, also die Interaktion zwischen auf sich bezug-
nehmenden „black boxes“, die sich im Kontext des Nicht-Notwendigen und des 
Nicht-Unmöglichen bewegen. Hier emergiert Sozialität – als Interaktion oder 
Organisation – um die wechselseitigen sich selbst propellierenden Antizipatio-
nen in Grenzen zu halten. Dafür bedarf es intensiver Kommunikation oder Ver-
trauens: Der provokative Ansatz von Luhmann: „Vertrauen beruht auf Täu-
schung. (…) Eigentlich ist nicht so viel Information gegeben, wie man braucht, 
um erfolgssicher handeln zu können“ (Luhmann 1989: 33). 

Vertrauen als „riskante Vorleistung“ zur Reduktion von sozialer Komplexi-
tät kann unterschieden werden in ein personelles Vertrauen und ein Systemver-
trauen. Dabei kann Systemvertrauen verstanden werden als ein „bewußt riskier-
ter Verzicht auf mögliche weitere Information, sowie bewährte Indifferenzen 
und laufende Erfolgskontrolle“ und achtet somit „auf die inneren Voraussetzun-
gen des Vertrauenserweises“ (Luhmanns 1989: 23).  

Die dem Vertrauen innewohnende Funktion ist die Komplexitätsreduktion, 
hier durch Latenz. Damit wird das Lernen durch Generalisierung vereinfacht 
(Nutzung von Geld ohne Geldmengensteuerungskenntnis oder von Flugzeugen 
ohne Kenntnisse von Thermik-Gesetzen oder Flugsicherheitssystemen) unter 
Reduktion der Kontrollmöglichkeiten. Systemvertrauen ist damit das entlasten-
de Vertrauen auf Kontrolle durch andere. Damit ist Systemvertrauen auch das 
Vertrauen auf eine im Detail eher unvertraute, d.h. intransparente systemische 
Selbstkontrolle. Systemvertrauen ist also das Vertrauen auf die selbst nicht kon-
trollierbare Kontrolle von Systemen durch Dritte. 

5 Die Unterscheidung der Intransparenz: „Manifest | Latenz“ 

Wenn wir eine weitere Unterscheidung in den Bereich des Unterschiedenen einführen, 
dann lediglich zu komplexitätssteigernder Komplexitätsreduktion. Die Einführung  
einer Unterscheidung in eine Unterscheidung ist nur mittels einer Beobachtung zweiter 
Ordnung zu realisieren, also der Beobachtung der Beobachtung des Beobachteten.  
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Die Form ist damit die Einheit der Unterscheidung, in der zugleich beide Seiten 
der Unterscheidung bezeichnet sind: „Call the space cloven by the distinction, 
together with the entire content of the space, the form of distinction“ (ebd.: 4).  

Was ist dann die Form der Transparenz? Die Beobachtung der Innen- und 
Außenseite der Transparenz. Zunächst ist auf der Innenseite das Bezeichnete, 
das Transparente. Auf der Außenseite hingegen ist das Unbezeichnete, das La-
tente, der blinde Fleck (vgl. Abb. 2). 

 
Abb. 2: Transparenz und Latenz bei Beobachtung erster Ordnung (eigene Darstellung)  

Diese Latenz ist auf der Ebene der Beobachtung zweiter Ordnung zu bezeichnen: 
als Transparenz der Außenseite, des Ausgelassenen, des blinden Flecks. Und 
auch hier entsteht natürlich ein unbezeichneter Raum, der eine Latenz aufweist, 
die wiederum durch die Beobachtung dritter Ordnung als Form (vgl. Abb. 3). 

 
Abb. 3: Transparenz und Latenz bei Beobachtung zweiter Ordnung (eigene Darstellung) 
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Was weiß man nun vom Wissen, wenn man in die Unterscheidung „Transpa-
renz | Intransparenz“ die Unterscheidung „Manifestation | Latenz“ einführt? In 
der folgenden Differenzierung werden die unterschiedlichen Qualitäten von 
Wissen beobachtbar (vgl. Abb. 4).  

 
Abb. 4: Die Transparenz-Latenz-Matrix (eigene Darstellung) 

Zwischenfazit I 

(1) Intransparenz entsteht komplexitätsbedingt 

– Intransparenz entsteht bei zu hoher Elementzahl und deren Beziehungen.  
– Intransparenz ist das Ergebnis notwendiger Selektion.  
– Intransparenz ist riskant, unvermeidbar und komplexitätserzeugend.  

(2) Intransparenz ist beobachterabhängig 

– Intransparenz ist förderlich für Privates, Vertrauliches und Krisen.  
– Intransparenz entsteht auch bei Über-Transparenz,  
– Intransparenz entsteht „in der Reproduktion von Intransparenz durch 

Transparenz, in der Reproduktion von Intransparenz der Effekte durch die 
Transparenz des Wissens“ (Luhmann 2004: 183). 

– Intransparenz entsteht durch transparenzerzeugende Massenmedien. 
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(3) Latenz: undurchsichtige Transparenz bzw. unbewusste Intransparenz 

– Latenz schützt vor Manifestation: Sie ist flexibler und unangreifbarer. 
– Systemvertrauen: Manifestation von Intransparenz macht unsicher und 

Systemfunktionen unmöglich. 
– Latenz ist zunächst unvermeidbar; irgendwo ist immer der blinde Fleck, 

der erst auf der nächsten Beobachtungsebene beobachtet werden kann. 

II Die Phänomenperspektive 

Die folgenden Phänomene sind lediglich kurze Referenzen für die grundsätz-
lichen Überlegungen der ebenso möglichen Überlegenheit von Intransparenz 
durch Latenz. Sie dienen nur illustrativen Sensibilisierungen für ein abschlie-
ßendes Manifest der Latenz.  

6 Terrornetzwerke: Intransparenz als Erfolgsfaktor 

Die 1990er Jahre waren die Jahre der ersten populäreren Netzwerkforschungen 
und die Jahre der Netzwerkrhetorik. Mit dem 11. September 2001 bekam dieses 
Modethema einen nicht unerheblichen und für die Forschung förderlichen 
Dämpfer. Terrornetzwerke machten nicht nur deutlich, dass Netzwerke letztlich 
nicht wirklich zentral zu gründen sind, sondern genauso, dass sie nicht zentral 
zu beenden sind. Letzteres war unvergleichlich ernüchternder. Malcolm Spar-
row (1991) hat früh einen Überblick über die Anwendung der social network 
analysis für kriminelle Intelligenz gegeben. Dabei beschrieb er drei systemati-
sche Probleme in der Analyse:  
 
1. Unvollständigkeit – die Unmöglichkeit für einen Beobachter, alle Knoten 

und Verbindungen zu entdecken. 
2. Grenzunschärfe – die Schwierigkeit bei der Entscheidung „Inklusion | Ex-

klusion“. 
3. Dynamisierung – die Veränderlichkeit von Netzwerkstrukturen.  
 
Mit Blick auf den 11. September 2001 hat Valdis E. Krebs im Jahr 2002 eine 
erste Analyse der 19 Hijacker auf Basis öffentlicher Daten vorgelegt. Er bezog 
sich dabei unter anderem auf die Arbeiten von Bonnie Erickson (1981), der für 
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9.1 Transparenzproduzent 1: Rating-Agenturen 

Die Belege werden studiert, die belegen, dass die Bank Morgan Stanley für gute 
Ratings bezahlt – mehr als den Faktor drei zur normalen Honorierung. Im Sep-
tember 2009 wurde die erste Klage gegen Rating-Agenturen in New York zuge-
lassen. Die Rating-Agenturen können sich dann nicht länger hinter der freien 
Meinungsäußerung verschanzen, wie US-Juristen betonen. Die Anfeindungen 
waren groß, weil die Transparenz-Garanten selbst die Transparenz niedrig hiel-
ten, wie der Fall Moody’s belegte: So wurde im Untersuchungsausschuss vom 
damaligen Leiter der Compliance-Abteilung von Moody’s, Scott McCleskey, 
ausgesagt, dass seine warnenden Hinweise mit dem Kommentar versehen wur-
den, dass man dies nicht aufschreiben dürfe. Die Transparenz war gegeben, nur 
war sie nicht gewollt. In Oligopol-Märkten geht es härter zu – 95 Prozent für die 
drei großen nicht-europäischen Risikobewerter. „[V]ersagt haben die Rating-
Agenturen, weil sie trotz unzureichender Erfahrung mit Finanzinnovationen ex-
zellente Testate ausgestellt haben. Die international, zum Teil aber auch national 
zersplitterte Bankenaufsicht weist ebenfalls Mängel auf“, so die Einschätzung 
des Sachverständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung im Jahresgutachten 2008/2009 (2008: 4).  

9.2 Transparenzproduzent 2: Bilanzierungsrat (IASB) 

Die Finanzmarktkrise ist zu einem Teil auch durch neue Bilanzierungsstandards 
erklärbar:  

Das unfaire Sofort-Bilanzierungsparadox: im Wesentlichen sind es die 
zeitnahen „fair value-Bewertungen“, die zu Blasen geführt haben.  

Weiterhin liegt ein ergebnissteuerndes Abwerbungs-Paradox bei selbst 
bewertbaren Schulden vor: Bei niedriger Bonität steigt das Ergebnis. 

Darüber hinaus liegt ein Unabhängigkeitsparadox des InternationaI Ac-
counting Standard Boards (IASB) vor: Einerseits wird seitens der US-
amerikanischen „Securities and Exchange Commission (SEC)“ hinsichtlich der 
Autonomie gezweifelt, andererseits könnte man eine Einflussnahme durch den 
Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht interpretieren.  
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Zwischenfazit II 

(1) Terrornetzwerke bestätigen die Unbeobachtbarkeit und sind Transparenz-
vermeidungsbeziehungen – durch skalenfreie Netzwerkstrukturen. 

(2) Intransparenz im Sinne einer manifesten Transparenz wird bei Sicherung 
von Geldautomaten zur Geheimwaffe.  

(3) Prognosen sind erst ex-post transparent. Self-fulfilling prophecies (vgl. früh 
Merton 1948) erzeugen Krisen durch Krisenvermutung bzw. -unterstellung 
Dritter. Der hindsight bias – als nachlaufende Transparenzmachung – ist 
eine lernverhindernde, absichtliche Intransparenzproduktion.  

(4) Die korrupt wie inkompetent anmutenden Transparenz-Produzenten – Ra-
ting-Agenturen bzw. Bankaufsichten – haben das Systemvertrauen gestört. 
Damit ist das Vertrauen in die Kontrolle durch Dritte aufgehoben und die 
Gesellschaft muss dieses Systemvertrauen erst mühsam wieder aufbauen.  

III Handlungsperspektive: Das Manifest der Latenz – 15 Punkte 

(1) Erste Einschränkung: Intransparenz als Invarianz der Forschung. Wissen-
schaft forscht über Nicht-Wissen im Wissen der Kontingenz. 

(2) Die Forschung über das Nicht-Beobachtbare ist die relevante Forschung – 
im Wissen der Nicht-Realisierbarkeit. 

(3) Nicht Mangel an Transparenz, sondern Mangel an Achtsam- bzw. Auf-
merksamkeit für das transparent Gemachte erzeugt Krisen, Korruption etc. 

(4) Intransparenz entsteht durch zu hohe und zu manifeste Transparenz – wie 
z.B. durch Massenmedialisierung. 

(5) Zu hohe Transparenz verhindert Krisenverhinderung, weil die Krise durch 
Misstrauen überhaupt erst entsteht und sich durchfrisst. 

(6) Systemvertrauen ist die zentrale ökonomische Ressource im Umgang mit 
Unbeobachtbarkeit. Das Vertrauen auf eine nicht selbst kontrollierbare 
Kontrolle durch Dritte.  

(7) Unbeobachtbare Unsicherheitsabsorption, beschränkte Rationalität und Selekti-
onszwang sichern Entscheidungsfähigkeit auch in intransparenten Situationen.  

(8) Metaisierung der Kontrolle als Reaktion der Dekonstruktion – d.h. Transpa-
rentmachung der Kontroll-Probleme durch eine Auditierung der Auditierer.  

(9) Latenz und Intransparenz schützen! Organisationen werden durch ihre 
Grenze zur Umwelt geschützt, die Medizin durch eine nicht hinterfragte 
Autorität.  
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(10) Intransparenz ermöglicht überhaupt erst Anfänge (Liebe, Firmen, Produkte). 
(11) Funktionale Äquivalente zur Transparenz: 1. Reputation und Authentizität 

im Sinne von personalem Vertrauen, 2. intransparentes Netzwerk von Kon-
trollen Dritter im Sinne eines Systemvertrauens.  

(12) Bürokratie – aktenbasierte, legal gesetzte Ordnung – ist eine Antwort der 
Transparenzforderung in Organisationen. Bürokratie produziert für Mit-
glieder wie auch Anspruchsgruppen aufgrund der Binnenkomplexität 
intransparente Prozesse. 

(13) Latenz ist ein Modus des „bewussten Unbewussten“, des „aktivierbaren 
intransparenten Wissens“.  

(14) Vertraulichkeit = verlässliche und interessierte Intransparenz.  
(15) Organisationen müssen die Form der Unterscheidung zwischen Transpa-

renz und Intransparenz selbst latent halten können. Sie haben dann eine 
Option. Voreilige Erfüllung von Transparenz-Ansprüchen Dritter lassen 
Organisationen zu Auslaufmodellen werden. 
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In Europa wurden im Zuge der Umsetzung der Verbraucherrechte – und auch 
zur Unterstützung der aufstrebenden Nachkriegswirtschaft – in den 60er und 70er 
Jahren des letzten Jahrhunderts Institutionen wie die Stiftung Warentest und ihre 
internationalen Entsprechungen – z.B. „Which?“ in Großbritannien, „Que choi-
sir?“ in Frankreich, „taenk“ in Dänemark – geschaffen. Ziele waren und sind, die 
unüberschaubare Vielfalt und die nahezu undurchdringliche Informationsdichte 
auf Endverbrauchermärkten transparenter zu machen und, auf Grundlage von un-
abhängigen wissenschaftlichen Untersuchungen, vergleichbare Qualitätsrankings 
zu erstellen, um Konsumenten zu optimierten Kaufentscheidungen zu befähigen.1 
Auch die Verbraucherzentralen bemühen sich seit nun einem halben Jahrhundert, 
durch Verbraucherberatung und -information den Verbrauchern die notwendige 
Transparenz über die Waren- und Dienstleitungsangebote zu geben, die sie für 
„gute“ – also: im Interesse des Verbrauchers und der Gesellschaft – Konsument-
scheidungen brauchen. Neben diesen staatlich subventionierten Verbraucherinsti-
tutionen sind auch von staatlichen Geldern unabhängige, überwiegend mitglieder-
getragene Vereine entstanden, die sich um Transparenz als Voraussetzung für 
„klugen Konsum“ bemühen. In Deutschland sticht hier besonders die Verbrau-
cherinitiative e.V. hervor, die sich vor allem im Bereich des Produkt-Labelling 
und des nachhaltigen Konsums um „mehr Durchblick“ bemüht, beispielsweise, in 
dem sie – in diesem Falle projektfinanziert durch das Verbraucherministerium – 
Transparenzdatenbanken wie label online.de aufgebaut hat.  

Die Kenntnis der Chancen und Risiken der Produkte und Dienstleistungen, 
der Qualität der kaufentscheidenden Charakteristika sowie der offenen und ver-
deckten Preise – und zwar sowohl der Produkte selbst als auch ihres Herstellungs-
prozesses und ihrer Nutzung – so die grundlegende Hypothese der Markttheorie, 
ist Voraussetzung für optimale Konsumentscheidungen und für funktionsfähige 
Märkte, auf denen „Abwanderung und Widerspruch“ (Hirschman 1970) der Kon-
sumenten die Qualität des Angebots immer wieder einfordern (Scherhorn 1983). 
Sind die Konsumenten wegen ihrer begrenzten Informationsverarbeitungskapazi-
tät und systematischen Bewertungs- und Entscheidungs„fehler“ durch die Daten-

                                                 
1 Die Stiftung Warentest hat gemäß ihrer Satzung den Zweck „die Öffentlichkeit über objektivier-

bare Merkmale des Nutz- und Gebrauchswertes sowie der Umweltverträglichkeit von Waren und 
privaten sowie individuell nutzbaren öffentlichen Leistungen zu unterrichten; der Öffentlichkeit 
Informationen zur Verfügung zu stellen, die zur Verbesserung der Marktbeurteilung beitragen, 
die Verbraucher über Möglichkeiten und Techniken der optimalen privaten Haushaltsführung, 
über eine rationale Einkommensverwendung sowie über von ihr als fundiert erkannte wissen-
schaftliche Erkenntnisse des gesundheits- und umweltbewussten Verhaltens aufzuklären.“, vgl. 
Satzung der Stiftung Warentest in der Fassung vom 1. Januar 2008, § 2 „Stiftungszweck“ (zu 
finden unter: http://www.test.de/unternehmen/stiftungsgremien/satzung). 
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Auftrag des Bundesverbraucherministeriums zum Scoring zeigt, ist bei den Aus-
kunfteien ein hoher Prozentsatz solcher Daten nicht aktuell (Korczak/Wilken 
2009). Die weniger seriösen Unternehmen dieser Branche erstellen zudem Sco-
ring-Werte auf Grundlage nicht valider Indikatoren wie der Wohnlage (soge-
nanntes Geo-Scoring). Die Bedenken, die Konsumenten bezüglich ihrer Daten-
privatheit und -korrektheit hegen, scheinen allerdings in Art und Ausmaß sehr 
unterschiedlich zu sein. Dies wird insbesondere im interkulturellen Vergleich 
deutlich (Überblick in Awad/Krishnan 2006): Während im europäischen Kultur-
raum der Schutz der persönlichen Daten als wichtiges Bürgerrecht betrachtet 
wird, werden im US-amerikanischen Kulturraum eher die Vorteile gesehen, die 
Konsumenten beispielsweise durch Profilbildung und -vermarktung haben.  

„Mehr Transparenz“ durch Regulierung oder durch technische Möglichkei-
ten bedeutet also nur dann eine Verbesserung der Verbraucherposition, wenn sie 
für die Angebotsseite gilt. Konsumenten leben dagegen unbehelligter und letzt-
lich sicherer(Identitätsdiebstahl, Phishing) wenn sie sich eher „blickdicht“ geben 
und an den Grundsatz der Datensparsamkeit halten. Die Digitalisierung hat  
jedoch auf der Makroebene große Vorteile für die Konsumenten gebracht: Wäh-
rend in der Neuen Politischen Ökonomie davon ausgegangen wird, dass sich 
Konsumenten, der „Logik des kollektiven Handelns“ folgend (Olson 2004), 
aufgrund ihrer dispersen Interessen und prohibitiv hohen Transaktionskosten 
grundsätzlich nicht selbst organisieren, um ihre Interessen durchzusetzen, hat 
das Internet durch die enorm gesunkenen Kosten der Organisierung und Kom-
munikation in der Praxis neue, dynamische und interaktive Formen der Vernet-
zung hervorgebracht. Es wird davon ausgegangen, dass Vernetzung, Austausch 
und Wissensgenerierung der Konsumenten im Web 2.0 – dem „verteilten Inter-
net“ – zu einer Verlagerung der Marktmacht von der Angebots- zur Nachfrage-
seite führen wird (Hansen et al. 2004). Diskutiert wird hier sogar ein Paradig-
menwechsel hin zu einer „postmodernen Verbraucherpolitik“ (Repo et al. 2009). 
Damit bekommt das Verbraucherrecht auf Organisierung eine ganz neue Be-
deutung. Denn Web-2.0-Nutzer sind selbst produktiv, werden selbst zu Informa-
tionsproduzenten und „Ko-Produzenten“, erfinden neue Formen von Austausch, 
Abwanderung und Widerspruch, können so selbst Teil der „Governance“ des In-
ternet werden (Repo et al. 2009). Zurückgreifen können sie auf immer nütz-
lichere Online-Informations- und Beratungsformate auch derjenigen Institutio-
nen, die für die Verbraucher Transparenz schaffen und diese beraten sollen: die 
Verbraucherzentralen und -organisationen sowie Anbieter von unabhängigen 
vergleichenden Warentests (Überblick in: Scholl et al. 2009: Kap. 5). Diesen 
wichtigen Veränderungen wird im Folgenden nachgegangen. 
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Besonders Nutzer unter 25 Jahren haben großes Interesse an den Anwendun-
gen des Web 2.0 (Habschik/Gitter 2009). Speziell für und von Konsumenten gibt 
es drei Typen von Web-2.0-Portalen (Scholl et al. 2009): (1) Produktbewertungs-, 
Einkaufs- und Meinungsportale (wie amazon, dooyoo, ciao, epinions, ShoutIt); 
(2) Verbraucherportale nach dem Wiki-Prinzip (wie konsumo.de) und (3) Netz-
werkportale oder Communitys wie utopia. Bei allen gilt: Je höher die Qualität der 
Information – d.h. ihre Validität, Glaubwürdigkeit, Aktualität, Vollständigkeit, 
Unabhängigkeit und Objektivität, aber auch ihre „Nutzwertigkeit“, also ihre Nut-
zerfreundlichkeit und Verständlichkeit – desto eher wird sie für Konsumentschei-
dungen herangezogen und desto eher wird die Informationsasymmetrie überwun-
den. Allerdings ist die Informationsqualität und damit die Transparenz in der 
Praxis auch im Netz begrenzt: Eine unüberschaubare Zahl von Anbietern und 
ständig wechselnde Produktversionen führen mehr oder weniger gezielt zu Kon-
sumentenverwirrung durch hohe Produktvielfalt (z.B. Tarife in der Telekommuni-
kation). Preisvergleiche sind allein durch die Vielfalt und häufigen Varianten-
wechsel kaum systematisch durchführbar (Habschik/Gitter 2009: 24). Die begren-
zte Reichweite von Suchmaschinen, veraltete oder gar manipulierte Suchergeb-
nisse, Manipulationstechniken bei der Websitegestaltung im E-Commerce sowie 
teilweise hohe Fehlerquoten (z.B. bei Preissuchmaschinen) sind weitere Schatten-
seiten des Netzes. In Meinungsbörsen manipulieren Firmen ganz gezielt die Be-
wertungen, Autoren von Erfahrungsberichten sind oft in Wirklichkeit Verkäufer. 
Studien, die berechnen, wie hoch die Folgekosten einer mangelhaften (aber sugge-
rierten) Transparenz im Internet für die Konsumenten sind und wie viel Konsu-
menten durch Fehlentscheidungen und Lockvogelangebote im Netz verloren  
haben, stehen noch aus, wären aber von großer Wichtigkeit. 

Interessant für die Bewertung der Portale ist auch die Frage nach deren  
Geschäftsmodell bzw. deren Finanzierung (z.B. mit Werbung oder werbefrei; 
Spinn-offs von Forschungsprojekten oder kommerzielle Gründungen), die Exis-
tenz und Unabhängigkeit der Kontrolle der Inhalte (Selbstkontrolle oder Moni-
toring) und die Möglichkeit der gezielten Manipulation. Gerade bei den Such-
maschinen und Handelsplattformen darf nicht vergessen werden, dass hier eine 
quasi-monopolistische Struktur mit all ihren Missbrauchspotenzialen den Markt 
dominiert. Tabelle 1 zeigt diese Kriterien in einer Übersicht. 

Informationsportale haben selbst Charakteristika von „Vertrauensgütern“ 
bzw. „Erfahrungsgütern“ (Nelson 1970; Reisch 2005). Dies sind Güter, deren 
Qualitäten nicht oder nur mit prohibitiv hohen Kosten durch Augenschein  
bewertbar sind. Vielmehr müssen hier glaubwürdige (staatliche oder marktliche) 
Dritte zwischengeschaltet werden, die den Nachfragern und Nutzern beispiels-
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weise durch eine Empfehlung oder ein Qualitätszeichen (ein Siegel, ein Zertifi-
kat) eine bestimmte Qualität signalisieren. Vielfach wird argumentiert, dass heu-
te durch die große Masse der Bewertungen es schon aus mathematischen Grün-
den so sein müsse, dass „zufällige Fehler“ im Sinne von bewusst geschönten, 
gesteuerten Einträgen ausgeglichen würden. Insofern könne heute bei den gro-
ßen Portalen sowie bei intern qualitätskontrollierten Portalen davon ausgegan-
gen werden, dass die Bewertungen im Durchschnitt der Wahrnehmung der  
Bewerter entspricht. Dies ist aber nur begrenzt der Fall. 

 
 Produktbewertungs-, 

Einkaufs- und Mei-
nungsportale 

Verbraucherporta-
le (Bsp. Konsumo) 

Netzwerkportale 
(Bsp. Utopia) 

Objektivität und 
Unabhängigkeit  
der Information 

subjektiv (da von  
Nutzern erstellt) 

Verbrauchernews: 
objektiv (da von  
Redaktion erstellt) 
Ratgeber-
Bearbeitungen: sub-
jektiv (da von  
Nutzern erstellt) 

subjektiv (da  
teilweise von  
Nutzern erstellt) 

Finanzierung  
des Portals 

Werbung  
Partnerverträge  
mit Online-Shops 

Werbung  
(in Form von  
Google AdSense) 
Werbekooperationen 

teilweise durch 
Sponsoring  
und Werbung 
Partnerschaften  
(überwiegend  
Unternehmen) 

Kontrollinstanzen 
im Portal 

„Selbstreinigung“ 
durch andere Nutzer 
sowie teilweise  
Kontrollen  
durch content-manager 

vorhanden  
und umfangreich 

teilweise durch  
Expertengremien; 
Selbstkontrolle 
durch „Utopisten“ 

Möglichkeit der 
Manipulation von 
Informationen 

vorhanden gering gering 

Tab. 1: Idealtypischer Vergleich von Portalstypen (Quelle: nach Scholl et al. 2009) 

2.1 Meinungs- und Bewertungsforen  

Der neueste weltweite Nielsen Global Online Consumer Survey 2009, für den 
25.000 Online-Konsumenten in 50 Ländern befragt wurden, zeigt deutlich, dass 
Konsumenten sich stark auf Meinung und Rat anderer Konsumenten – Bekannte 
und Einträge in Konsumentenforen – verlassen, viel stärker als auf die klassische 
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Werbung (vgl. Tabelle 2). Dies trifft auch für den deutschen Markt zu (business-
wissen.de 2008). Online Bewertungsportale gelten heute als die vertrauenswür-
digste „Werbeform“ – so erfolgreich, dass Epinions, amiro oder ciao Nutzer für 
hilfreiche Einträge mit Boni belohnen: Je häufiger die Bewertung von anderen 
Nutzern zur Entscheidungsfindung herangezogen wird, desto mehr wird dem Mit-
glied bezahlt – z.B. in „Eroyalities credits“ oder „doyoo Meilen“. Der unabhängi-
ge Rat von neutraleren Organisationen wird dagegen überwiegend von einer be-
stimmten Klientel, nämlich der akademischen Mittelschicht und Konsumenten 
mittleren Alters, nachgefragt. Daher wagen sich nach und nach auch satzungs-
mäßig in engen Grenzen agierende Institutionen wie die Stiftung Warentest in die 
Web-2.0-Welt und lassen ihre Kunden Produkte und Beiträge bewerten, bieten 
Chats an oder lassen sich von den Konsumenten Testvorschläge unterbreiten. 

 
Abb: 1: Vertrauen in Werbe- und Kommunikationsformen (Qelle: Nielsen Global Online Consumer 

Survey April 2009) 

Der große Einfluss persönlicher bzw. quasi-persönlicher Produktempfehlungen 
ist keine Neuigkeit für Marketingspezialisten: Schon immer war die persönliche 
(oder zumindest scheinbar persönliche) „Mund-zu-Mund“-Werbung sehr erfolg-
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Die Attraktivität der Bewertungsforen liegt vor allem darin, dass die kom-
primierten Bewertungen von Millionen von Nutzern weltweit den Weg durch das 
Informationsdickicht erheblich erleichtern, vereinfachen und abkürzen. Die ge-
genwärtig zu beobachtenden Aufkäufe, Zusammenschlüsse und Kooperationen 
zwischen Einkaufsratgebern, Produktbewertungsportalen, Community-Blogs und 
Preisvergleichsseiten lassen darauf schließen, dass in Zukunft Informationen und 
Bewertungen über Produkte und Dienste verstärkt in aggregierter Form ange-
boten und genutzt werden. Verbunden mit bezahlbaren Audio-Video-Anwen-
dungen vor allem der mobilen internetfähigen Geräte und stündlich aktualisier-
tem Inhalt werden solche aggregierten „Meta-Suchen“ noch anschaulicher, 
attraktiver und nützlicher, da sie direkt am Entscheidungsort und in der Entschei-
dungssituation verfügbar sind und den Nutzer über Kartenfunktionen sogar zum 
günstigsten Angebot „lotsen“ können. Solche mobilen Angebote sind der Anfang 
ganz neuer Anwendungen im – mobilen – Web 3.0 (McRoberts/Terhanina 2008). 
Mit Shopsavvy beispielsweise, einer vor Kurzem auch in Deutschland eingeführ-
ten Android-Anwendung, kann bei über 20,000 online und stationären Händlern 
nach dem niedrigsten Preis gesucht werden – man muss lediglich im Geschäft 
mit der Mobiltelefonkamera den Strichcode einlesen.  

2.2 Verbraucherportale und soziale Netzwerke  

Verbraucherportale wie konsumo funktionieren nach einem anderen Schema, 
nämlich nach dem Wiki-Prinzip: Nicht einzelne Produkttypen oder Marken 
werden bewertet, sondern es werden Vorteile und Nachteile von Geräten und 
Gebrauchsgegenständen allgemein beschrieben, auf Qualitätskriterien hingewie-
sen und allgemeine Produktinformation ausgetauscht. Alle Internetnutzer kön-
nen an den Bewertungen mitschreiben, Änderungen werden von einem Inhalts-
administrator geprüft. Konsumenten bekommen hier einen Überblick über 
Produkttypen, -funktionen sowie potenzielle Produktrisiken direkt aus der Er-
fahrungswelt anderer Konsumenten.  

Bewertungen und Empfehlungen sind für den einzelnen dann besonders  
relevant, wenn die Peer-Berater ähnliche Interessen, Wertvorstellungen und  
Lebensstile haben. Netzwerkportale funktionieren ebenfalls grundsätzlich nach 
dem Wiki-Prinzip, haben jedoch noch eine ganze Reihe weiterer Optionen, die es 
Nutzern ermöglichen, sich untereinander auszutauschen. Bei den Communitys 
kommt zudem das Gemeinschaftsgefühl zum Tragen, das auf der gemeinsamen 
„Belebung“ einer thematischen Plattform mit eigenem Themenspektrum basiert. 
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kluge Konsumentscheidungen notwendige Medienkompetenz wird allerdings in 
der Regel eher nebenbei erworben und beschränkt sich weitgehend auf konkretes 
Produkt- und Handlungswissen („Bedienungswissen“) und kaum auf Orientie-
rungswissen („Reflexionswissen“) und Metawissen über die Qualität von Inter-
netangeboten. Damit Transparenz – und nicht nur freier Informationszugang – 
gewährleistet ist, bedarf es jedoch beider Formen von Wissen.  

Je mobiler, billiger, ubiquitärer und damit einfacher der Netzzugang wird, 
desto interessanter werden internetbasierte Informations- und Beratungstools 
zudem auch für Konsumenten der „emerging markets“ und der so genannten 
Entwicklungsländer. Aufgrund fehlender Infrastruktur ist hier bekanntermaßen 
der Anteil der Kommunikation über Mobiltelefone besonders hoch. Heute gibt 
es weltweit ca. vier Milliarden Mobilfunk-Verträge, davon zwei Drittel in den 
Entwicklungsländern. Hier liegt ein riesiges Potenzial für eine noch stärkere 
weltweite Vernetzung und Stärkung der Konsumenten. Es reicht eben ange-
sichts der Globalisierung vieler Märkte heute nicht mehr aus, nur die Konsu-
menten „vor der Haustür“ zu betrachten.  

Auf der Anbieterseite sind Bewertungs- und Verbraucherportale zuneh-
mend wichtige Quellen zur Erkundung von Kundenwünschen und -beschwer-
den, die zur Marktforschung, Produktentwicklung und Sortimentsoptimierung 
genutzt werden. Wie Marktstudien zeigen, werden die von Verbrauchern im In-
ternet veröffentlichten Informationen von Unternehmen nicht mehr ignoriert wie 
noch vor wenigen Jahren; die traditionelle Marktforschung wird vielmehr zu-
nehmend um regelmäßiges Web-Monitoring von Produktbewertungsportalen 
und Online-Foren ergänzt (business-wissen.de 2008; Consline 2008). In der 
neueren Marketingforschung wird zudem argumentiert, dass die „kollektive 
Kreativität“ von Web-Communitys der „individuellen Kreativität“ einzelner  
überlegen sei (Kozinets et al. 2008).  

Traditionell haben Unternehmen von einem Informationsgefälle zwischen 
ihnen und den Konsumenten – in Bezug auf (internalisierte und externalisierte) 
Kosten, Qualitäten, Preise, Zulieferer – einen Vorteil. Wenn nun durch die web-
basierte Transparenz im Zusammenspiel mit einem Wertewandel hin zu mehr 
eingeforderter Unternehmensverantwortung diese Asymmetrie abnimmt, kann es 
eine sinnvolle Strategie sein, Nachfrager systematisch in „Co-Creation“-Prozesse 
mit einzubeziehen, bei denen Produkte – beispielsweise Software – gemeinsam 
mit den Nachfragern gestaltet und optimiert werden. Auf Wertpapiermärkten ist 
dies teilweise bereits Realität (Prahalad/Ramaswamy 2004; Bruns 2008).  

Gleichzeitig wird seitens der Konsumenten Druck auf die Hersteller ausge-
übt, indem Bewertungen abgegeben werden, die für jeden einsehbar sind und im 
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und ohne in unlauterer Absicht firmenschädigenden Konsumenten zu viel Ein-
blick zu geben. Web-2.0-Unternehmensberater wissen jedoch, dass es vor allem 
die eigenen Mitarbeiter sind, vor deren hauseigener Kritik sich das Management 
„fürchtet“ – viel weniger als vor der Kritik von Konsumenten. Werden jedoch 
die Regeln guter Kommunikation im Netz verstanden und beherrscht, dann sind 
hier die Risiken für die Firmen viel geringer als befürchtet.  

Insgesamt, so zeigt dieser Beitrag, eignet sich das Internet sehr gut dafür, 
durch Information und Vernetzung Transparenz herzustellen. Gleichzeitig be-
steht jedoch die latente Gefahr des verschleiernden Informationsrauschens, denn 
„too much information can harm“, so der programmatische Titel einer britischen 
Regierungsstudie zu Verbraucherinformation. Web 2.0 und Web 3.0 bieten vor 
allem ganz neue Möglichkeiten für selbst geschaffene und selbst verwaltete 
Transparenz über Anbieter, Produkte und Produktionsprozesse. Entscheidend für 
die Machtasymmetrie auf Märkten ist jedoch der Druck der „Öffentlichkeit“, der 
in den Communitys erzeugt werden kann – und auch zunehmend erzeugt wird.  
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Transparency after the Financial Crisis. 
Democracy, Transparency, and the Veil of Ignorance 

Helmut Willke 

1 Exposition  

The global financial crisis of the years 2007-2009 has exacerbated a fundamen-
tal dilemma of modern democracies: Democratic decision-making presupposes 
transparency of interests, influences and interventions, whereas the operational 
logic of financial transactions, financial instruments, and financial strategies de-
pends on proprietary knowledge, exclusive expertise and competitive advan-
tages through deliberate veiling of the competing organizations’ own intentions. 

The global financial system thus creates a massive veil of ignorance, albeit 
not in Rawls’ sense as a precondition for a “just” distribution of social goods and 
social positions by nullifying “the effects of specific contingencies which put men 
at odds and tempt them to exploit social and natural circumstances to their own 
advantage” (Rawls 1981: 136), but in a very opposite sense: The point of this veil 
of ignorance is to explore and exploit behind this shield all conceivable circum-
stances for one’s own advantage in order to succeed in a competitive market. 

The political systems of modern democracies have a long tradition of trying 
to enforce some degree of transparency on their financial systems by tightly regu-
lating, controlling and limiting banks, insurance companies and other financial 
corporations. For example, the U.S. Glass-Steagall Act of the Depression era sepa-
rated the business spheres of banks, investment firms and insurance companies in 
order to create more transparency in types and kinds of financial businesses, or the 
U.S. Sarbanes-Oxley Act of 2002 mandated a strict control of the financial offi-
cers (CFOs) of listed corporations after the Enron- and WorldCom disasters.  

However, the results of all these efforts have not been overwhelming. Most 
endeavors of politics to increase the transparency of the financial systems have 
had the detrimental effect of engendering more sophisticated evasion strategies, 
more refined circumventions and more complex risk models, thus perpetuating the 
rat race between regulators and regulated and the impasse between the calls for 
transparency and the pursuit of “constructive ambiguity”, i.e. intransparency of the 
financial system: “We have lived for decades with a regulatory ‘disclosure para-
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dox’, which Anthony Hopwood identified, namely that the more organizations 
disclose about themselves, the less we know about them” (Power 2008: 11).  

This text aims at describing the transparency paradox which is obfuscating 
a clear call for transparency in the (global) financial system from the point of 
view of democratic decision-making and responsibility on the one hand, and 
derogating a clear call for splendid opacity of financial transaction from the 
point of view of a “free” market on the other. What are the conditions and prem-
ises of a productive relationship between democratic transparency and the con-
stitutive asymmetry of information inherent in financial transactions? What 
venues are there to reconcile the political quest for transparency and the finan-
cial principle of privacy and discretion without regressing to transparency fun-
damentalism or to market fundamentalism? 

A first step of the following reasoning will be to delineate the renewed en-
titlement of democratic politics for disclosure and transparency in financial af-
fairs as part of the democratic essentials of capitalism. We will then, in a second 
step, outline some of the limits to transparency, particularly limits of expertise 
and limits of involvement. In a third step, the paper will address the crucial 
question of non-knowledge, ignorance, risk and uncertainty as constitutive ele-
ments of corporate financial strategies. The difference of corporate risk (micro-
prudential risk philosophy) and “systemic risk” (macro-prudential risk philoso-
phy) will be essential to arrive at a valid mode of complex political governance 
of global finance. Finally, in a fourth step we will outline some consequences of 
the limits to transparency for democratic governance. 

2 Democratic essentials of capitalism 

The democratic institutions of capitalism have become more relevant and more 
acute with the advent of a global economic crisis which has reinforced the na-
tion-state’s role as lender and guarantor of last resort. In democracies this pits 
private/corporate failures and profits against collective responsibilities and 
losses – presumably an uneven contest. A more balanced role for polities in set-
ting rules and limits to economic activities has been gradually dissolved as far 
back as the “liberalization” of markets during the 1980s: “Since then the politi-
cal climate has fostered deregulation, with politicians supporting light-touch 
rules and assembling meta-governance systems that assess performance of regu-
lators in terms of business interests rather than those of the consumer” (Hutter/ 
Dodd 2008: 4). 
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but must be defined by some constituency. The definition of social responsibili-
ties, therefore, inevitably constitutes a political act of collective will formation, 
whatever or whoever the respective collectivity might be. CSR entails a politici-
zation of the corporation, and some authors in fact take account of this conse-
quence. Palazzo/Scherer, for example, deplore the “de-politicization of the corpo-
ration” which, they argue, exempts the corporation from “self-evident” political 
responsibilities, and they doubt the validity “of the established interpretation of 
the corporation as an extension of the private self” (Palazzo/Scherer 2006: 76). 
Consequently, they endorse the politicized corporation, holding “that corpora-
tions have to align their activities with ‘broader community values’” (p. 77). In-
stead of re-politicizing corporations, de-politicizing non-political spheres is one 
of the cornerstones of liberal democracy and not to be done away with lightly.  

The democratic essentials of capitalism must be defended against the falla-
cies of market-fundamentalism as well as against the moral arrogance of CSR 
and similar concepts. In spite of recurrent and “cyclic dreams of a strong state” 
(Hofmann 2008) there is no way for politics to do the job of the economy, sub-
stituting political decisions for economic and market decisions. Conversely, the 
evidence of market failures calls for a sober examination of the limits of the 
self-organizing capacities of markets and the failures derogate any notion of a 
self-correcting automatism of markets. A crucial case in point is the propensity 
of politics to intervene in the markets (in case of market failure), if there is evi-
dence of “systemically relevant” risks or failures. 

The distinction between regular failure of corporations in the market as part 
of the process of “creative destruction” (Schumpeter) and systemically relevant 
failures obviously is a precarious and contested one. A crisis of a financial insti-
tution or an imminent collapse of an enterprise becomes systemically relevant if 
the mass media, relevant parts of the electorate or relevant groups of politicians 
consider the fallout and the costs of a failure (of that institution or enterprise) 
greater than the costs of rescuing it by public bailout. Of course, the entire cal-
culation is necessarily based on presumptions and assumptions. Whether the 
failure and bankruptcy of Lehmann Brothers has been a private problem of 
owners and investors and the possible failure of AIG has been and still is sys-
temically relevant remains an open question. Whether (in Germany) the car 
maker Opel must be rescued with public help, while Karstadt or other retailers 
go bankrupt, is open to debate.  

A case in point: The bailout of the investment bank Bear Stearns by the 
U.S. Federal Reserve in March 2007 was seen as a successful intervention 
against the risk of “systemic shocks” from the failure of a large financial corpo-
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It is a quite different question, however, whether and how these contextual 
conditions can be implemented by means of political action. This leads us to the 
second step of the argument.  

3 Distributed expertise and the limits to transparency 

The central obstacle to valid political regulation of financial affairs is not a lack 
of legitimacy or formal competences but a lack of expertise on the part of the 
regulators and, to a considerable degree, on the part of the regulated. Even if 
disclosure is mandated, the ironic reality is that the expertise required to under-
standing the information is controlled by those being regulated and the expertise 
of the regulators to exercise oversight, therefore, depends on the organizations’ 
willingness to cooperate. “Research into accountability relationships confirms 
this somewhat reversed power constellation” (Hofmann 2008: 9). 

It is almost a truism to state that financial transactions, models and instru-
ments have become so sophisticated and complex that there are very few experts 
who will understand their consequences. The invention and use of “collateral-
ized debt obligations” (CDOs) is a conspicuous case in point. The original intent 
of using CDOs was to spread risks across regions, firms and markets: “When 
the JP Morgan team had created its original, prototype CDO deals, they had 
bundled up loans from a well-diversified pool of companies, specifically to 
minimize the chance of widespread defaults” (Tett 2009). One of the ideas of 
CDOs was to specify “super-senior” slices of risk which were supposed never to 
default. However, within ten years of practice this turned out to be erroneous. 
“As a result, few of the bankers outside the CDOs team knew how the operation 
worked. ‘Perhaps there were a dozen people in the bank {here: CitiBank} who 
really understood all this before – I doubt it was more’, one senior Citi manager 
recalled bitterly” (Tett 2009). 

If financial experts do not understand the most sophisticated instruments, 
then it is safe to assume that regulators know even less: “Financial regulators, in 
my experience, know far less than private-sector risk managers. Indeed, the 
open secret about regulation in the free-market world is that regulators take their 
cues from private-sector practitioners. The Federal Reserve and other supervi-
sory institutions continually seek the advice of the best and brightest risk-
management professionals” (Greenspan 2008: 524). In all fields of regulatory 
activities of the state, regulators and regulatory agencies now need highly so-
phisticated knowledge to evaluate negative externalities, risks or incipient dam-
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Creating a feasible regulatory environment under circumstances of hyper-
complexity and extreme levels of opacity is requiring a joint production by pri-
vate financial corporations and public regulatory bodies. The regulatory bodies 
define the principles and guidelines of sound financial affairs, including the 
range of regulated entities, whereas financial corporations provide the relevant 
expertise which is necessary to evaluate their risk propensities. The model of a 
joint production stems from the fact of “distributed expertise”, i.e., the fact that 
the crucial indispensable knowledge for maintaining a viable and responsible fi-
nancial system is not available to a single organization any more, but instead is 
distributed among many different actors and organizations around the globe: 
“Regulatory authority can be seen as the outcome of collaboration rather than an 
exclusive and stable resource for government action” (Hofmann 2008: 9). 

Expertise as a basis for decision-making in governance and regulation 
opens a Pandora’s box of uncertainties. Whereas normative settings push aside 
all “ifs” and “buts” and replace all doubts by a final “so be it”, a cognitive frame 
of reference fosters doubts and uncertainties. It builds on the expectation that all 
knowledge is provisional and destined to be revised by the next step in knowl-
edge creation. Normative authority derives from the unquestionable fact of a 
majority vote. Cognitive authority derives from a complex interplay of minimiz-
ing doubts and maximizing revisions in a framework of “organized skepticism” 
(Merton 1973). Normative authority reduces and destroys complexity, whereas 
cognitive authority manages and preserves complexity. 

A knowledge-based framework for decision-making brings in “private au-
thority” in the sense of authority exercised by a trans-national cooperation of 
private organizations and other actors in areas of rule-making, arbitration, dis-
pute settlement, standards-setting, and organization of societal sectors. For stan-
dard political theory the surprising aspect of private authority lies in the asser-
tion that “the cooperation among firms is either given legitimacy by 
governments or legitimacy is acquired through the special expertise or historical 
role of the private sector participants” (Cutler/Haufler/Porter 1999: 3). The ar-
gument highlights a close relationship between the diffusion of authority (in hy-
brids of public and private forms of authority) on the one hand and a comple-
mentary diffusion of legitimacy on the other.  

In financial regulation the exercise of private cognitive authority has been 
common practice. However, not only the regulators’ expertise lags behind the 
innovative and sophisticated knowledge of the vanguard of financial models and 
instruments, but also that of most “regular” bankers and, in particular, the top 
management of financial firms which is supposed to exercise control and over-
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sight over the operations of their employees and firms. The exclusiveness of re-
levant expertise creates a veil of ignorance, making the arcane gyrations of the 
financial system intransparent to most of its actors, including the regulators. 

The global financial crisis has exposed the operational and cognitive aspects 
of a built-in intransparency of the financial system, including a paradoxical en-
tanglement of regulators and regulated. The crisis, therefore, is systemic and can-
not be reduced to the failure or the greed of some actors within the system. In-
deed it is not even a crisis limited to failures of regulation but a crisis due to a 
much broader insufficiency of governance modes concerning highly complex and 
knowledge-intense problem arenas: “We have to start from the presumption that 
the crisis we are now witnessing is not one that is specific to the financial system. 
… It is a crisis both of an interrelated set of ideas about what it means to govern 
appropriately, and a set of practices that seek to govern the operations of do-
mains as diverse as financial markets and health care” (Miller 2008: 6).  

4 Systemic risk, systemic relevance and systemic intransparency 

The veil of ignorance covering the operational modes and the consequences of 
arcane financial models and instruments becomes a public concern as soon as 
the failure (bankruptcy) of financial firms (banks, investment firms, insurance 
companies, private equity funds, semi-official mortgage agencies like Fannie 
Mae or Freddie Mac) threaten to engender system-wide consequences. The 
question is: What are system-wide consequences? 

Systemic repercussions of the (possible) failure of financial corporations are 
closely related to the notion of “systemic risk”. In general, systemic risks ema-
nate from an intransparent interplay of layered and leveraged components of a 
concatenated compound. The case of the global financial system is an exemplary 
one since the focus of all governance and regulatory action has been on single 
components, i.e. issuers, CFOs, individual firms and corporations etc., whereas 
the interplay of these components has remained intransparent: “A lack of focus 
on the changing system characteristics of the international financial system has 
become a characteristic of international regulatory developments in the past few 
years” (Eatwell 2004: 1). John Eatwell has given an exemplary account of two of 
the most acute factors of common concepts of regulation that actually create and 
enhance systemic risks: The factors he singles out are: (1) the focus on single 
firms instead of a focus on a conglomerated global system of finance, and (2) a 
misguided focus on homogeneity instead of a focus on heterogeneity as an opti-
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mal mix of risk factors. Both factors lead into the thick of questions of govern-
ance since governance influences, and at times even creates, these factors. 

(1) In principle, regulation and supervision of the financial system through 
central banks, regulatory and supervisory institutions aim at system-wide finan-
cial stability. In practice, however, critical standards and rules, i.e., the Sar-
banes-Oxley Act or pillar one of Basel II, address single firms and their specific 
control architectures and risk models. To be sure, Basel II is an important step in 
establishing a learning mode of the new supervisory review process, aiming at a 
cognitive supervisory regime in banking. Still, the focus is on single firms and 
their risk behavior, neglecting structural issues and negative externalities of the 
risk strategies of single firms. New types of operational risks emanating from 
individual firms might coalesce to systemic operational risks and market risks 
that overwhelm the coping capacities of the individual actors of the financial 
system: “The internal risk management regime – for credit and market risk, op-
erational risk, compliance risk – needs to meet a more exacting standard. The 
requirements for operational resilience for technology systems are necessarily 
more demanding” (Geithner 2004: 4). Obviously, this also increases the de-
mands on and difficulties of financial governance. 

The shifting grounds for regulatory supervision correspond with a marked 
change in risk perception within the last decade. In the 1990s, major risks de-
rived from aberrant or criminal behavior of single firms and persons. By 2003, 
the sources of risks had shifted to complex financial instruments and adverse 
macroeconomic conditions for the business strategies of financial firms (Smut-
niak 2004: 16). At present, the systemic effects of individual risk taking are be-
coming more accentuated, because the traditional separation of different types 
of financial institutions, in particular the separation between banks, insurance 
companies, securities and funds, already loosened by the Gramm-Leach-Bliley 
Act of 1999 (for the USA), is undermined by an intransparent concatenation of 
risk propensities via diffusing effects of structured credit instruments (Plender 
2005) and the creation of a massive “shadow banking system” intended to hide 
major transactions, to enhance intransparency and to cover serious parts of the 
financial system under a veil of ignorance by operating outside regular banking 
supervision and national regulation. The shadow banking system “is a nexus of 
private equity and hedge funds, money-market funds and auction-rate securities, 
non-banks such as GE Capital and new securities such as CDOs and credit-
default swaps. … On the eve of the crash, more capital was flowing through it 
than through the conventional banks” (Economist 2009: 20). 
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As the field of options within the financial system is extended into the 
depth of structured derivative instruments and into the labyrinths of prolonged 
chains of conditioned events, the chances and risks of aggregate or even sys-
temic effects of mutual reinforcement, snowballing, leverage and positive feed-
back loops beyond single firms loom large. A complex array of options corre-
sponds with chances of “low-probability, high-impact events” (Kohn 2004). A 
regulatory focus on single firms necessarily makes governance blind for sys-
temic turbulences. These turbulences certainly start with some actions and deci-
sions of firms, like kids throwing snow-balls, but these actions then turn into 
avalanches by setting off chain reactions that follow the logic of the financial 
system and defy the motives and reasons of the people or single firms involved.  

When the bubble bursts and the crisis is happening, systemic risks turn into 
systemically relevant threats. Again, nobody can know for sure what event und 
what organization/institution exactly is systemically relevant. The notion covers 
various aspects: (1) an organization is “too big to fail”, meaning that its failure 
precipitates the downfall of an entire sector of the financial system; (2) an or-
ganization’s failure would kick off an avalanche of related failures within the fi-
nancial system, particularly by destroying the quintessential trust which fuels fi-
nancial transactions; (3) the failure of a sector of the financial system would 
expand into the “real” economy, putting firms and jobs at risk, thus impinging 
on the social security system and connecting to politically touchy fields; and (4) 
an organization’s failure would touch off social unrest, protest and more violent 
expressions of deception and insecurity from affected people, thus again 
connecting to politically touchy arenas.  

The notion of “systemic relevance” implies a responsibility for politics to 
react to a financial (or economic) critical state of affairs. Its definition derives 
less from financial/economic reasoning than from political judgments of political 
relevance. Politics finds itself in a double-bind of unavoidable non-knowledge 
and intransparency: Political decision-makers have no way of knowing the exact 
financial/economic implication of a critical situation since even most of the fi-
nancial and economic actors involved have no clue of what is going on; and they 
have no way of knowing whether or not political action (like bailout, guarantees, 
grants, the creation of “bad banks” or even nationalization of firms etc.) will 
solve the problem or whether the solution will be the next problem. 

An important aspect of the logic of the financial system lies in the temporal 
deep-structure of capital. Since “financial markets are markets for stocks of cur-
rent and future assets, the value of which today is dependent on the expectations 
of their future value” (Eatwell 2004: 2), present expectations of future asset-





68 Helmut Willke 

consequences of their performance, however, appear detrimental to the stability 
and success of the very system they constitute. This basic ambivalence or built-
in contradiction is of course reminiscent of Marx’ characterization of the capi-
talist system as inherently self-destructive. Ironically, Marx’ diagnosis was pre-
mature in presupposing circumstances of the deterritorialized deployment of 
capital that only the ultimate global breakthrough of the capitalist mode of fi-
nancial operations have brought into existence – a constellation which Marx 
may have foreseen by following the logic of the medium of capital.  

The astonishing self-defeating propensity of the financial system is closely 
related to its temporal deep-structure. In order to understand this, it seems help-
ful to distinguish between three levels. The market economy as a functional sub-
system of society fosters heterogeneity because the power of competition drives 
differentiation, specialization, a Schumpeterian propensity for innovations and a 
Porterian exploitation of differential competitive advantages of locations (Porter 
1990). Hence, on a first level, in a ‘simple’ market economy there is little dan-
ger of forced homogeneity.  

However, the trouble with “herd behavior” and the corresponding urge to-
wards homogeneity begins on a second level, when the decisions to invest and 
the decisions to sell/buy are distant points in time and therefore lose their auto-
mated corrective response from the market (Scharfstein/Stein 1990). The fa-
mous “hog cycle” points to the problem of maintaining heterogeneity when ex-
tended time frames (i.e., investing in life stock, raising hogs, producing meat 
and selling the product) and committed resources prevent a fast and flexible re-
action to market conditions. Hog cycles still exist today, causing serious prob-
lems of excess production capacity in many fields: automotive, memory chips, 
computers, mobile phones, ship building etc. The hog cycle builds on exagger-
ated expectations of investors in times of shortages and it results in over-
capacities because “everybody does the same” (homogeneity) instead of every-
one doing their own thing (heterogeneity).  

On a third level, the level of the financial system, the long-term cyclicity of 
the real economy is replaced and enhanced by the short-term and ultra short-term 
cyclicity of electronic financial flows. It takes considerable experience and ex-
pertise for people to direct their interventions in a way that avoids unintended or 
detrimental consequences. It is important to recognize (and it takes a bit of cour-
age to admit) “that we do not know a lot about the underlying dynamics of finan-
cial crises in the context of the evolving financial system” (Geithner 2004: 4).  

Accordingly, quite a few elements of governing, controlling, and regulating 
the financial system lend themselves to producing unintended or detrimental re-
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the global crisis has taught a different lesson: Neither the market nor the state in 
isolation are in a position to govern an exceedingly complex political-economic 
system with global range. In particular, neither market-fundamentalism nor “sta-
tism” is able to describe adequately the interdependence of political contextual 
guidance and economic/financial self-organization, i.e. the interplay of democ-
ratic institutions of a market society and the economic institutions of democracy. 

Propositions to reconsider globalization and to mend the systems and re-
gimes of global governance abound in the wake of the current financial crisis 
(Eichengreen/Baldwin 2008). In all these considerations concerning an adequate 
governance architecture for global challenges there is no room for market fun-
damentalism or state-fundamentalism. Instead, there is a concerted effort to sin-
gle out the components of viable governance, i.e. legitimacy, accountability, 
transparency, resilience and efficacy. It is, for example, quite unrealistic to ex-
pect or to demand for institutions and modes of global governance the same de-
mocratic standards that are applied to claim formal democracy of modern na-
tion-states (Buchanan/Keohane 2006). Instead, the necessary cooperation and 
imbrication of public and private actors, of national and transnational institu-
tions and of organizations from civil society and from the public sphere call for 
a complex reconstruction of legitimacy on grounds of expertise, participation 
and accountability. Recourse to the constituent components of good governance 
means to build a rational, contestable and flexible framework for solving prob-
lems whose adequate handling depends on professional expertise and, therefore, 
the inclusion of relevant and knowledgeable actors and organizations. 

Of course, reliance on private institutions can be exaggerated and a con-
comitant shift from public to private responsibilities can be harmful. The domi-
nant political ideology in the Western world in the last few years of “neo-con” 
politics was carried by a morally grounded crusade for free markets and global 
financial arbitrariness and even negligence. The ideology included a systematic 
dismantling of the role of public regulatory institutions and of laws mandating 
regulation. Government, whether big or small, was becoming increasingly un-
fashionable and the idea of the strong regulatory state was under attack from all 
sides. Now, the state is cajoled into the role of savior of last resort, and the na-
tionalization of banks is not out of the question any more, even in the USA and 
Great Britain. These national rescue routes contrast starkly with the global ex-
tent and deep-structure of the financial crisis, and even more so with the con-
spicuous absence of statehood at the global level. “The global economic, finan-
cial and political situation has reached a dangerous point. Governments and 
central banks have staunched the bleeding in their financial systems for the 
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moment by nationalising banks, guaranteeing their liabilities, and back-stopping 
markets in debt securities. But they lack an exit strategy from the awkward posi-
tion in which they now find themselves” (Eichengreen/Baldwin 2008: 1). In-
deed, the need for a global regulatory framework and a proficient governance 
regime for global finance could not be more obvious. 

At the same time the need for smart governance is reconfiguring the compo-
sition of interests, resources, restrictions and contingencies of collective decision-
making (Willke 2007). Global governance, in particular, encompassing national, 
international and global levels as well as public, private and civil society organiza-
tions, transforms the nation-states from classical guardians of the common good 
(related and restricted to the territory of the nation-state) to representatives and 
protagonists of special (national) interests. Conversely, some civil society organi-
zations, e.g. Amnesty International or Transparency International, have achieved a 
global perspective and are pursuing global common interests. So, at a global level 
the traditional juxtaposition of egotistic private interests and common public inter-
ests is reversed in some respects related to pursuing global public goods.  

As if there was a need to prove this proposition, the present financial crisis 
is exhibiting exactly this new constellation of interests: The nation-states follow 
their narrow national interests, explicitly propagating a financial protectionism 
in spite of knowing that the problem is not nationally delimited any more. And it 
seems to be left to the institutions of global finance, i.e. the IMF, Financial Sta-
bility Forum, G-30 etc., to endorse the common interest of global financial sta-
bility. This dynamic must be considered as part of an ongoing expansion of “va-
rieties of democracy”.  

In a quite surprising way the current crisis has rediscovered the maxim of 
“bringing the state back in” (Evans 1985). The magnitude of the crisis has led 
many commentators to propagate an almost omnipotent state, demanding the na-
tionalization of banks, financial institutions and “systemically important” indus-
tries, like in the USA and Germany, parts of the car industry. Obviously, this 
stance disregards a set of historical experiences with state-failures (analogous to 
market-failures) and with a very limited capacity of political systems to manage 
or control sophisticated economic and financial processes. The first lesson from 
the crisis seems to be not to succumb to the either-or-logic of either market-
fundamentalism or state-omnipotence, but rather to intensify the much more ar-
duous search for appropriate hybrid forms of regulated market autonomy, i.e. of 
combining contextual conditions set by public and private authorities on the one 
hand and self-regulated accountability of private actors and organizations in the 
market on the other.  
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In the wake of the crisis democracy is aching under the weight of apparent 
“necessities” following from the turbulences of the crisis: 
 
– to prove its ability to govern and to cope with the crisis 
– to restore trust in the financial system 
– to bail out systemically relevant enterprises 
– to guarantee the savings of small investors, savers and big pension funds 
– to increase substantially public debt 
– to appease national constituencies at a cost to international agreements and 

cooperation 
– to interfere in the markets by differential bailouts and guarantees 
– to redesign national and transnational regulation 
– to instigate economic incentive programs (rescue packages) in spite of their 

doubtful or even detrimental outcomes. 
 
Even more somber implications of the financial crisis for democracy pertain to 
the core components of democracy, i.e. legitimacy, participation, accountability, 
and transparency. At the root of these challenges to democracy lies a fundamen-
tal discrepancy between an advanced economic and financial globalization on 
the one hand and an acute absence of global politics able to create globally bind-
ing rules on the other. Government, and in particular democratic government, is 
restricted to the level of nation-states. Only governments represent sovereign na-
tions able to legislate collectively binding norms which, eventually, can be en-
forced by the legitimate use of force. To be sure, by now multiple forms of gov-
ernance supplement the nation-states’ role at the transnational and global level. 
Marie-Anne Slaughter defines the tri-lemma of global governance as “the need 
to exercise authority at the global level without centralized power but with gov-
ernment officials feeling a responsibility to multiple constituencies rather than 
to private pressure groups” (Slaughter 2004: 257). 

There is an array of global governance regimes in policy arenas like econ-
omy, finance, health, energy, sports and many more (Willke 2006), including an 
impressive edifice of “global law” (Teubner 1997). The core problem with 
global governance regimes is that they lack, in various degrees, the characteris-
tics of formal democracy, and thus their rule-making competences depend on 
contract, compliance and consensus. 

An increasingly powerful globalization forces us to accept that the tradi-
tional standards of formal democracy, legitimacy and democratic accountability 
cannot be expected to apply to global contexts since the world is far away from 
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global democracy and a global governmental regime. Still, the emergence of 
various global governance regimes amounts to a strengthening of important 
components of democratic self-governance since these regimes incorporate 
strong elements of self-organization, self-guidance, self-defined autonomy and 
participation of relevant actors and institutions. All this remains, to be sure, an 
ambiguous and contested experiment in expanding democracy to include private 
authority, indirect power and derivatives of legitimacy. But it is arguably a bet-
ter option than limiting democracy to the level of the (modern) nation-states and 
leaving global contexts to a regime of laissez-faire. So, the first constitutive 
paradox in promoting reason in global affairs is to lower the aspiration level of 
formal democracy for global contexts (lateral world systems) in order to en-
hance the overall democratic quality of global governance. In a serious sense 
this means to adapt John Rawls’ conception of “reasonable pluralism” (Rawls 
1996: 36, 63f.) to the level of global governance. 

To insist that democracy must remain restricted to the core model of formal 
democratic procedures based on political party competition and majority votes 
of a specific electorate would mean to denigrate new inventive ways of creating 
legitimacy, participation and accountability. Decision-making in global policy 
arenas depends on varieties of democracy that use derivatives of legitimacy to 
sustain compliance and adherence to common rules. The most important new 
asset to create legitimacy in this context is the legitimacy of expertise as exem-
plified by the Dispute Resolution panels of the WTO. The most important new 
asset to increase participation is to invite NGOs and special interest groups, and 
the most important new asset to enforce accountability is to involve the watch-
dog capabilities of global mass media and corresponding public “blame and 
shame” campaigns. 

The financial crisis has had the double effect of hurting the viability and 
legitimacy of the governance regime for global finance (and by implication also 
all other governance regimes) and at the same time exposing the nation-states’ 
incompetence to deal efficiently with a global crisis: “Globalisation of financial 
markets has systematically and vastly outpaced the development of their gov-
ernance: governments have lagged behind in reshaping domestic and interna-
tional institutions as well as in changing and adapting policy behavior” (Sinn 
2009: 59). Now, in the wake of the crisis, the time has come to revisit the pros-
pects and limits of formal democracy at the level of nation-states for coping 
with global problems and to scrutinize the prospects and limits of global gov-
ernance regimes in general and of global finance in particular. 
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treaties by representatives of nation-states, there is a kind of “chain of legiti-
macy” from legitimated founders and representatives to the institutions. Still, 
though, the degree of input-legitimacy is low and in dire need of improvements. 

Some improvements are indeed under way by extending the constituency-base 
of some of the global institutions by including “stake holders” in the various policy 
arenas: transnational corporations (for example in the UN’s “Global Compact”), 
transnational NGOs, foundations, social movements, global policy networks, 
imbedded knowledge networks (Sinclair 2000) or single-issue action groups.  

The real strength of global governance regimes lies in their extensive use of 
output-legitimacy. They are governed by expert institutions which quite often 
provide state-of-the-art expertise and, like the Dispute Settlement Process of the 
WTO, make use in their decision-making of outstanding experts in their fields. 
All in all, global governance institutions compensate some of their deficient (in-
put-)legitimacy by producing at the output side knowledge-based legitimacy as a 
derivative of legitimacy. Innumerable variants of expert commissions, round ta-
bles, specialized agencies, think tanks, councils, consultation procedures, white 
papers, research papers etc., have yielded a rich experience of policy makers ask-
ing for and making use of expertise (as well as not using or even abusing it). A 
broad discussion ranging from decrying “expertocracy” to deploring the general 
ignorance of political decision-making is part of the ongoing search process.  

Without assuming any imminent resolution of these intricate problems it 
can be stated that two recent developments add a crucial acuteness that demands 
increased efforts to build forms of knowledge-based legitimacy. The first is that 
forceful globalization processes highlight the inability of the territorial nation-
states to cope with transnational problems ranging from AIDS, global warming 
and bird-flu to terrorism, drug trafficking and migration flows. This does not 
render obsolete formal democratic decision-making within the boundaries of the 
nationally organized democracies. It does point, however, to the limits of na-
tional formal democratic procedures, resulting in a “disaggregated sovereignty” 
which is part of a “disaggregated world order” (Slaughter 2004: 131ff. and 
266ff.). As long as there are no global decision-making bodies with formal de-
mocratic legitimacy of their own, the existing global institutions are bound to 
construct derivative forms of legitimacy, particularly legitimacy of expertise, in 
order to underpin their authority. 
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5.3 Accountability 

In a classic view of democracy, a single basic line of accountability connects the 
government as temporary sovereign and the electorate as ultimate sovereign: the 
next election. Things become more complicated with the rise of highly disaggre-
gated and distributed forms of order, governance and sovereignty. “The intimate 
connection between ‘physical setting’, ‘social situation’ and politics, which dis-
tinguished most political associations from pre-modern to modern times, has 
been ruptured; the new communication systems create new experiences, new 
modes of understanding and new frames of political reference independent of di-
rect contact with particular peoples, issues or events” (Held 2004: 365).  

Democratic legislative bodies can act perfectly legitimately but still grossly 
miss the mark of accountability, if accountability is measured in a less formal 
and more substantively demanding manner. Being accountable means that ac-
tors (a person, an organization, an institution) are held responsible for their deci-
sions on account of a set of measures or indicators. The international career of 
accounting and accountability has gained momentum in the private sector with 
the need for comparable and common sets of accounting standards across the 
board and across the globe.  

Moving from quantitative to qualitative criteria of accounting, validation 
and evaluation invokes the complexities of expertise-based judgments. Whereas 
pure democratic accountability seems clear-cut in comparison, substantive ac-
counting in complex interrelated policy arenas suffers from the pains of uncer-
tainty and ambiguity. Paradoxically enough, inviting and coping with uncertain-
ties enhances the quality of accounting, if certain precautions and provisions are 
taken. A most important provision for adequate procedures of validating ac-
countability appears to be a shift from a normative to a cognitive style of audit-
ing. A prime example of this cognitive turn is the emergence of a cognitive su-
pervisory regime in banking following Basel II.  

New ideas and forms of accounting can help to alleviate the deficits of ac-
countability of many global actors and institutions. As David Held observes, in 
global governance  

“the perceived accountability deficit is linked to two interrelated difficulties: the power 
imbalances among states as well as those between state and non-state actors in the shap-
ing and making of global public policy. Multilateral bodies need to be fully representa-
tive of the states involved in them, and they are rarely so. In addition, there must be ar-
rangements in place to engage in dialogue and consultation between state and non-state 
actors, and these conditions are only partially met in multilateral decision-making bod-
ies” (Held 2004: 369).  
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The repercussions of the illustrated changes in the components of democracy for 
transparency of democratic political processes and for governance are consider-
able. The core consequence appears to be that governance in a multi-layered 
system, reaching today from the local to the global level, is bound to cope with 
substantial degrees of intransparency. This does not render invalid the quest for 
transparency. But any such quest must recognize the limits to transparency de-
riving from societal complexity, from the knowledge-intensity of policy arenas 
and political programs, and from a pervasive veil of ignorance benignly hiding 
the contingencies of an incomprehensible world. 
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„What you see is what you get; what you don’t see gets you“: 
Transparenz in den Zeiten der Finanzkrise 

Ekaterina Svetlova 

1 Einführung 

„What you see is what you get; what you don’t see gets you“. Dieses Motto 
wurde in den Zeiten der Finanzkrise besonders oft in den Märkten wiederholt 
(N. N. 2009: 78). Das Sehen, das Durchschauen wurde zum zentralen Erfolgs-
faktor erklärt; Transparenz wurde zu einem Modebegriff. Sie wird bis heute als 
ein Heilmittel gepriesen, das die Wiederherstellung des Vertrauens der Investo-
ren ermöglicht. Warum? Weil Transparenz oft synonym zu dem Begriff „Infor-
mation“ verwendet wird oder, besser gesagt, zu der „Informationsoffenlegung“. 
Auf den transparenten Märkten stehen den Anlegern Daten und Fakten im vol-
len Umfang zur Verfügung, so dass niemand einen mit rechten oder unrechten 
Mitteln erworbenen Informationsvorsprung besitzt und hiermit einen Vorteil bei 
den Investmententscheidungen ziehen kann. Totale Transparenz bedeutet eine 
absolute Informationssymmetrie, die, laut der ökonomischen Theorie, für die 
Effizienz der Märkte sowie für die ausreichende Liquidität sorgt. Dass die  
asymmetrische Information zu einem Marktversagen führen kann, hat Akerlof 
(1970) demonstriert. Das hat auch mit Ehrlichkeit und Vertrauen zu tun: Wenn 
die zur Verfügung stehenden Informationen falsch sind, wird das unehrliche Ge-
schäft das ehrliche Geschäft verdrängen und letztendlich den Markt zerstören. In 
transparenten Märkten können Marktteilnehmer den Informationen und den 
Kontrahenten vertrauen; die Märkte funktionieren reibungslos. 

Dabei wird auch eine direkte Verbindung zwischen dem Umfang der In-
formationen und der Richtigkeit der Entscheidungen vorausgesetzt. So wird 
zum Beispiel in der Debatte um die Corporate Governance ständig für mehr 
Transparenz der Vorstandsgehälter plädiert. Dabei wird wie folgt argumentiert: 
„Die Aktionäre brauchen diese Offenheit, um die richtigen Entscheidungen zu 
treffen“ (N. N. 2004). Diese Aussage gibt eine der zentralen Ideen der Wirt-
schaftstheorie wieder, dass die umfangreichen und für alle zugänglichen Infor-
mationen erlauben, rationale Entscheidungen zu treffen, was wiederum zu der 
Effizienz der Märkte beiträgt (Heertje/Wenzel 2001: 132).  



84 Ekaterina Svetlova 

renz der Zukunft bedeutet, dass man die Faktoren und ihre Zusammenhänge, die 
die zukünftige Entwicklungen beeinflussen, kennt, die exakten Vorhersagen 
macht und – darauf basierend – die richtigen Entscheidungen trifft.  

Es gibt heutzutage genug Evidenz, dass Ökonomen und Finanzmarktteil-
nehmer diese Art Transparenz nie schaffen konnten. Zahlreiche Studien be-
legen, dass die Vorhersagen für die Entwicklung der Inflation, der Zinsen, der 
Aktienindizes und der Gewinnentwicklungen der Unternehmen stark von den 
tatsächlich realisierten Werten abweichen (vgl. zum Beispiel Montier 2007: 
99 ff.; Taleb 2007: 135 ff.). Es geht um die Unmöglichkeit der Prognosen und 
letztendlich des Entscheidens (Derrida 1991; Ortmann 2009). Allerdings hat die 
moderne Gesellschaft Instrumente entwickelt, mit diesem Problem umzugehen. 
Eines von diesen Instrumenten ist das bewusste Streben nach Transparenz, aber 
nicht nach der Transparenz des aktuellen und künftigen Geschehens, sondern 
nach der Transparenz der Entscheidungen. Der Duden „Etymologie“ (1989: 
752) belegt: Das Wort Transparenz wird „heute besonders übertragen gebraucht 
im Sinne von ‚Durchschaubarkeit, Erkennbarkeit‘ in bezug auf Vorgänge und 
Entscheidungsprozesse im Bereich von Politik und Wirtschaft.“ Es sei betont, 
dass es also nicht um die Richtigkeit, sondern um die Nachvollziehbarkeit der 
Entscheidungen geht. Wichtig ist, sich transparent zu irren. 

Transparenz ist ein Instrument des Umgangs mit der Erwartungsunsicher-
heit, weil das Erwarten und Entscheiden in der Sozialdimension stattfinden. Sie 
sind institutionalisiert und Institutionen verlangen Konsensus: Man muss sich 
auf die Begründung einer unmöglichen Entscheidung einigen. Es ist erlaubt, 
sich kollektiv und transparent zu irren. Dieser Regel passt sich die an sich un-
mögliche Entscheidungsfindung über die Zukunft an. Dies lässt sich am Beispiel 
der Diskussionen in Wirtschaftskreisen in 2007 und 2008 demonstrieren: Die 
Entscheidungsgründe waren perfekt nachvollziehbar und wurden auch ausrei-
chend in der Presse und Fachpublikationen dargestellt. 

Die gemeinsame Begründung der Entscheidungen basiert meistens auf den 
Aussagen formalisierter und etablierter Wirtschaftstheorien. Elena Esposito 
(2007: 30) schrieb: „Ist man jedoch an Konsens interessiert, benötigt man ein 
Instrument, mit dem Entscheidungen zwar nicht rational, aber doch für die ande-
ren nachvollziehbar werden“. Dabei hat sie die Wahrscheinlichkeitstheorie ge-
meint; diese Aussage gilt aber im Grunde für alle ökonomischen Theorien: Die 
Argumente der Parteien in den Wirtschaftsdebatten basieren auf diesen Theo-
rien, die allen eine gemeinsame Sprache bieten; sie machen die Argumente und 
Entscheidungen nachvollziehbar. „Ein Akteur, der auf dieser Grundlage [sto-
chastische Berechnungen, formale Theorien] eine Entscheidung trifft, kann sich 
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Schriftliches Material wurde während des Aufenthalts ebenso gesammelt und 
später ausgewertet. Ergänzend zur teilnehmenden Beobachtung wurden Inter-
views mit den Bankmitarbeitern geführt. 

Primär wird sich der Beitrag mit dem Material beschäftigen, das in der An-
lageausschusssitzung im Februar 2008 gesammelt wurde. In dieser Sitzung soll-
te die Anlagestrategie der Schweizer Bank für das Jahr 2008 erarbeitet werden. 
Die Schweizer Bank ist eine Tochter einer Frankfurter Bank (Mutterbank) und 
hat gleichzeitig einen Beratervertrag mit einer anderen Bank in Frankfurt (Advi-
sory). Experten von allen drei Banken waren im Meeting vertreten; Volkswirte 
und Strategen der Mutterbank und der Advisory haben ihre Einschätzung der 
aktuellen Situation in den Märkten präsentiert und Empfehlungen abgegeben, 
wie das verwaltete Vermögen zwischen Aktien, Renten und Liquidität aufgeteilt 
werden soll. Da die Schweizer Bank gegenüber ihren Kunden allein die Ver-
antwortung für die getroffenen Entscheidungen trägt, muss sie nicht die Emp-
fehlungen beider Frankfurter Banken übernehmen, sondern kann sich kritisch 
damit auseinander setzen und sie zu einem späteren Zeitpunkt in den internen 
Sitzungen zu einer eigenen Strategie verarbeiten. In der Anlageausschusssitzung 
ging es zuerst darum, die Argumente der Parteien kennenzulernen. Sie sind inte-
ressant, weil sie repräsentativ für die Diskussionen in den Finanzkreisen zu der 
Zeit waren. 

3 Was hat der Markt gesehen? 

Zum Anfang 2008 befand sich die Welt in einer Finanzkrise. Es handelte sich 
um die erste Welle der Krise, die vor allem das Bankensystem betraf. Es stellte 
sich heraus, dass die neuesten strukturierten Finanzinstrumente wie Asset Ba-
cked Securities, Collateral Debt Obligations oder Structured Investment Vehi-
cles verbriefte Hypothekenkredite ganz unterschiedlicher, auch sehr niedriger 
Qualität beinhalteten. Da diese Instrumente bis dahin eine starke Verbreitung 
gefunden hatten, führte das Platzen der Subprime Blase in den USA in 2007 zu 
erheblichen Problemen bei einigen, auch nicht-amerikanischen Banken: Sie 
mussten signifikante Verluste bekannt geben und beträchtliche Abschreibungen 
vornehmen. Die Liquidität im Interbankenhandel wurde knapp, da die Kontra-
henten gegenseitige Zweifel an der Qualität ihrer Bilanzen hegten und zurück-
haltend bei der Geldverleihung aneinander wurden. Die Risikoprämien stiegen 
stark an. Außer Banken litt der Bausektor ernsthaft unter der Krise und gefähr-
dete die Konjunkturaussichten. Die Fed reagierte mit einer Zinssenkung von 
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eigentlich ein typischer Auslöser eines Rezessionsszenarios: Die Unternehmen 
investieren, die Nachfrage lässt nach, die Unternehmen entlassen die Arbeiter, 
die Nachfrage lässt weiter nach, der makroökonomische Multiplikator setzt sich 
in Gang – es kommt zu einer Rezession.“ Das ist eine Definition aus einem 
makroökonomischen Lehrbuch. Durch den Bezug auf diese Definition, die je-
dem Anwesenden geläufig war, wurde sofort eine gemeinsame Basis für die 
weiterfolgende Argumentation geschaffen. 

Der Volkswirt zeigte dann, dass das aktuelle Geschehen in der amerikani-
schen Ökonomie dieser Definition nicht entspricht: „Momentan haben wir über-
haupt keinen Investitionsboom in den Vereinigten Staaten gehabt. Ja, wir haben 
eine Finanzmarktunsicherheit gehabt, aber wir haben keinen Investitionsboom: 
Investitionen waren in der Vergangenheit, in den letzten anderthalb Jahren 
schon negativ.“ Allerdings fügte er hinzu: „In den letzten Quartalen hat sich die 
Investition schon erholt. Also von daher Schwäche im ersten Halbjahr, aber kei-
ne wirklich anhaltende Rezession der verarbeitenden Gewerbe.“ Die letzten, ak-
tuell bekannten Zahlen sprachen also für das vorgestellte Szenario. 

Neben den fehlenden Überinvestitionen deuteten die Auftragseingänge 
darauf hin, dass es zu keiner Rezession kommt: „Auch die Auftragseingänge – 
die Auftragseingänge sind ein klassischer Frühindikator – auch die weisen nicht 
darauf hin, dass es zu einer andauernden Rezession kommt. Eher im Gegenteil. 
Wir hatten sehr schwache Auftragseingänge hier am Ende des vergangenen Jah-
res, nee, des übervergangenen Jahres, also zu 2006 auf 2007; die Auftragsein-
gänge haben sich zuletzt wieder erholt. Eigentlich als klassischer Frühindikator 
schafft er ein positives Bild für die Investitionstätigkeit in den Vereinigten Staa-
ten.“ Durch den zweifachen Hinweis darauf, dass dieser Frühindikator „klas-
sisch“ ist, wird betont, dass er in der Community verbreitet und anerkannt ist 
und dass die Argumentation, die darauf basiert, akzeptiert werden muss. 

Gleichzeitig wies der Volkswirt auf die negative Entwicklung eines ande-
ren Indikators hin, und zwar des ISM-Indexes: „Wir hatten einen starken Ein-
bruch beim ISM-Manufacturing-Index.1 Meines Erachtens darf man diesen Ein-
bruch nicht zu stark überinterpretieren. [Der Index] besteht viel aus den 
Finanzdienstleistungsunternehmen und Versicherungsunternehmen, und dass 
hier die Stimmung momentan schlecht ist, das verwundert, glaube ich, keinen. 
Der ISM-Index ist unter die 50-Punkte-Marke2 gesprungen, er wird sicherlich in 
den nächsten Monaten hin und her pendeln …, aber wir rechnen nicht damit, 

                                                 
1 Der Index ist basiert auf der Umfrage der Vertreter von 20 Branchen der verarbeitenden In-

dustrie und dient als ein zuverlässiger Indikator der wirtschaftlichen Aktivitäten in den USA. 
2 Ein Wert von unter 50 Punkten weist auf eine rückläufige Industrieproduktion hin. 
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dass er deutlich unter 43 Punkte3 schwappt, dafür geht es dem verarbeitenden 
Gewerbe eigentlich auch noch zu gut.“ Die Aussagekraft eines Indikators wird 
also beschönigt. Hiermit wird ein wichtiges Argument, das für das Rezessions-
szenario spricht, unterminiert. 

Die Zitate zeigen deutlich, wie argumentiert wurde: Ausgehend von den  
aktuellen Informationen wurde demonstriert, dass es der Industrie (mit Ausnah-
me von Banken und Baugewerbe) eigentlich noch ganz gut gehe. Daraus wurde 
die Schlussfolgerung gezogen, dass es auch in Zukunft keine dramatische 
Schwäche geben wird, also keine Rezession. Außerdem ging man davon aus, 
dass die Maßnahmen der US-Regierung erfolgreich greifen würden: „Der Kon-
sum schwächt sich doch, was zugunsten des Rezessionsszenarios sprechen wür-
de... . Aber auch beim Konsum erwarten wir eine Erholung im zweiten Halbjahr, 
die durch das Fiskalprogramm der Regierung bedingt wird. Das Fiskalprogramm 
der Regierung trug immer etwa 1% im Folgequartal zum Konsumwachstum bei.“ 
Das Geschehen in der Vergangenheit wird auf die gegenwärtige Situation extra-
poliert. Der Volkswirt ging auch davon aus, dass die Fed durch Zinssenkungen 
und Liquiditätsbeschaffung die Wirtschaft stabilisieren wird: „Die Unsicherheit 
bleibt für die nächsten Monate. Das hat nicht nur mit der Subprime-Krise zu tun 
… wir haben schon eine ausgewachsene Bankkrise… obwohl – das möchte ich 
dazu betonen – wir nicht von der systemischen Kreditkrise ausgehen. Das auf gar 
keinen Fall. Wir denken, dass sich das auch im zweiten Halbjahr beruhigt.“ 

Auch der Aktienexperte der Mutterbank plädierte für das Back-To-Normal 
Szenario: „Wir haben im Moment eine Krise des Finanzsektors, des Bankensek-
tors… oder eines Teils des Finanzsektors. Ich glaube, wir tendieren dazu, den  
einen Sektor auch sehr stark auf die Gesamtwirtschaft zu übertragen.“ Es wird  
also keine harte Landung geben, die geld- und fiskalpolitischen Maßnahmen wer-
den greifen, man sieht in der 2. Hälfte 2008 eine wesentliche wirtschaftliche Erho-
lung, deswegen ist es empfehlenswert, Aktien zu kaufen bzw. überzugewichten. 

3.2 Szenario 2: Rezession, allerdings mit 45% Wahrscheinlichkeit 

Die Advisory Bank ist vorsichtiger vorgegangen. Ihr Volkswirt hat drei mögli-
che Szenarien vorgestellt: „Rezession“ als Basisszenario, das Szenario „Durch-
starten“ (2,5% und 2,5% Wachstum in den Jahren 2008 und 2009) sowie „Ro-
cky Recovery“ Szenario (1,8% und 2,5% entsprechend).  

                                                 
3 Anzeichen einer deutlichen konjunkturellen Schwäche, evtl. einer Rezession. 
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Dem Basisszenario wurde eine Wahrscheinlichkeit von 45% beigemessen. 
Es beinhaltete eine Prognose von 0,9% und 1,2% Wachstum in 2008 und 2009 
wegen Absatzstagnation und Produktionsrückgang an den Gütermärkten sowie 
aufgrund des starken Investitionsrückgangs ab der zweiten Hälfte 2008. Der 
Volkswirt wies darauf hin, dass „die Rezession von dem National Bureau for 
Economic Research bestimmt wird und deutlich im Nachhinein: wichtig auch – 
es werden die GDP-Zahlen sehr stark korrigiert. Normal, passiert immer. Das 
wird jetzt wieder passieren, das ist, was ich vermute. Und deswegen sind wir 
schon nach Dezember oder nach dem vierten Quartal [2007] in den USA in  
einer Rezession.“ Es wurde auch das Szenario durchgespielt, dass es, obwohl 
Geld billig wird, zu dem Credit Crunch kommt, d. h. dass die Banken ihre Kre-
dite auch an die Unternehmen im Nichtbankensektor stark limitieren, vor allem 
wegen fehlenden Vertrauens. „Und dann,“ sagte der Volkswirt, „haben wir eine 
schöne, tiefe und lang andauernde Rezession.“ Gleichzeitig hat er die aggressive 
monetäre Politik der Fed, die zu einer Entspannung auf den Geldmärkten führte, 
sehr positiv beurteilt, deswegen hat er den beiden anderen Szenarien 30% und 
25% Wahrscheinlichkeit beigemessen. 

Die vorgestellten Szenarien wurden anschließend in der Sitzung diskutiert. 
Das Unbehagen der Back-To-Normal Variante gegenüber wurde mehrmals ge-
äußert. Ein Mitarbeiter der Schweizer Privatbank fragte „Ihr versucht uns klar 
zu machen: wirtschaftlich passiert nichts… Und danach wird immer gefragt 
‚hallo, was ist da passiert?‘ “ Wichtige Entwicklungen wurden in der Vergan-
genheit also viel zu oft verpasst, was zu den falschen Entscheidungen führte. 
Dass die Prognosen fehlschlagen, ist keine privilegierte Einsicht der wissen-
schaftlichen Literatur. Die Angst, dass es wieder passiert, wurde artikuliert.  

Als Reaktion darauf haben die Sitzungsteilnehmer die Argumente des 
Volkswirts aus der Mutterbank bekräftigt: „Fundamental ist die Situation nicht 
wirklich negativ. Abgesehen von Banken hat niemand geschäftlich Einbrüche 
erlebt… außer den Banken und Bau, wenn man die mal abzieht, geht es der 
Wirtschaft nicht schlecht.“ Es fehle die Information, um die Situation anders 
(radikal neu) zu beurteilen: „Das Thema Wirtschaftskrise, da sind wir schon seit 
6 Monaten. Der Erkenntnisgewinn in den letzten vier Wochen, außer den ISM-
Zahlen, ist nicht sehr hoch, was die Realwirtschaft angeht.“ Es wurde auch das 
historische Beispiel „Krise in Japan der 80er Jahre“ zur Diskussion gestellt. Ein 
Bond-Portfoliomanager hat gesagt: „In Japan hatten wir auch eine Immobilien-
krise, Bankenkrise und keiner hat geglaubt, dass es da 2 bis 3 Jahre anhält. Es 
wurden aber 10 Jahre.“ Daraufhin hat der Volkswirt der Mutterbank seine Ar-
gumente noch einmal bekräftigt, indem er klare Unterschiede zu dem Fall Japan 
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formation and accountability. Chapters located in the South focus on issues of 
graft, development aid, humanitarian relief and corruption in minerals extrac-
tion. Chapters located in post-socialist states have focused on particular corrup-
tion-prone sectors and especially issues of privatization or political cronyism in 
contracting and infrastructure projects. Chapters in the industrialized countries 
deal often with information issues, media, political party financing, codes of 
ethics and corporate social responsibility for large exporting firms.  

TI’s international work emanates from its secretariat in Berlin. Besides ad-
ministering projects with chapters, the secretariat tackles what are called ‘global 
issues’ such as enforcing conventions and the forming of coalitions with other 
private or public actors. TI’s advocacy strategy is based on ‘coalition building’, 
entering the corridors of power by cooperating with firms, business associations, 
governments and major NGOs. Demonstration and confrontation have no place 
in TI’s activity. The target groups are international decision-makers, govern-
ments, and aid officials. Here the issues are enforcement of anti-corruption con-
ventions, corruption in private sector and asset recovery, and cross cutting issues 
of environment, foreign aid, financial reform, extractive industry, health and se-
curity. TI’s secretariat develops various ‘tools’ and information instruments such 
as the Bribe Payers Index, the Corruption Perceptions Index and the Global Cor-
ruption Report for measuring and assessing corruption by sector, by issue and by 
region. It has also developed the ‘national integrity system’ for analyzing poten-
tials for corruption in a given country, and it develops training and awareness 
campaigns and modules for activists, firms, and aid officials.  

TI’s leadership proudly attempts to maintain itself in the forefront of inter-
national civil society. TI attends key international forums, such as the annual 
World Economic Forum in Davos, and in 2009 was active in the follow-up 
meetings for the UN Convention against Corruption and in various forums for 
business ethics, such as the Global Compact, and in the OECD and Council of 
Europe anti-corruption forums. TI’s executive director, in addressing the recent 
annual meeting of TI chapters, has insisted that TI must not only act transpar-
ently, but must be aware that TI itself is the object of scrutiny of its own trans-
parency. As he expressed it, the goal is to make TI as well known in the corrup-
tion field as Amnesty International is in the domain of human rights. 
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highest, i.e., they have the lowest level of perceived corruption. Ranking lowest 
(i.e., with the most perceived corruption) are a varying array of conflict-ridden, 
failed states, or autocratic underdeveloped countries. Among these ‘usual sus-
pects’ are Somalia, Iraq, Afghanistan, Haiti, Guinea, Myanmar, Azerbaijan, 
Bangladesh, Indonesia, Nigeria and Cameroon. Every year when the list comes 
out, local journalists either hail or condemn the position of their respective 
country. Mention of the CPI is made every single day in the world press, often 
in order to add color to a government scandal or to encapsulate the state of af-
fairs in a given country. In December 2009 and January 2010, for example, arti-
cles on the problems of Afghanistan’s political system and Haiti’s rebuilding af-
ter the earthquake invariably mentioned their rock bottom CPI rankings. 

Befitting the status of the CPI within the anti-corruption movement, the 
CPI also has mythical origins. The originator of the CPI, until he ‘retired’ in 
2009, was Prof. Johann Graf Lambsdorff, a German economist who currently 
heads the Internet Center for the Study of Corruption at the University of Passau 
(http://www.icgg.org). Lambsdorff procured the data sets, performed the statis-
tical operations, and derived the correlations, regressions, and standard devia-
tion tests that generate the CPI. Almost immediately, the Corruption Perceptions 
Index assumed a central role in the public profile of TI. TI founder Peter Eigen, 
in its autobiography (2008), devotes a chapter to the CPI and relates the 
founding story of the CPI in Dr. Lambsdorff’s own words: 

“I still remember exactly when the idea of creating the corruption index first came to 
me. It was on 27 March 1995, my 30th birthday. I was lying alone, on the bed of my ho-
tel room in Milan. It was pretty depressing, to spend my birthday like this, but it just so 
happened that TI’s annual meeting was taking place in Italy that day. Somehow, I must 
have felt inspired by the speeches, talks and presentations of that day. The idea that you 
could develop a corruption index which would gather international expert opinions on 
corruption came to me that evening in my hotel room in a flash. All you had to do was 
find a way to gather the information and reduce it to a common denominator…”. 

Lambsdorff continues:  

“The question was, how to gather the expert opinions? Looking into it, I stumbled onto 
different sources such as business surveys and the work of risk agencies that touched on 
corruption in certain areas. Using all these resources, I developed a draft index that I 
sent confidentially to some leading TI members in June 1995” (Eigen 2008: 99-100). 

As it happens, a journalist from Der Spiegel got hold of the draft document, and 
a week later it appeared in the magazine. “Suddenly,” Lambsdorff recalls, “my 
phone was ringing off the hook. Journalists were calling from all over the 
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– Political and Economic Risk Consultancy, Hong Kong (2007 and 2008), 
– World Economic Forum. 
 
The original samples of experts for these surveys were composed largely of for-
eign businessmen and bankers. Today, the expert pool includes academics, re-
searchers, diplomats, businesspeople, as well as an increasing number of in-
country experts, journalists and businesspeople. On the basis of these assessments, 
each country receives a composite score from 1 to 10 based on the aggregate of 
surveys. The countries are then ranked. Countries may move up or down on the 
ranking scale from year to year, depending on the scores. Since the scores are 
based on perceptions, however, they are affected by a variety of factors, e.g., me-
dia coverage of scandals, a corruption awareness campaign, or the establishment 
of an anti-corruption agency. Hence, a prominent corruption scandal covered by 
the media might push a country down the ranking list, establishment of a new 
anti-corruption agency might move it up. In addition, adding new countries to the 
survey may in itself cause a country to move down in rank. That is, a higher score 
does not necessarily generate a higher rank if many other countries also improved. 
When the CPI first began, the lowest scoring countries were ranked from 31st to 
40th.. In 2010,a country needs a very high score to be ranked in the top 30. A 
country ranked 15 in 1995 with a median score of 5 on the perceived corruption 
scale, can now be ranked 100 in 2009 and still have a better score. 

With the increase in the number of surveys used and the methodological 
sophistication in calculating standard deviations, the CPI rankings actually 
change little from year to year. Generally, the most developed countries score 
highest, and the group of weak, failing or rogue states lowest, along with several 
sub-Saharan African (except Botswana) and some Central Asian countries. In 
between are various developing or post-socialist states. Countries can, of course, 
move up or down the list from year to year: From 2007 to 2008 significant de-
clines took place in the scores of Bulgaria, Burundi, Maldives, Norway and the 
United Kingdom, due largely to publicized political scandals. Similarly, statisti-
cally significant improvements in ranking are recorded for Albania, Cyprus, 
Georgia, Mauritius, Nigeria, Oman, Qatar, and South Korea. Nevertheless, the 
CPI remains an index of which countries are more corrupt than others. The link 
between the presence of corruption and a specific state formation remains. 
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6 Effect of the CPI 

The CPI has been hailed as a brilliant marketing tactic for the anti-corruption 
movement. TI has even called it its ‘brand’. The launching of the CPI in late Oc-
tober leads to thousands of hits on TI’s website. Journalists and officials from 
dozens of countries are intensely interested in the CPI ranking, with predictable 
protests when their country receives a low ranking. Protests take the form of 
‘How dare they judge us.’ ‘What about bribes given by Western firms?’  

More serious effects were in Pakistan in 1996, when the CPI rating of Paki-
stan as second to last (next to Nigeria) led to Prime Minister Benazir Bhutto being 
confronted with the results in parliament. The corruption charges eventually led to 
her ouster. In Bolivia in 1999, the president threatened to bring legal action 
against TI for having caused his loss of election. In Argentina and in several other 
Latin American countries, the CPI has been criticized as being politically moti-
vated or partisan. In Cameroon and Nigeria, leaders complained that they received 
low rankings not because they were corrupt but precisely because they were fight-
ing corruption. In South Korea, the government has placed the CPI on a strategic 
level, making it a policy to be among the top 15 countries within five years. 

The protests against the CPI are not simply complaints about bad publicity. 
Low CPI rankings can lead to higher risk assessments, lowered credit ratings from 
international banks or denial of foreign assistance by Western aid agencies. The US 
Millennium Challenge Account uses the CPI, along with the World Bank’s ‘Con-
trol of Corruption’ indicator, to assess potential aid recipients. Kenya was therefore 
denied aid on this basis in 2004. Hence, it is no surprise that an official from Cam-
eroon even contacted the World Bank once to see if it could get its lowest ranking 
removed from the list, even though the Bank has nothing to do with the CPI. 

Essential to the surveys used in the CPI is that a country expert must rank the 
situation of ‘corruption’ – undefined and unspecified – in that country as compared 
to other countries. An acknowledged weakness of the CPI, therefore, is that it does 
not deal with corruption by sector or in specific regions of a country. In addition, it 
indicates nothing about what conception or definition of corruption the various ex-
perts are using. This has consequences when surveys ask the respondent to evaluate 
the ‘frequency’, ‘level’, or ‘severity’ of corruption; a Gallup survey, for example, 
asks the respondent to assess the frequency of bribe payments on a scale from ‘very 
common’ to ‘very uncommon/never’, and whether the amounts of these payments 
are ‘very significant’ ranging to ‘insignificant’. The informant then ranks these 
characteristics for up to five countries with which they are familiar (de Maria 2008 
provides detailed criticism of the actual questions and response options). 
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The fact that the CPI is a perception index, and not a tally of corrupt prac-
tices, is a major topic of debate. Lambsdorff and other proponents of the CPI in-
sist that perceptions are a good index that corruption exists. Yet corruption is 
never formally defined, while in other cases it is defined by informants in quite 
different ways. The World Bank experts discuss the possibility that informants 
might view corruption either more or less severely than would an objective spe-
cialist. Such perception bias they call by the Yiddish terms ‘kvetching’ and 
‘kvelling’ (http://www.worldbank.org/wbi/governance/pdf/measure.pdf). Yet 
there remain doubts as to whether expert perceptions, colored as they are by 
their concepts, experiences and anecdotes, reflect the realities of corrupt prac-
tices. Razafindrakoto and Roubaud (2006) cite major discrepancies between ex-
pert and local assessments of corruption in Africa, with experts tending to over-
value the amount of corruption. 

The key critique of the CPI, as Galtung (2006) notes, is that the CPI gives a 
scientific veneer to journalistic accounts of corruption and political critique. 
Hence, “corruption ratings have entered the mainstream lexicon of descriptors 
for the general state of a country, frequently used in conjunction with GDP 
growth rates and foreign direct investment rates” (Galtung 2006: 106). 

Following Galtung and others, the popularization of the CPI and its focus 
on ‘naming and shaming’ is misplaced if the goal is to reduce corruption. Fur-
thermore, the CPI highlights only experts’ perceptions of the degree of bribe-
taking. It ignores the bribe-givers, many of whom come from foreign firms or 
Western aid agencies seeking to grease the wheels of the local bureaucracy with 
facilitation payments. Other criticisms of the CPI are the pro-business bias in the 
surveys, that the scores are purely arbitrary, and that the experts used are over-
whelmingly private sector business people. In addition, no definition of corrup-
tion is specified, although it is often understood that the definition of corruption 
is limited to bribery of public officials. Finally, the CPI is often misused as an 
instrument of aid conditionality. According to Galtung, the CPI cannot measure 
trends and cannot capture progress through reforms. The annual measurement 
and the artificial ‘score’ lock countries in. 

As a result of the CPI’s being nation-oriented, TI has developed a transna-
tional type of index called the Bribe Payers Index. The BPI measures percep-
tions of the amount of transnational bribe payments from the supply side, meet-
ing the critique of developing countries that their corruption is the result of their 
being corrupted by unscrupulous foreign bribe-givers. However, the BPI is not 
nearly as popular as the CPI. The goal of the BPI was that it may be misleading 
to say that countries are corrupt. One could just as well rank sectors, such that 



Diagnostics: Indicators and Transparency in the Anti-Corruption Industry 109 

military procurement and petroleum might be two of the most corrupt-prone 
sectors, involving large, hidden payments to high government officials made by 
international firms seeking military contracts or extraction rights.  

7 Conclusion: the cloud of transparency 

As an end state, transparency, like socialism, is always ‘on the horizon’. The 
problem with horizons, as we all know, is that they have this irritating tendency 
to retreat as we approach them. So it is with the work of transparency, especially 
when we try to generate transparency about this phenomenon known as ‘corrup-
tion’. The Corruption Perceptions Index is an effort to quantify what are essen-
tially hundreds of personal judgments. Quantification, writes Theodore Porter 
(1996) is a social technology. ‘Trust in numbers’ (the title of Porter’s history of 
scientific objectivity) has everywhere replaced trust in judgment. The qualitative 
and contextual is replaced with ostensibly objective statistical indicators, scores 
and rankings. We would rather trust numbers and forget about the judgments 
which went into the process of classifying and assessing corruption in the first 
place. In the CPI, these judgments are mutually reinforcing; judgments of ex-
perts are based on their trusting of judgments by other experts, or on exagger-
ated media accounts of corruption scandals. The various data sources tend to 
reinforce each other in a circular fashion. We depend on these judgments, 
however, because the phenomenon of corruption is not only contextually de-
fined; it is illegal, illicit or hidden. 

Corruption was originally defined back in 1931 as the ‘abuse of public of-
fice for private benefit’ (Senturia 1931: 449) a definition which was later co-
opted by Transparency International. Recently, corruption has been redefined as 
the ‘abuse of entrusted power for private gain’. Discussing the definition within 
the context of measuring corruption, Brown (2006) has proposed that corruption 
be considered simply as an ‘abuse of entrusted power’. In the CPI and other sur-
veys, the expert informants have their own visions of corruption, their own ‘cor-
ruption imaginary’. The problem, therefore, is not to judge the accuracy of the 
surveys – numbers based on vague categories that there is ‘more’ or ‘frequent’ 
corruption in Country X – but to assess their social and policy effects. This is 
especially pertinent when policy decisions are applied to countries, and when 
these countries have little chance of contesting either the data base or the judg-
ments that lay within these data. 
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Korreliert man die beiden Begriffe der Transparenz und der Intransparenz 
mit den üblichen Einsichten über die sachliche, soziale und zeitliche Komplexi-
tät einer Organisation, das heißt mit dem Wissen, dass man jeden Sachverhalt 
als Rätsel, jede soziale Beziehung als einen Dissens und jedes Ereignis als Über-
raschung formulieren kann, wenn man nur möchte, wird schnell deutlich, dass 
Transparenz nur selektiv und als Fiktion gegeben sein kann, während Intranspa-
renz die Regel ist. Innerhalb und außerhalb der Organisation leben wir in un-
durchsichtigen Verhältnissen, die es uns nach Bedarf gelingt, uns für unsere je-
weiligen Zwecke durchsichtig zu machen. Transparenz und Intransparenz sind 
beobachterrelative Begriffe. Den einen gelingt es, die Trennung ihres Beobach-
terstandorts von bestimmten Sach-, Sozial- und Zeitverhalten, also von den 
Dingen, den Beziehungen und den Ereignissen so zu konzipieren, dass die 
Trennung durchsichtig und durchlässig wird, so dass die Beobachter sehen kön-
nen, was sich in der durch die Trennung definierten Distanz abspielt; und den 
anderen gelingt dies nicht. Es liegt auf der Hand, dass nicht nur die Distanz, 
sondern auch die Ansprüche variiert werden können, wenn es darum geht, 
Transparenz und Intransparenz zu definieren. Für die einen ist die Welt transpa-
rent, weil sie fast nichts über sie wissen und sich in heiliger Einfalt in ihr bewe-
gen; für die anderen ist sie intransparent, weil sie bereits zu viel und damit zu 
viel über ihre Undurchschaubarkeit wissen. 

II.  

Wenn Transparenz und Intransparenz beobachterrelative Konzepte – oder besser: Perzepte, 
und nicht zuletzt auch: Affekte (Deleuze 1993: 197 ff.) – sind, können sie nicht als Zustän-
de einer Organisation verstanden werden, so als könne man durchschaubare von undurch-
schaubaren Organisationen unterscheiden, sondern müssen als das Ergebnis von Zugriffen 
verstanden werden, für die bestimmte Beobachter verantwortlich gemacht werden können, 
die wir hier mit dem Begriff des Managements bezeichnen. Transparenz und Intransparenz, 
so werden wir sagen, sind das Ergebnis von Maßnahmen eines Managements, das a) die 
passenden Zustände (Dinge, Beziehungen, Ereignisse), b) die interessierten Beobachter in-
nerhalb und außerhalb der Organisation (Kostenrechnung, Steuerprüfung, Rechtmäßigkeit 
etc.) und c) den Zugriff der Beobachter auf die Zustände definiert, präpariert und sicher-
stellt. Das Management einer Organisation ist nicht nur selbst an einer bestimmten Form 
von Transparenz interessiert; es ist auch daran interessiert, eine bestimmte Form von Trans-
parenz für andere interessierte Beobachter herzustellen; und es ist daran interessiert, die 
Maßnahmen der Herstellung von Transparenz insoweit transparent werden zu lassen, als 
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der Verdacht der Intransparenz jeweils ausgeräumt werden können muss, und diese Maß-
nahmen in allen Hinsichten intransparent bleiben zu lassen, die von der Selektivität der 
Maßnahmen auf die Fiktionalität ihrer Ergebnisse schließen ließen. 

Wenn wir uns von einem linearen Verständnis der Wirklichkeit ebenso 
verabschieden müssen wie von der Idee einer linearen Darstellung dieser Wirk-
lichkeit, werden Transparenz und Intransparenz zu Produkten der Unterschei-
dung von Beobachtern, die in dem Maße überzeugen beziehungsweise beunru-
higen, in dem diese Unterscheidungen als Korrelate der unterschiedenen 
Zustände dargestellt werden können. Mit einem etwas pathetischen Wort aus der 
Sprache der Existentialisten könnte man die entsprechenden Bilder von Trans-
parenz und Intransparenz als „Entwürfe“ bezeichnen, die zwar zum einen auf 
den entwerfenden Akteur zurückfallen, jedoch zum anderen auch etwas mit den 
entworfenen Zuständen und vor allem mit deren Gestaltung durch den Akteur zu 
tun haben. Ist man weniger pathetisch und existentialistisch gestimmt, liest man 
aus dem Wort des Entwurfs nicht zuletzt dessen Unwahrscheinlichkeit heraus: 
Man bezweifelt die Gestaltbarkeit der immer komplexen Zustände als entweder 
transparent oder intransparent durch den mit diesen Ansprüchen auftretenden 
Akteur. Diese Unwahrscheinlichkeit erschließt jedoch eine weitere und mögli-
cherweise abschließende Dimension jedes Transparenz- und Intransparenz-
managements, wenn wir annehmen dürfen, dass ein solches Management darauf 
zielt, bestimmte Unterscheidungen zu treffen, Zustände zu definieren und Beob-
achter derart zu platzieren, dass der Eindruck der Transparenz oder der Intrans-
parenz entstehen kann. 

Wir wollen dies im Folgenden als jenes Quantum Management bezeichnen, 
dem es innerhalb komplexer Verhältnisse gelingt, Zustände, Zugriffe und Beob-
achter derart zu markieren, dass für einen präzisen Moment eine Übersicht ge-
wonnen wird, die für Anschlussentscheidungen ausgewertet werden kann. Wir 
sprechen von einem „Quantum“ Management, um in Anspielung auf die Quan-
tenmechanik das Management als jene Erbringung von Handlungsenergie zu 
verstehen, die in der Lage ist, unbestimmte in bestimmte Verhältnisse um den 
Preis zu verwandeln, daraus nie nur auf objektiv vorliegende Verhältnisse, son-
dern immer auch auf den eigenen Anteil am Vorliegen dieser Verhältnisse 
schließen zu können. 

Wir bewegen uns damit im Umfeld einer Kommunikationstheorie (Shan-
non/Weaver 1963), die für und innerhalb komplexer Verhältnisse von Selektio-
nen von Zuständen durch Beobachter ausgeht, deren Maß die Redundanz dieser 
Selektionen im Verhältnis zu ihrer Varietät ist. Da jeder Beobachter von jeder 
Situation, in der er sich bewegt, grundsätzlich überfordert sein muss, da er ihre 
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sachlichen Bezüge, ihre soziale Dynamik und ihre zeitliche Interdependenz 
nicht überschauen kann, bleibt ihm keine andere Wahl, als mit jener Form einer 
kybernetischen Kontrolle aufzuwarten (Wiener 1961; Ashby 1958), die sich da-
durch auszeichnet, dass man erstens das eigene Nichtwissen eingesteht und in 
die beobachterrelative Unbestimmtheit der Situation übersetzt und zweitens ge-
genüber sowohl der Situation als auch möglichen anderen Beobachtern mit Un-
terscheidungen (Selektionen) experimentiert, die entweder Informationen gene-
rieren, die zum Gegenstand von Kommunikation werden können, oder nicht. 
Man sucht pragmatische Einsätze, man experimentiert mit Konstruktionen, man 
setzt auf die Performanz der eigenen Unterscheidungen. Man sucht nicht mehr 
nach der richtigen Ontologie der vorliegenden Verhältnisse, sondern nach der 
passenden Ontogenese im Umgang mit einer Komplexität, die man umso mehr 
allenfalls aus den Augenwinkeln beobachtet, je genauer man um ihre prinzipiel-
le Qualität der Überforderung jedes Beobachters weiß (von Foerster 1993). Statt 
der Ontologie einer unbekannten Welt geht es um die Ontogenese der Abstim-
mung mit den umliegenden Verhältnissen; und statt eines vergeblichen Versu-
ches, die Komplexität einer Situation doch noch zu beherrschen, geht es um die 
Einrichtung von Rekursivität, das heißt der gleichwohl nie garantierten Mög-
lichkeit, auf eigene Erfolge an sie anknüpfend und auf eigene Irrtümer sie korri-
gierend zurückzukommen. 

III.  

Wir postulieren, dass es für dieses Quantum Management, für diese kleinste Ein-
heit an Handlungsenergie, die für einen Moment unbestimmte in bestimmte Ver-
hältnisse übersetzt, eine Unschärferelation gibt, die jener der Quantenmechanik 
zwischen Ort und Impuls eines Teilchens ähnelt. Wir behaupten damit nicht, dass 
die Sach-, Zeit- und Sozialverhältnisse in einer Organisation den Gesetzen der 
Teilchenphysik unterworfen sind, sondern wir lassen uns von Konzepten der 
Quantenmechanik anregen, Perzepte auszuprobieren, die geeignet scheinen, 
Problemstellungen der Organisation und ihres Managements zu beschreiben. 

Wenn es dem Management für eigene und für fremde Zwecke darum geht, 
Transparenz in bestimmten Hinsichten herzustellen und Intransparenz in anderen 
Hinsichten zuzulassen, etwa Transparenz für die Zwecke der Rekursivität aufzu-
bereiten und Intransparenz angesichts der Realität der Komplexität hinzunehmen, 
so hat es dazu gegenwärtig die Wahl zwischen der Kombination von kommuni-
kativer Transparenz und kultureller Intransparenz oder der Kombination von kul-
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tureller Transparenz und kommunikativer Intransparenz. Es kann entweder  
zwischen Redundanz und Varietät Korrelationen beliebiger Art herstellen, muss 
dann jedoch auf ein Verstehen der Verhältnisse verzichten, oder es bewegt sich 
im Einklang mit dem Sinn des Geschehens, muss sich dann aber von jeder Varie-
tät überraschen lassen. Es kann entweder rechnen oder verstehen, entweder zäh-
len oder ordnen, muss die Differenz zwischen diesen beiden Möglichkeiten  
jedoch jeweils sich selber, das heißt den Verhältnissen überlassen. 

Wir greifen mit dieser These eine Tradition innerhalb der Organisations-
theorie auf, die die Wirklichkeit einer Organisation nicht als entweder perfektes 
oder korruptes Abbild betriebswirtschaftlicher Konsistenzerwartungen begreift, 
sondern als spannungsreiche, um nicht zu sagen: lebendige, Entfaltung unlösba-
rer, das heißt nie endgültig zu entscheidender Dilemmata der effizienten und 
transparenten Gestaltung der Organisation. Diese Tradition hat Herbert A. Si-
mon (1946) mit einem maßgeblichen Aufsatz über „The Proverbs of Admini-
stration“ eröffnet. Michael D. Cohen, James G. March und Johan P. Olsen 
(1972) haben sie mit ihrem „Garbage Can Model of Organizational Choice“ zu 
einem Höhepunkt geführt, der bis heute nachwirkt (Weick 1985; Padgett 1980; 
Warglien/Masuch 1996; Heimer/Stichcombe 1999). Und mit Niklas Luhmanns 
(1993, 2000) Entdeckung der „Paradoxie des Entscheidens“ ist sie sicherlich 
noch nicht zu einem Abschluss gekommen (Kets de Vries 1980; Peters 1987; 
Cameron/Quinn 1988; Handy 1994; Littmann/Jansen 2000). Die Pointe dieser 
Tradition liegt in der Entdeckung einer Unentscheidbarkeit der Verhältnisse, die 
als solche nicht einfach deduzierbare Entscheidungen allererst möglich macht. 
Ob Simon von den Dilemmata zwischen Zentralisierung und Dezentralisierung, 
Autorität und Spezialisierung oder zwischen der span of control und der unity of 
command spricht, ob Cohen, March und Olsen ein Modell konstruieren, dem-
gemäß es offen ist, ob sich Probleme Lösungen oder Lösungen Probleme, Per-
sonen Arbeit oder die Arbeit Personen und Themen ihre Situationen oder Situa-
tionen ihre Themen suchen oder ob Luhmann darauf hinweist, dass Entschei-
dungen Alternativen zur Wahl stellen, deren Disjunktion nicht zur Wahl steht, 
immer hat man es mit sachlich, zeitlich oder sozial konstruierten Unmöglichkei-
ten zu tun, die nicht etwa bedeuten, dass die Menschheit jede Hoffnung auf Or-
ganisation fahren lässt, sondern ganz im Gegenteil dazu, dass sich Manager auf-
gerufen fühlen, mit minimalen Handlungen und maximaler Symbolik jene 
Entscheidungen zu treffen, die sich nicht selber treffen (Chandler 1977). 

Die konzeptionelle Nähe dieser Tradition der Organisationstheorie zur 
Quantenmechanik ergibt sich daraus, dass es hier wie dort in ihrer Minimalität 
unverzichtbare Quanten von Handlungsenergie sind, die jeweils jene Bestimmt-
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Wir greifen auf Spencer-Browns Vorschlag, seinen Kalkül für die Zwecke 
der (booleschen) Logik zu interpretieren (Spencer-Brown 1997: 98 ff.), zurück 
und führen das Spencer-Brownsche cross, die Markierung einer Unterschei-
dung, die daraufhin auf ihre Form hin beobachtet werden kann, als einen logi-
schen Operator ein, der sowohl Negation als auch Implikation bedeutet. Das ist 
so zu verstehen, dass die Negation nicht nur einfach Nein zu etwas sagt, son-
dern, indem sie Nein sagt, etwas unbestimmt anderes aufruft, somit impliziert 
und, wenn man so will, zur Reflexion bringt (Baecker 1996). Diese Denkfigur 
der Bestimmung und Negation von etwas im Kontext von etwas anderem legen 
wir im Folgenden einer Gleichung zugrunde, die anzuschreiben erlaubt, worin 
die Leistung des Managements in einer Organisation besteht. 

Unser Ausgangspunkt ist eine Paradoxie, die schon deshalb auf ihre opera-
tive Entfaltung angewiesen ist, weil sie sich anders nicht erklärt. Ihren Sinn hat 
sie wie jede andere Paradoxie darin, dass sie zwar die Beobachtung blockiert, 
die zwischen den beiden Seiten des Widerspruchs ohne eine denkbare Lösung 
oszilliert, eine Anschlussoperation, die dennoch und möglicherweise dank der 
blockierten Beobachtung zustande kommt, jedoch passieren lässt. Damit ist die 
Funktion der Paradoxie bereits angedeutet: Sie blockiert Linearitäts- und Kon-
sistenzerwartungen und ermöglicht den Sprung, den Kontextwechsel, den Hand-
streich, kurz: die Handlung (White 2008: 298 ff.). In diesem Sinn schreiben wir 
eine Gleichung an, deren erster Terminus die Paradoxie formuliert, dass eine 
Managemententscheidung, EntM, keine Managemententscheidung ist: 

 
Gleichung 1 

In allen drei Sinndimensionen, die Niklas Luhmann zur Analyse sozialer Syste-
me unterschieden hat (Luhmann 1984: 110 ff.), leuchtet das sofort ein: Sachlich 
kann die Managemententscheidung keine Managemententscheidung sein, weil 
sie dann in der Organisation keinerlei Halt hätte. Sie wäre sachlich unmotiviert 
und fiele auf das Management als Dokument von dessen Selbstinszenierung zu-
rück. Sozial kann die Managemententscheidung ebenfalls keine Management-
entscheidung sein, weil sie mindestens von anderen ausgeführt werden muss, 
die dazu auf eigene Entscheidungen zurückgreifen müssen, wenn sie nicht auch 
von anderen und wiederum aufgrund eigener Entscheidungen vorbereitet wor-
den ist. Und zeitlich kann die Managemententscheidung ebenfalls keine Ma-
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nagemententscheidung sein, weil ihr etwas vorausgegangen sein muss und ihr 
etwas folgen muss, wenn sie nicht riskieren will, als weniger unerhörtes als viel-
mehr ungehörtes Ereignis zu verklingen. 

In diesen drei Sinndimensionen ist die Paradoxie der Managementent-
scheidung nichts anderes als ein Hinweis auf deren Vernetzung innerhalb einer 
Organisation, die dennoch und gerade deswegen darauf angewiesen ist, ihre  
eigene Vernetzung von allem mit jedem zu unterbrechen und bestimmte Positi-
onen, die des Managements, dafür auszuzeichnen, Entscheidungen zu treffen, 
die sonst nirgendwo getroffen werden können, eben weil sie es mit einer Unent-
scheidbarkeit zu tun haben. 

Dennoch fällt es uns natürlich schwer, eine solche Paradoxie einfach hin-
zuschreiben. So sind wir nicht erzogen worden. So etwas macht man nicht. Das 
ist vor allen Einheits- und Identitätserwartungen, mit denen wir aufgewachsen 
sind, genauso unsinnig, wie es sich liest. 

Interpretiert man jedoch die Negation als Implikation und liest man die 
Spencer-Brown’sche Markierung, , als das, was sie ist, die Markierung einer 
Form, die auf ihre vier Bestandteile hin zu lesen ist: 1) die Innenseite der Unter-
scheidung, 2) die Außenseite der Unterscheidung, 3) die Trennung zwischen 
den beiden Seiten und 4) der Raum der Unterscheidung, der durch die Unter-
scheidung hervorgebracht wird, dann wird sofort klar, worin der Sinn der para-
doxen Formulierung, der Zuspitzung auf die Paradoxie, liegt: Er lenkt den Blick 
des Beobachters, immer bemüht um Transparenz, auf den Kontext der Unter-
scheidung, auf den konkreten Sach-, Sozial- und Zeitraum, in dem die Unter-
scheidung einer Managemententscheidung von allem anderen getroffen wird. 
Was versteckt sich hinter diesem „allem anderen“? Was ist enthalten in jener 
Unterscheidung, von der Spencer-Brown sagt (1997: 1), sie sei „perfect conti-
nence“, „perfekte Be-Inhaltung“? 

Die Gleichung 1, die wir oben hingeschrieben haben, gibt keine Antwort 
auf diese Frage, solange wir sie auch anschauen mögen. Die Antwort auf diese 
Frage gibt nur der Beobachter, der die Unterscheidung der Managementent-
scheidung praktisch und empirisch trifft, praktisch im Rahmen seiner eigenen 
Praxis und empirisch als Gegenstand einer diese Praxis zu ihrem Gegenstand 
machenden Wissenschaft. Wir fragen nach dem Beobachter – und sind doch 
selber einer. Was also, glauben wir Wissenschaftler, beobachtet ein Beobachter, 
der Managemententscheidungen beobachtet und der selber ein Manager sein 
kann? Richtig, er beobachtet jene minimale Rationalitätserwartung an ein Ma-
nagement, die darin besteht, dass eine Managemententscheidung immer und 
grundsätzlich im Wissen um mögliche (und unmögliche) Alternativen zustande 
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kommt. Davon geht jede Wissenschaft auch dann aus, wenn sie auf die schein-
bare Gegenthese wechselt und von „intuitiven“ Entscheidungen spricht, die ihre 
Pointe darin haben, dass sie sich im Zweifel gegen jede Alternative durchsetzen. 
Einen anderen Ansatzpunkt, ihr eigenes Risiko zu bestimmen, einzugrenzen und 
zu verteilen, hat die Managemententscheidung nicht (Baecker 1989). Sie muss 
ihre Alternativen, Alt, bestimmen und im Hinblick auf ihre Vor- und Nachteile 
im Sach-, Sozial- und Zeithorizont der zu treffenden Entscheidung beschreiben: 

 
Gleichung 2 

Der Sinn dieser Gleichung leuchtet sofort ein: Eine Managemententscheidung 
ist nur dann eine Managemententscheidung, wenn sie in der Lage ist, sich selbst 
im Kontext ihrer Alternativen zu negieren. Und eine Managemententscheidung 
ist deshalb eine und zugleich keine Managemententscheidung, weil diese Alter-
nativen nicht (nur) vom Management, sondern von der Organisation insgesamt 
bestimmt werden. Jede Entscheidung, auch die des Managements, wird zwar 
punktuell getroffen und ist nur so adressierbar und zu verantworten, aber sie ist 
in Wirklichkeit ein hochgradig verteilter Sach-, Sozial- und Zeitverhalt, der, 
kommt es hart auf hart, Zurechnungen auf die unterschiedlichsten Positionen der 
Organisation möglich macht und es sowohl erlaubt, die Spitze aus dem Feuer 
herauszunehmen, wie, sie darin verbrennen zu lassen. Davon zeigte sich Ulrich 
Beck mit seiner die eine Hälfte der Wahrheit aussprechenden Formel von der 
„organisierten Unverantwortlichkeit“ seinerzeit ja so beeindruckt (Beck 1988). 

Damit halten wir nur fest, was die ökonomische Theorie rationaler Ent-
scheidungen im Ergebnis auch festhalten würde: Managemententscheidungen 
sind, wie andere Entscheidungen auch, darauf angewiesen, sich im Hinblick auf 
ihre Alternativen rational zu bestimmen, wobei „Rationalität“ als ein zu opti-
mierendes, mindestens aber befriedigendes Zweck/Mittel-Verhältnis zwischen 
Präferenzen, Ressourcen und Eintrittswahrscheinlichkeiten der gewünschten 
Zustände definiert ist (Arrow 1974; Simon 1982). Dass diese Rationalität eine 
zweischneidige Angelegenheit ist, haben Organisationstheoretiker und Ma-
nagementphilosophen inzwischen entdeckt (Brunsson 1985; Peters/Waterman 
1982). Je mehr Alternativen erwogen werden, desto schwerer fällt die Entschei-
dung, desto zahlreicher sind die Hinsichten, unter denen jede Entscheidung im 



Einführung: Kultur und Transparenz 

Cornelia Wallner 

Kultursoziologische und -philosophischer Fragestellungen der Transparenz ste-
hen im Mittelpunkt der folgenden acht Beiträge.  

Undurchsichtigkeiten von sozialem Status und sozialen Beziehungen als 
„charakteristisches Merkmal städtischer Modernisierungsprozesse“ diskutiert 
Ulrich Ufer in seinem Beitrag. Die Transparenz sozialer Beziehungen geht mit 
der Entstehung früher moderner Städte zunehmend verloren. Inkongruenz zwi-
schen dem „richtigen“ sozialen Status und der reinen Zurschaustellung durch 
neuartige Konsummuster wird zu einem zentralen Charakteristikum der moder-
nen Konsumgesellschaft. Es kommt zu „sozialer Maskerade“, die erst möglich 
wird, als der in traditionellen Gesellschaften transparente Charakter sozialer Be-
ziehungen durch die Undurchsichtigkeit moderner städtischer Gesellschaften, 
beginnend im 17. Jahrhundert, ersetzt wird. Die Unsicherheiten, welche durch 
die verschwundene Transparenz des sozialen Status entstanden waren, erzeugen 
Misstrauen – in städtebaulichen Maßnahmen und Planungen wird sodann ver-
sucht, sozialen Status wieder abzubilden. Ufer diskutiert diese Evolutionen an-
hand der Stadtentwicklung von Paris und Amsterdam. 

Wer hat Angst vor Risiken? fragt Ortwin Renn und diskutiert die unter-
schiedlichen Formen, Verarbeitungsmechanismen und möglichen Nutzen von 
Risiken. Demnach stufen Menschen Risiken nach ihrer subjektiven Wahrneh-
mung ein, basierend auf der Vermittlung (und Durchsichtigkeit) von Informati-
onen über die Gefahrenquelle, den psychischen Verarbeitungsmechanismen von 
Unsicherheit und früheren Erfahrungen mit Gefahren. Renn identifiziert unter-
schiedliche anthropogen verursachte Risikomuster wie etwa Risiko als unmit-
telbare Bedrohungsszenarien, als Schicksalsschläge oder als die Herausforde-
rung der eigenen Kräfte. Das Risiko kann aber auch selbst zum Nutzen werden, 
etwa bei Glückspielen. In naturwissenschaftlichen Analysen wird die Berech-
nung von Risiko zunehmend als Frühindikator für Gefahren verwendet, z.B. im 
Zusammenhang mit Umweltverschmutzungen, und somit zu einem hilfreichen 
Instrument vorausschauender Technologiepolitik. Die Wahrnehmung von Risi-
ko wiederum dient als Input für das politische System, dessen zentrale Aufgabe 
es ist, wissenschaftliche Erkenntnisse über mögliche Auswirkungen und Un-
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sicherheiten mit Bewertungen und Wünschen der betroffenen Bevölkerung zu 
einer Gesamtpolitik zusammenzufügen. 

Wenn sprachliche Äußerungen, speziell in politischer Kommunikation, oh-
ne transparente Formulierung paradoxerweise von allen verstanden werden, so 
nennt Remigius Bunia das „eigentlich eigentliches Sprechen“. Es liegt dann 
vor, wenn man uneigentlich spricht, aber „eigentlich“ sich transparent äußert. 
Erläutert wird das „eigentlich eigentliche Sprechen“ am Beispiel einer Rede von 
Angela Merkel vor dem Wissenschaftsrat (2009) und Shakespeares berühmter 
Rede des Marcus Antonius vor der Leiche Caesars. „Eigentlich eigentliches 
Sprechen“ kennzeichnet dabei die Abgesichertheit der eigenen Position. Seine 
zentrale Funktion ist es, eine Widerrede rhetorisch unplausibel zu machen, denn 
es gibt keine adäquate Reaktion darauf. Es besitzt völlige Transparenz in zwei-
erlei Hinsicht: erstens drückt es klar aus, worum es geht, zweitens weist es – ge-
nau so deutlich – jede Reaktion zurück. Seine Funktion erfüllt es im politischen 
Kontext so gut, weil es oft nötig ist zu zeigen, dass man sich ein Urteil erlauben 
darf, dass man sich aber nicht festlegen kann und will.  

Ninette Rothmüller fragt nach den Konsequenzen von Transparenz bei Bio-
banken und diskutiert den Zwiespalt von menschlicher Verletzlichkeit einerseits 
und erforderlicher Transparenz zu Forschungszwecken andererseits. Diese Trans-
parenz kann im Dienste der Forschung zum Wohl der Menschen genutzt werden, 
zugleich entsteht als Ergebnis und Begleiterscheinung der Forschung mit Biodaten 
eine besondere Art der Verletzlichkeit von Menschen. Rothmüller diskutiert diese 
Aspekte der Verletzlichkeit als individuelle Erfahrungen von Personen und sich 
daraus ergebende ethische Fragen für den zukünftigen Umgang mit Biodaten.  

Kann es so etwas wie eine transparente individuelle Wahrnehmung über-
haupt geben? Ami Kind befasst sich mit dem Repräsentationalismus und der An-
nahme, dass Wahrnehmungen wie Objekte dem subjektiven Erfahren transparent 
zugänglich sind. Die Autorin weist darauf hin, dass sowohl Vertreter des Reprä-
sentationalismus als auch Vertreter des Nicht-Repräsentationalismus die Transpa-
renzthese für die Entwicklung einer Philosophie der Wahrnehmung, um das Sub-
jektive der Erfahrung zu erfassen, übernehmen würden. Kind analysiert die 
Verwendung des Konzepts der Transparenz in verschiedenen philosophischen Ar-
beiten und kommt zur Schlussfolgerung, dass die Annahme, die bewusste Wahr-
nehmung von Erfahrungen ist zwar schwierig, aber nicht unmöglich, haltbar ist, 
was konsequenterweise den repräsentationalistischen Ansatz in Zweifel stellt. 

Aus einer anderen Perspektive, aber ebenfalls auf die Transparenz subjekti-
ver Erfahrungen bezogen, befasst sich Birger P. Priddat mit Transparenz bei 
Lebensmitteln. Diese erzeugt Überinformation und damit Intransparenz für den 





Transparency, Opacity and Status Presentation  
in the Early Modern City 

Ulrich Ufer 

Incongruence between “real” social status and its mere display through novel 
patterns of consumption is one of the defining characteristics of modern con-
sumer society. Ostentation, deceit, pretension, imposture and other forms of so-
cial masquerading could only become possible after the more transparent char-
acter of social relations in traditional society had been replaced by the opacity of 
modern urban society. Contrast between intimate traditional social relations and 
urban anonymity has featured strongly in the discussions of nineteenth and 
twentieth century modernity, for example in such sociological studies as Ferdi-
nand Tönnies’ seminal work on the modern division between Gemein-schaft and 
Gesellschaft and Georg Simmel’s sociology of the city, or in more poetical and 
literary approaches as those in Charles Baudelaire’s and Kurt Tucholsky’s po-
etry of urban solitude and anonymity or Friedrich Dürrenmatt’s childhood 
memories of his native village in Switzerland during the 1920s and 1930s. 
However, the growth of an urban anonymous sphere and the erosion of tradi-
tional structures of society must be dated back at least to the seventeenth cen-
tury, when rapidly increasing urbanization turned cities such as Amsterdam and 
Paris into quasi-theatrical locations which made extended role play possible. But 
opacity in social relations was highly criticized and reacted against by a conser-
vative part of the population who feared that “real” social status – defined by 
heritage, lineage and tradition – would be endangered in modern society by be-
coming undistinguishable and unrecognizable. Those concerned with the main-
tenance of traditional status lamented the loss of social transparency in the pres-
entation of social status and they resorted to various strategies of enhancing 
social transparency in the city. Such developments shall be analyzed on the fol-
lowing pages by referring to a variety of contemporary sources, in particular to 
Dutch as well as French novels and theatre plays written during the century be-
tween 1620 and 1720. 
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fed by established migratory streams coming mainly from rural France, from the 
Bassin Parisien, but also from more distant regions. These rural parts provided 
not only a vast pool of migrants but also constituted the majority of the country’s 
roughly 18 million inhabitants. In comparison, even though Amsterdam was the 
much smaller city, its surrounding region was much more densely urbanized than 
the Île de France. While about sixty percent of Holland’s population lived in 
towns by the end of the seventeenth century, close to ninety percent of the French 
population still lived in rural areas (Garnot 1992: 11-22). 

These differences in the structural settings, within which Amsterdam and 
Paris were urbanized over the course of the seventeenth century, should not lead 
to underestimating or neglecting commonalities. Growing urbanization through 
continued influx of immigrants – in the case of Amsterdam combined with rapid 
urban growth – changed the quality of social relations in both cities. Even though 
in Amsterdam as well as in Paris immigrants from the same rural region or for-
eign countries tended to flock to specific quarters of the cities, the sheer number 
of people and their fluctuation caused a lack of transparency in society which in-
cited one dweller of Amsterdam in the first half of the eighteenth century to re-
mark that although he had lived next to his neighbour for some years now, he did 
not even know his name (Roodenburg 1992: 226). The rapidness of social fluc-
tuation in the composition of the populace was also underlined in a Dutch theatre 
play by Pieter Bernagie of 1684, De belachelyke Jonker, which featured a sailor 
who, upon his return after some time of travel, felt like a stranger in his 
neighbourhood because many of his former acquaintances had already left the 
city or had moved to another part of the town (Bernagie 1684a: 15). 

Urban opacity can be considered as one of the outcomes pertaining to the 
more general transition from Gemeinschaft to Gesellschaft and high density of 
population increased urban opacity. With nearly 35.000 people per square kilo-
metre, the city of Amsterdam was even more densely populated than present day 
Mumbai. A contemporary witness reported in 1685 that “the city is totally over-
crowded with people, every time that a bridge has to be pulled up to let pass a 
ship with standing mast, flocks of people have to stop and wait until it is low-
ered again” (Teensma 1991: 131). Perhaps the most telling statement about the 
erosion of traditional structures of society in Amsterdam comes from the hand 
of one of the city’s most famous inhabitants, René Descartes. In 1631 he re-
marked with slight exaggeration, when looking at the bustling activity of com-
mercial business about him, that all his fellow citizens were so absorbed in mak-
ing profit, that he could spend all his life in the city, without ever being noticed 
by anyone (Bense 1949: 57). Opacity in the city was experienced to impede in 
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particular the establishment of more intimate social relations. Both in Paris and 
in Amsterdam numerous contemporary commentaries alluded to the difficulties 
of pursuing a spontaneous contact with a person whose identity was unknown. 
While the Dutch theatre play Moortje by Bredero, put on stage in 1617, told the 
story of a man who fell in love on first sight but was then unable to retrieve his 
beloved in the transitoriness of urban anonymity (Grootes 1999), the Parisian as 
described by Louis Liger could suffer repeated disappointments in the urban 
masses when features of a dear friend, seemingly recognized in a passer-by, 
turned out to belong to some anonymous person (Liger 1715: 37). 

2 Opacity and Modernity – the limits of Social Role Play 

How did urban opacity and the rise of an anonymous sphere impact on the mod-
ernization of society? Customarily the structural changes in modern society are 
discussed in terms of a growing split between the public and the private spheres. 
This implies equally the differentiation between public office and private per-
sona as well as the formation of localities for these separate spheres in the archi-
tecture of bourgeois homes or in sites of public gatherings. The public sphere as 
a constitutive part of modern society has also been defined as determined by 
communication or dialogue (Habermas 1981) and thus by reciprocity and by the 
mutual recognition of its participants. However, taking into consideration also 
the rapid rise of social opacity and of an urban anonymous sphere gives a more 
complete picture of the tripartite structure of modern society, characterized by 
public, private and anonymous spheres. For it was especially in the opacity of an 
urban anonymous sphere that individualizing dynamics such as social role play 
and the erosion of traditional social structures by anonymously representing 
status markers first became possible. 

The theatre piece Spaanschen Brabander of 1618, written by the Dutch au-
thor Bredero and set in Amsterdam, addresses how social actors could benefit of 
a lack of social transparency and break with the bounds of traditionally ascribed 
social status. One of the principal characters of the play is Jerolimo, an immi-
grant from Antwerp in the southern Netherlands. He has lost all his wealth dur-
ing the Spanish occupation of his native city, but he attempts to maintain a so-
cially privileged position by displaying – despite his actual poverty – as many 
markers of upper class distinction as possible. In the anonymity of Amsterdam’s 
streets he performs sophisticated manners, eloquent language and elegant dress. 
He can do so, because nobody will be capable of uncovering that his fine gar-
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ment is, in fact, the only piece of clothing he owns, that his home is bare of any 
furniture and that he must hide from his landlord who runs after him claiming 
outstanding rent payments. Jerolimo enjoys freedom of performance in the 
opacity of the city, but at the same time he knows that his role play is also re-
stricted to it. He can never invite acquaintances to his poor private home as he 
cannot transfer his self-image from the opaqueness of an anonymous sphere to 
the more transparent environment of the private sphere. But also in the public 
sphere of mutual recognition and communication his status presentation is frail. 
This is exemplified in a scene when Jerolimo manages to flatter two young la-
dies on the street. He impresses them with his distinctly civilized elocution and 
manners, but his assumed identity fails when he is unable to transfer it from the 
opacity of urban anonymity into public spaces, where identity becomes socially 
more embedded and contextualized: As soon as he is asked to confirm his flat-
teries with an invitation for a drink at one of Amsterdam’s prestigious guest-
houses, Jerolimo must back out. He quickly leaves the scene under false pre-
tence, since he does not have the financial means to support his assumed social 
status (lines 689-690 in Grootes 1999). 

Jerolimo’s story, as told by Bredero in the early decades of the seventeenth 
century, is strongly reminiscent of an episode in the Roman Bourgeois by An-
toine Furetière, set in Paris during the years before its publication in 1666. The 
Roman Bourgeois displays the condition of a new social actor, born in the con-
text of modernizing urbanity – the modern urban dweller, who somehow defies 
social classification according to traditional categories. Having risen from the 
lower ranks of society himself, Furetière watched the formation of a new mid-
dle-class with a keen eye and his multiple definitions of the bourgeois in his 
Dictionaire Universel of 1690 reflect his ambiguous social standing. The bour-
geois was a cross-breed, neither opposable to the noble members of the courts, 
nor a member of the lower classes of the population, as the artisans used to call 
their employers bourgeois, as Furetière noted (Furetière 1690). The bourgeois 
was the outcome of an urban habitat in which anonymous spaces and social 
opacity allow escape from the transparency of traditionally ascribed status. 
Nicodème, a young “homme amphibie”, illustrates the possibilities for social 
role play in the opacity of the city. His identity display oscillates between his 
work as a simple clerk in a law firm during daytime and his nightly expeditions 
into quarters where his anonymous position permits him to pretend to the status 
of a gentleman: “C’étoit un de ces jeunes bourgeois”, wrote Furetière, “qui, 
malgré leur naissance et leur éducation, veulent passer pour des gens du bel air, 
et qui croyent, quand ils sont vêtus à la mode et qu’ils [sic] méprisent ou raillent 
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leur parenté, qu’ils ont acquis un grand degré d’élevation au dessus de leurs 
semblables” (Furetière 1880 [1666]: 32). Initially, Nicodème’s nightly ventures 
into role-play prove successful. By frequenting public sites in the wealthier 
quarters of the city he makes acquaintance with the daughter of a wealthy fam-
ily, successfully woos her, but eventually gets rejected by her father on the very 
grounds that he is too concerned with his outer appearance. In Pierre Bourdieu’s 
terms (Bourdieu 1984: 95) Nicodème lacked the nonchalance of inherited social 
status, his vanity and overemphasized civility making him suspicious and cast 
doubt on his honnêteté, his general reliability and professional dedication. 

In a similar vein, two pieces of literature from the Dutch context discuss the 
limits of urban opacity for social role play – one a piece of moralizing pamphlet 
literature, the other a theatre play. In the former, a female protagonist attempts to 
achieve social promotion by using the anonymous sphere as a stage on which to 
act as peer to her social superiors. As the narrative goes, the young woman pre-
tends to higher social status by dressing up far beyond her actual financial apti-
tude and social status. She hopes to find a good match while making her prome-
nades through town, but faces the problem – similar to the case of Jerolimo 
discussed before – that she may never let anyone accompany her back to her 
miserable home, a “coal cellar”, since this would betray all her pretensions to 
higher social status ([s.n.] 17XX). Acting out her fake identity is restricted to the 
opaque social atmosphere in the anonymous spaces of urban street life. 

Albeit structurally similar in the sense that urban opacity is discussed as a 
limited playground for social role play, the theatre play De Mode of 1698 by 
Pieter Bernagie relates in a much more complex way, how social masquerade and 
status assumption in the private, public and anonymous urban spaces are interre-
lated, with the rise of urban opacity as a feature of modern society. Impressed by 
her great beauty, an apparently wealthy man, the character Gaudiness, falls in 
love at first sight with Fashion, a beautiful and elegant young woman he has but 
briefly encountered. Gaudiness orders his companion Speciousness to find out 
more about her and to arrange a marriage. What he does not know is that Spe-
ciousness is already well acquainted with the young woman Fashion, and that the 
apparently accidental encounter had been a set-up: The woman’s real name is 
Poverty and only through generous sponsoring by Speciousness has she been 
able to doll herself up for the arranged meeting and to assume the alias of Fash-
ion. To render the case even more ironic, the audience is told that Speciousness 
has, in fact, borrowed the money for Fashion’s adornment from his companion 
Gaudiness, and that the latter himself is a bon vivant on the verge of bankruptcy, 
who squanders the savings of his laborious and parsimonious forefathers. 
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ryday life in the early modern city created atmospheres and spaces of consump-
tion in which, as contemporaries noted, hereditary social standing determined 
one’s position less and less, and where appearance and the sometimes brute pe-
cuniary forces of conspicuous consumption more and more made the man. To 
what high degree early modern cities were commercialized even on lower scales 
of consumption is indicated, for example, by the rise of second-hand markets 
(Ufer 2008: 134). In Amsterdam, the working class quarter of the Jordaan knew 
a weekly second-hand market, and also in Paris shopkeepers fuelled developing 
consumer markets by giving increasing attention to consumer segments inter-
ested in semi-luxury goods, imitations and second-hand products which allowed 
emulating and displaying a social status that would not have been affordable at 
the price of first-hand originals of high quality (Coquery 2004). 

Increased accentuation of appearance as a way to express individual iden-
tity gave visual expression to a general tendency toward commercialization of 
life in the cities and it was closely tied to the rise of capitalism in early modern 
European cities. As Collin Campbell has remarked, the role of consumption had 
for a long time been neglected in the study of social modernizing processes 
(Campbell 2005 [1987]). In particular the Weberian legacy of the Protestant 
Ethic and the Spirit of Capitalism had left little conceptual room to approach 
consumerist enjoyment as an equally important facet in the development of 
capitalism. Some of the materials presented here may be read in support of 
Campbell’s thesis and they suggest that consumption was an important driving 
force of modernization in early modern European cities, regarding both its im-
plications for the rise of capitalism and for individualizing dynamics. 

As a textile manufacturer, Pieter de la Court of the Dutch city of Leyden 
looked with a keen eye on changes in consumption patterns and in clothing hab-
its among his fellow countrymen. In 1659, he observed and described how thor-
oughly fashion had become interrelated with the expression and representation 
of social status. “Fashion and custom are tyrants,” de la Court stated, “against 
which only the fool rebels on purpose, the hypocrite out of stinginess, and the 
poor devil out of poverty. You can truly witness its impact, not only at the con-
struction of gables in the streets, with the furnishing of houses, not only with 
food and drinks, but also in the comfort and luxury of bedrooms and beds. As 
you see the genteel people go ahead it begins to please you also – even if it 
might have seemed uncomfortable at first. Thus it is easy to understand that one 
follows fashion also in clothing, but you are more accountable to the taste of the 
public than to your own, for the saying goes: sleep and eat just as you like but 
clothe yourself according to fashion” (Driessen 1911: 43). 
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acted to guard the traditional transparency of status markers vis-à-vis the on-
slaught of the liberal market’s social opacity. In the cities of the United Prov-
inces, an obvious and compulsory tie between social status and sartorial display 
of traditional society had been cut by abandoning sumptuary laws. Already in 
1636, a French visitor remarked that in Amsterdam all strata of society were al-
lowed to clothe “after their own taste, which is not granted elsewhere” (Schott-
müller 1910: 261) and according to a contemporary Dutch witness of the 1660s, 
his homeland allowed such an “unrestricted and liberal way of life that every-
body without any distinction was free to wear such clothing as suited his taste 
and his wallet” (Nispen 1664: 142). By the end of the seventeenth century a 
French traveller, again, noted that everybody in the United Provinces dressed af-
ter his own fashion, creating a diversity of clothing which conveyed the image 
of a street scene which was “divertissant et agréable” (Parival 1697: 151). 

In Paris, by contrast, sumptuary laws still applied during the seventeenth 
and eighteenth centuries. Yet, already by the early decades of the eighteenth 
century their enforcement was weak (Sennett 1992 [1977]: 65) and if we can 
trust the account of the fictional Guide des Étrangers dans la Ville de Paris of 
1715, street scenes were not very different in Paris than in Amsterdam. In fact, 
liberty of consumption and sartorial display obfuscated social transparency to 
the highest degree in Paris, too: “La vie de Paris”, the guidebook explained, “est 
bien différente de celle des Provinces & des Pays étrangers; la liberté y regne 
beaucoup, on y vit comme on veut sans qu’on y trouve à redire: faites bonne ou 
mauvaise chere, on n’y prend pas garde, pourvû que d’ailleurs l’exterieur éclate, 
& tel y paroît aux yeux de bien du monde vêtu magnifiquement, n’ayant 
d’ailleurs ni qualité, ni bien, qui est plus estimé qu’un autre avec un habit simple 
& modeste, qui aura un fond d’honnête homme & des talens merveilleux. Cette 
apparance qui brille tient lieu de tout mérite, particulierement chez les gens ve-
nus de fortune, qui ne connoissent pour veritable trésors que ceux qu’ils ma-
nient; mais aussi ne faut-il pas s’étonner si souvent ils sont les dupes de leur 
faux discernement” (Liger 1715: 211-212). 

Both Paris and Amsterdam had their spaces for crowds as well as resorts of 
urban solitude, where reveries about being someone else or about pertaining to a 
more elevated social group could be enacted without getting immediately 
discovered as acts of imposture. In particular the emergence of coffee houses as 
venues of congregation and the increasingly fashionable pastime of strolling on 
promenade streets dedicated to that very purpose allowed individuals to mingle 
with the crowd anonymously, revealing no more social context around the per-
sona than offered by mere appearance.  
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nation’s and the king’s grandeur – as well as the centre of economic activity, ju-
risdiction, administration and promotion of the sciences and of knowledge. The 
unobstructed circulation of political power and decision making, of money and 
of knowledge was to extol the city’s virtue and any disturbances or potentials 
for social unrest were to be excluded from the Métropolitée. In particular, the 
lower classes of labourers and peasants, who had been increasingly attracted by 
the expanding capitals, were to reside outside the metropolis. They should con-
duct their socially relevant tasks in an appropriate and segregated social milieu 
of small towns dedicated to this purpose. Admitting for some artisans’ work that 
had to be conducted on site in the capital to render immediate services to the 
higher strata of society, Le Maitre intended to restrict the presence of craftspeo-
ple to designated quarters of the city (Lévy 1957: 112). 

In Amsterdam, by contrast, the city’s economic upswing during its 
“Golden Age” of the seventeenth century allowed to actively coordinate and di-
rect its rapid demographic and spatial expansion. Even though much smaller 
than Paris, Amsterdam certainly was the more advanced and the more modern 
city as regards the state of its urban planning. Without explicitly stating social 
transparency as a strategic aim in the conceptualization of Amsterdam’s city ex-
tensions in the course of the seventeenth century, its execution implemented 
tendencies that worked toward similar results: The city was to be structured af-
ter a concentric layout which closed in the small medieval centre with its har-
bour, shipyards and artisan workshops, building around it a series of channels 
lined by prestigious houses. The physical restructuring also implied a social re-
structuring because the new quarters along the channels were explicitly de-
signed as residential areas inhabited by government officials and wealthy 
wholesale merchants. In the centre and outside the city lived the majority of the 
population – artisans, labourers and lesser merchants. 

Naturally, such implementations of social transparency only worked to a 
certain degree. Adding further visibility was still important to those who wished 
to give credence to their socially elevated status. With a view to this social need, 
the architectural layout of individual houses in Amsterdam’s wealthy residential 
areas can be interpreted as another means of contributing to social transparency. 
Floor plans generally had the living room facing the street side, and by installing 
large window panes the strict separation between a public or anonymous outside 
and a private inside was attenuated. Amsterdam’s residential architecture in-
creased social transparency on both sides of the pane. As several contemporary 
sources stated (Krook 1701: 2; Rijndorp 1708: 16), the inhabitants of the resi-
dential quarters could manifest and showcase themselves as the righteous own-
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with gaudiness, at such great expense with dresses and all kind of ornament, that 
you can hardly tell the difference between a citizen, a peasant or a nobleman” 
(Deursen 1991: 217). One Willem Telinck, writing at about the same time, con-
firmed that obfuscation of social status resulted first and foremost from the 
commercialization of society and from the introduction of liberal ways of dress-
ing. He demanded that it be “the status, not the wallet that should make the 
measure for clothing” (Telinck 1626: 24). However, a few decades later the lib-
eral consumer market had already eroded traditional forms of status display to 
such an extent that the conservative tone had become much more defensive and 
resigned. In a theatre play of the 1680s, a woman of traditional status could do 
no more than to complain bitterly about the present “infamy how slovenly the 
dress code is treated, it has become impossible to distinguish any classes” (Ber-
nagie 1686: 32). The conservative complaint over decreasing transparency in 
social status presentation due to the popularization of formerly exclusive pres-
tige goods was summarized in the jaundiced remark: “If the cobblers and coo-
lies with their respective wives are allowed to lay their dirty hands on holy 
things, what else is there to be expected than that these things will turn into 
something bad?” (Bontekoe 1686: 56). 

An alternative option to the conservative strategy for re-establishing 
transparency of social standing was to accept the new dynamics implied by the 
commercialization of society and to play along. In the hope that imitators would 
always be one step behind, status goods could now be constantly redefined by 
committing to fashion waves as the fundamental mechanisms of distinction in 
commercial society. In his sociological work on the dynamics of the modern 
consumer society, Georg Simmel has explained the emergence and modern ac-
celeration of fashion waves through precisely this kind of competition through 
status representation (Simmel 1995 [1905]). Having gone through a transition 
from Gemeinschaft to Gesellschaft in the Tönniesian sense, Simmel argued that 
the actors of an atomized modern society lacked the kind of reciprocal knowl-
edge about each other’s hereditary social status or achievement of social posi-
tion. Fashion waves in modern society thus witness constant acceleration, be-
cause under the conditions of a free market status representation of traditional 
elites will be put under pressure by impostors and nouveaux riches who imitate 
their lifestyle. However, the problem with this kind of strategy against increas-
ing opacity of social status presentation was that it caused high costs and con-
tradicted the aim of seeking distinction also from the nouveaux riches, a rising 
group of new contesters to social status in the early modern urban society. 
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When social transparency had become impossible to achieve by mere ap-
pearance, when, in fact, appearance now became regarded as the very source of 
social opacity, conservative responses to this challenge could still resort to a re-
finement of manner and taste as means to stand out against imposters and nou-
veaux riches. In a theatre play of 1684, a member of a traditional Amsterdam 
family makes a number of spiteful remarks against a young couple of the 
jeunesse dorée. He describes them as squanderers, spending vast sums of money 
on household expenses, travels, adornment, clothing and servants, and yet, their 
manners and their social conduct betray them as upstarts (Bernagie 1684b: 39). 
Another paradigmatic example of how connoisseurship could re-establish a sense 
of social transparency and help to distinguish the hypocrites from those of true 
social standing is conveyed in a treatise on the consumption of novel status goods 
by Cornelis Bontekoe. Like tea and coffee, tobacco had entered the higher circles 
of society, but got popularized quickly so that sophisticated consumption – in-
volving fine accessories, elegant gestures and knowledge about different types of 
tobacco – became the true markers of distinction (Bontekoe 1686: 62). 

By emphasizing taste, however, defenders of traditional status faced prob-
lems which can be discussed as the conservative dilemma. Creating orders of 
style, fashion, civilized behaviour and other such vicissitudinous markers of dis-
tinction further promoted the commercialization of society and accelerated fash-
ion waves, thus feeding into the very social dynamics against which the reaction 
had initially aimed. 

6 Conclusion 

The rise of opacity and the decrease of transparency in the display of social 
status and, more generally, in social relations as such has been discussed as a 
characteristic trait of urban modernizing processes. An increasingly opaque so-
cial climate, new anonymous spaces in the early modern city and the emergence 
of an early modern consumer society worked dynamically toward social change. 
Reactions toward such modernizing dynamics could take various forms and the 
phenomena of social opacity and transparency in the city were experienced dif-
ferently by different groups of society. This conflicting experience of urban 
modernity showed, on the one hand, in the ways how people indulged in the lib-
eration of the individual person, finding themselves enabled to imagine different 
identities and to enact them without facing the limitations of traditional sumptu-
ary laws or immediate control by the informed and revealing gaze of the other. 



Transparency, Opacity and Status Presentation in the Early Modern City 149 

On the other hand, social opacity rendered all appearances ambiguous and grow-
ing lack of social transparency pervaded social relations with distrust. Uncer-
tainty and distrust about status presentation in the opacity of urban society cen-
tred first on sartorial display of status in anonymous spaces and in the public 
sphere. As part of a conservative reaction, distinction of status was sought to be 
re-established through urban planning and through the architectural design of in-
dividual houses. However, doubt about the truth and sustainability of status in a 
commercialized society could become all-pervasive, as expressed in the poem 
Eerste Kuyering in Gedachten of 1684, which describes an imaginary stroll 
through the city of Amsterdam. Passing the prestigious houses – considered as an 
ultimate pledge of sustained and socially embedded “true” status – the author, 
Sybrand Feitama, voiced his suspicion that “losse borg”, that is loose or unsus-
tainable loans, was the basis of apparent fortune for many occupants of the pres-
tigious residential buildings along the channels (Feitama 1684: 176). Under such 
conditions, greater emphasis was given to manners and taste in status presenta-
tion. However, connoisseurship as a social strategy of distinction further en-
hanced the dynamics of a progressively commercializing society, thus expressing 
the conservative dilemma of how to react to attacks on traditional status. 
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Wer hat Angst vor Risiken?  
Wahrnehmung und Bewertung von Risiken in der Bevölkerung 

Ortwin Renn 

1 Einleitung 

Risiken für Umwelt und Gesundheit sind zurzeit in aller Munde. Ob BSE, gen-
technisch veränderte Lebensmittel oder Elektrosmog – die populären Gazetten 
sind voll mit warnenden oder entwarnenden Risikoinformationen. Wie diese In-
formationen in der Öffentlichkeit wahrgenommen und bewertet werden, ist der 
Gegenstand dieses Beitrages. Mit dem Begriff der Wahrnehmung werden in der 
kognitiven Psychologie alle mentalen Prozesse verstanden, bei der eine Person 
über die Sinne Informationen aus der Umwelt (physische ebenso wie kommuni-
kative) aufnimmt, verarbeitet und auswertet (Jungermann/Slovic 1993). 

Wahrnehmungen sind eine Realität eigener Natur: So wie in Zeichentrick-
filmen die gemalten Figuren erst dann in den Abgrund stürzen, wenn sie mitten 
in der Luft stehend plötzlich der Gefahr gewahr werden, so konstruieren auch 
Menschen ihre eigene Realität und stufen Risiken nach ihrer subjektiven Wahr-
nehmung ein. Diese Form der intuitiven Risikowahrnehmung basiert auf der 
Vermittlung von Informationen über die Gefahrenquelle, den psychischen Ver-
arbeitungsmechanismen von Unsicherheit und früheren Erfahrungen mit Gefah-
ren. Das Ergebnis dieses mentalen Prozesses ist das wahrgenommene Risiko,  
also ein Bündel von Vorstellungen, die sich Menschen aufgrund der ihnen ver-
fügbaren Informationen und des „gesunden Menschenverstandes“ (Common 
Sense) über Gefahrenquellen machen (vgl. Renn 1989; Renn/Schweizer/Drey-
er/Klinke 2007: 80ff.). Das Augenmerk dieses Kapitels liegt also auf der Ebene 
der konstruierten Realität, d.h. der Welt der Vorstellungen und Assoziationen, 
mit deren Hilfe Menschen ihre Umwelt begreifen und auf deren Basis sie ihre 
Handlungen ausführen. 

Die Forschung der Risikowahrnehmung hat eine Reihe von Vorstellungs-
mustern identifizieren können, die in der Bevölkerung zur Wahrnehmung und 
Bewertung von Risiken benutzt werden. Da in diesem Beitrag nur anthropogen 
verursachte Umwelt- und Gesundheitsrisiken behandelt werden, sind im Fol-
genden die Vorstellungsmuster aufgeführt, die den Bedeutungsumfang von  
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dahin gestellt bleiben) besser mit Gefahren fertig werden, wenn sie darauf vor-
bereitet und darauf eingestellt sind. Ebenso wie sich die meisten Menschen in 
der Nacht mehr fürchten als am Tage (obwohl das objektive Risiko, über Tag zu 
Schaden zu kommen, wesentlich höher ist als während der Nacht, man aber in 
der Nacht leichter von möglichen Gefahren überrascht werden kann), so fühlen 
sich die meisten mehr von potenziellen Gefahren bedroht, die sie unerwartet und 
unvorbereitet treffen, als von Gefahren, die entweder regelmäßig auftreten oder 
die genügend Zeit zwischen auslösendem Ereignis und möglicher Gefahren-
abwehr erlauben. Somit ist das Ausmaß des Risikos in dem hier vorliegenden 
Verständnis eine Funktion von drei Faktoren: der Zufälligkeit des Ereignisses, 
des erwarteten maximalen Schadensausmaßes und der Zeitspanne zur Scha-
densabwehr. Die Seltenheit des Ereignisses, also der statistische Erwartungs-
wert, ist dagegen unerheblich. Im Gegenteil: häufig auftretende Ereignisses sig-
nalisieren eher eine kontinuierliche Folge von Schadensfällen, auf die man sich 
im „Trial-and-error“-Verfahren einstellen und vorbereiten kann.  

Die Wahrnehmung des Risikos als drohende Katastrophe bestimmt häufig 
die Bewertung technischer Risiken, findet aber nur wenig Anwendung in der 
Bewertung naturgegebener Katastrophen. Erdbeben, Überflutungen oder Wir-
belstürme folgen den gleichen Bestimmungsgrößen wie Großtechnologien, d.h. 
sie treten relativ selten nach dem Prinzip des Zufalls auf und erlauben meist nur 
wenig Zeit zur Gefahrenabwehr, sie werden jedoch mit einem anderen, im fol-
genden beschriebenen Risikokonzept bewertet.  

Risiko als Schicksalsschlag: Natürliche Katastrophen werden meist als un-
abwendbare Ereignisse angesehen, die zwar verheerende Auswirkungen nach 
sich ziehen, die aber als „Launen der Natur“ oder als „Ratschluss Gottes“ (in 
vielen Fällen auch als mythologische Strafe Gottes für kollektiv sündiges Ver-
halten) angesehen werden und damit dem menschlichen Zugriff entzogen sind 
(Watson 1987). Sie sind in der Terminologie Niklas Luhmanns Gefahren, denen 
man ausgesetzt ist. Die technischen Möglichkeiten, auch Naturkatastrophen zu 
beeinflussen und deren Auswirkungen zu mildern, haben sich noch nicht so weit 
in das Bewusstsein der meisten Menschen eingeprägt, dass natürliche Katastro-
phen eine gleiche Bewertung des damit verbundenen Risikos erhalten wie tech-
nische Unfälle.  

Natürliche Belastungen und Risiken werden als vorgegebene, quasi unab-
dingbare Schicksalsschläge betrachtet, während technische Risiken als Konse-
quenzen von Entscheidungen und Handlungen angesehen werden. Diese Hand-
lungen werden nach anderen Maßstäben bewertet und legitimiert. Schicksals-
schläge können höchstens mythologisch oder religiös gerechtfertigt werden. 



Wer hat Angst vor Risiken? 155 

Wenn niemand außer Gott zur Verantwortung gezogen werden kann, lässt sich 
auch durch menschliches Handeln keine Besserung der Situation herbeiführen. 
Als Alternativen verbleiben nur noch Flucht oder Verdrängung der gefährlichen 
Situation. Je seltener das Ereignis, desto eher wird die reale Gefahr verneint oder 
verdrängt; je häufiger das Ereignis, desto eher ist Rückzug aus der Gefahrenzone 
die Folge. Insofern ist es verständlich, wenn auch nicht unbedingt rational, wenn 
Menschen in Erdbeben- oder Überflutungsgebieten siedeln und häufig nach ein-
getretener Katastrophe in diese Gebiete zurückkehren. Im Gegensatz zur Situati-
on der technischen Bedrohung ist die Zufälligkeit des Ereignisses nicht der 
angstauslösende Faktor (weil Zufall hier Schicksal und nicht unvorhersehbare 
Verstrickung von Fehlverhalten beinhaltet). Im Gegenteil, die relative Seltenheit 
des Ereignisses ist ein psychischer Verstärker für die Verneinung der Gefahr.  

Aufgrund der zunehmenden Beeinflussung natürlicher Katastrophen durch 
menschliche Aktivitäten enthält das Risikomuster des Schicksalsschlages ver-
mehrt Merkmale der Kategorie „Risiko als unmittelbare Bedrohung“. Dies 
drückt sich beispielsweise dadurch aus, dass nach Naturkatastrophen immer 
häufiger die Frage nach der Verantwortung gestellt wird und dabei auch die Un-
terlassung von möglichen vorbeugenden oder nachsorgenden Maßnahmen als 
Schuld angesehen wird (vgl. Douglas 1966 sowie Wiedemann 1993).  

Risiko als Herausforderung der eigenen Kräfte: Wenn ein Extrembergstei-
ger ohne Atemgerät die höchsten Berge der Welt bezwingt, obwohl das Risiko, 
dabei zu Schaden zu kommen, beachtlich ist, wenn Autofahrer wesentlich 
schneller fahren, als es die Polizei erlaubt, wenn Menschen sich mit Plastik-
flügeln in den Abgrund stürzen und das als Sport bezeichnen, dann erschließt 
sich eine weitere Bedeutung des Risikobegriffes. Bei diesen Freizeitaktivitäten 
wird nicht, wie vielfach behauptet, das Risiko in Kauf genommen, um einen an-
genehmen Nutzen zu haben (etwa Wind um die Ohren oder schöne Aussicht), 
sondern das Risiko ist der Nutzen: Die Aktivitäten gewinnen ihren Reiz gerade 
dadurch, dass sie mit Risiken verbunden sind (Machlis/Rosa 1990). 

In all diesen Fällen gehen Menschen Risiken ein, um ihre eigenen Kräfte 
herauszufordern und den Triumph eines gewonnenen Kampfes gegen Naturkräf-
te oder andere Risikofaktoren auszukosten. Sich über Natur oder Mitkonkurren-
ten hinwegzusetzen und durch eigenes Verhalten selbst geschaffene Gefahren-
lagen zu meistern, ist der wesentliche Ansporn zum Mitmachen. Möglicher-
weise bietet unsere „Absicherungsgesellschaft“ zu wenig riskante Herausforde-
rungen, so dass – häufig instinktiv verankerte – Bedürfnisse nach Abenteuer und 
Risiko unbefriedigt bleiben. So werden künstliche Situationen geschaffen, die 
ein kalkulierbares und durch persönlichen Einsatz beherrschbares Risiko schaf-
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fen, dem man sich freiwillig aussetzt. Risiko als Herausforderung ist an eine 
Reihe von situationsspezifischen Attributen gebunden:  

 
– Freiwilligkeit,  
– persönliche Kontrollierbarkeit und Beeinflussbarkeit des Risikos,  
– zeitliche Begrenzung der Risikosituation,  
– die Fähigkeit, sich auf die riskante Tätigkeit vorzubereiten und entspre-

chende Fertigkeiten einzuüben, und  
– soziale Anerkennung, die mit der Beherrschung des Risikos verbunden ist.  
 
Risiko als Herausforderung ist eine so dominante Handlungsmotivation, dass 
Gesellschaften symbolische Gefahrensituationen in Form von Sportaktivitäten, 
Gesellschaftsspielen, Spekulantentum, Geldgeschäften und politischen Spiel-
regeln des Machterwerbs entwickelt haben, um das „Prickeln“ bei der Beherr-
schung von Gefahren zu kanalisieren und die möglichen negativen Konsequen-
zen durch symbolische Bestrafungen zu ersetzen. Mit der symbolischen 
Kanalisierung des Risikorausches geht auch eine symbolische Vorwegnahme 
realer Gefahren in Form von Computersimulationen und hypothetischen Risiko-
berechnungen einher (Breakwell 2007: 121ff.). Die herkömmliche Methode, 
durch Versuch und Irrtum technische Innovationen oder neue Einsatzgebiete für 
Technik zu überprüfen, ist in einer auf die Erhaltung des Individuums fixierten 
Gesellschaft moralisch nicht mehr zu rechtfertigen. Anstelle des – immer Scha-
den erzeugenden – Irrtums tritt die symbolische Antizipation des Schadens:  
Abenteuerurlaub darf nur die Illusion der Gefahr vermitteln, aber wehe, wenn 
einer wirklich zu Schaden kommt; technische Systeme müssen so angelegt sein, 
dass sie auch bei Versagen niemanden schädigen können (das Lernen an realen 
Fehlern wird durch Computersimulation von hypothetischen Schadenabläufen 
ersetzt), und geplante soziale Veränderungen bedürfen einer wissenschaftlichen 
Folgenabschätzung, inklusive Kompensationsstrategien für potenzielle Geschä-
digte, bevor eine Reform in Kraft treten kann.  

Das zunehmende Erlebnis eines nur symbolischen Schadens schafft natür-
lich auch neue Erwartungshorizonte gegenüber technischen Systemen. Je mehr 
der Risikorausch von symbolischen Konsequenzen für einen selbst und mög-
liche Konkurrenten geprägt ist, desto eher erwartet man auch von den tech-
nischen Risikoquellen nur symbolische Konsequenzen. Der echte Schaden darf 
demnach niemals eintreten.  

Risiko als Glücksspiel: Das Risiko als Herausforderung, bei der die eigenen 
Fähigkeiten zur Risikobewältigung den Ausgang der Handlung mitbestimmen, 
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ist nicht identisch mit dem Verständnis von Risiko in Lotterien oder Glücksspie-
len. Verlust oder Gewinn sind in der Regel hier unabhängig von den Fähigkeiten 
des Spielers. Spielen selbst kann natürlich auch einen Rausch erzeugen und zum 
Selbstzweck werden, aber es ist die erwartbare oder erhoffte Auszahlung, die 
Möglichkeit des großen Gewinns, die das berühmte „Prickeln“ erzeugt und nicht 
der Vorgang des Spielens (im Gegensatz zu Gesellschaftsspielen, in denen  
Belohnung und Bestrafung nur noch symbolischen Wert haben).  

Psychologen haben sich seit langem intensiv mit Risikoverhalten bei 
Glücksspielen befasst. Zum einen lässt sich die Situation im Labor gut simulie-
ren, zum anderen kann man leicht die Abweichungen vom statistischen Erwar-
tungswert bestimmen (Dawes 1988: 92ff; siehe auch Kahneman/Tversky 1979). 
Gleich hier soll deutlich werden, dass der statistische Erwartungswert keinen 
Maßstab für tatsächliches Spielverhalten abgibt. Der Einsatz sollte möglichst ge-
ring sein, während der Hauptgewinn ausgesprochen attraktiv sein sollte. Denn 
Spieler unterschätzen die Wahrscheinlichkeit seltener Ereignisse und sind eher 
bereit mitzuspielen, wenn der Wetteinsatz die Schmerzgrenze nicht überschreitet.  

Die Tatsache, dass es jedes Mal einen Gewinner gibt, verführt zu der Vor-
stellung, man könne selbst der nächste sein. Häufig werden mit Glücksspielen 
versteckte Verteilungsideologien (etwa todsicheres Wettsystem, magische 
Glückszahlen oder ausgleichende Gerechtigkeit) verbunden. So glauben etwa 47 
Prozent aller Amerikaner, dass es besondere Glücksnummern gibt, die bestimm-
ten Mitspielern eine bessere Gewinnchance vermitteln (Miller 1985: Table 8-
13). Wird das Zufallsprinzip jedoch anerkannt, dann ist das wahrgenommene 
Konzept der stochastischen Verteilung von Auszahlungen dem technischen Ri-
sikokonzept am nächsten. Nur wird dieses Konzept bei der Wahrnehmung und 
Bewertung technischer Risiken nicht angewandt. Im Gegenteil: wie eine Studie 
in Schweden nachweist, halten es die dort untersuchten Personen geradezu für 
unmoralisch, eine „Glücksspielmentalität“ auf technische Gefahrenquellen, bei 
denen Gesundheit und Leben auf dem Spiel stehen, anzuwenden (Renn 2004).  

3 Risiko als Frühindikator für schleichende Gefahren 

In jüngster Zeit hat sich in der öffentlichen Diskussion ein neues Bedeutungs-
umfeld des Risikobegriffes aufgetan. Mit der zunehmenden Berichterstattung 
über Umweltverschmutzung und deren Langzeitwirkungen auf Gesundheit,  
Leben und Natur haben wissenschaftliche Risikoberechnungen die Funktion von 
Frühwarnindikatoren erhalten.  
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eine Identifikation mit dem von dem Risiko betroffenen Opfer. Während der  
Risikoanalytiker stochastische Theorien zur Charakterisierung der relativen Ge-
fährdung von Ereignissen benutzt, die keine kausalen Zusammenhänge zwi-
schen singulären Auslösern und deren Effekten erlauben (und damit Distanz 
zum eigenen Wissensbereich schaffen), sieht der Laie in ihnen den Beweis für 
die schuldhafte Verstrickung gesellschaftlicher Akteure bei der Verursachung 
lebensbedrohender Krankheiten.  

Bei Risiken als Frühindikator sind die betroffenen Menschen auf Informa-
tionen durch Dritte angewiesen. Sie können sie in der Regel nicht sinnlich 
wahrnehmen. Bewerten Laien diese Risiken, dann stoßen sie auf eine Schlüssel-
frage: Vertraue ich den Institutionen, die mir dazu die notwendigen Informatio-
nen geben, ja oder nein? Wenn ich „nein“ sage, dann will ich Nullrisiko. Denn 
wenn ich bei der Bewertung solcher Risiken auf Informationen durch Dritte an-
gewiesen bin, diesen Dritten aber nicht vertraue, dann lasse ich mich auf keine 
Kosten-Nutzen-Bilanz ein. Dann will ich Nullbelastung. In diesem Falle werden 
keine Risikoberechnungen vorgenommen (zumindest in der Theorie), es geht 
nicht mehr um tolerierbare Risiken, sondern nur noch um Verbot oder Vermei-
dung solcher Risiken.  

4 Aufgaben der Politik  

Die semantische Bestimmung des Risikobegriffs im Alltagsleben hat zu der 
wichtigen Erkenntnis geführt, dass der universelle Geltungsanspruch des techni-
schen Risikobegriffes als Maß für die relative Wahrscheinlichkeit von negativen 
Ereignissen nur eingeschränkt für die Alltagssprache gilt. Begriffe in der All-
tagssprache sind gewöhnlich mit mehrfachen Bedeutungen besetzt, die sich für 
den in der Alltagssprache Kundigen mühelos aus dem Kontext ableiten lassen. 
Gleichzeitig sind Begriffe der Alltagssprache weniger abstrakt, d.h. sie erfor-
dern keinen universellen Geltungsanspruch über unterschiedliche Kontexte hin-
weg. Risiko beim Skifahren bedeutet etwas signifikant anderes als Risiko beim 
Betrieb eines Kernkraftwerkes.  

Welchen Nutzen können Wissenschaft und Politik in dieser Situation von 
der Erforschung der Risikowahrnehmung ziehen? Was lässt sich normativ aus 
den Studien über die intuitive Risikowahrnehmung für risiko- und technologie-
politische Entscheidungen ableiten?  
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verzichtet darauf, seine starken und ungeschützten Behauptungen zu untermau-
ern. Zu ihnen zählen die Rechtfertigung durch die Liebe zu Rom und die Darle-
gung von Caesars Ambitionen. Beides lässt sich aber hinterfragen, ja, Brutus 
fordert unfreiwillig auf, seine Ausführungen zu bezweifeln. 

Der genaue Blick ist nun auf Marcus Antonius’ Rede zu werfen. Antonius 
stachelt das Volk gegen Brutus und die übrigen Verschwörer auf, um letztlich 
sich und später Octavian die Macht zu sichern (Octavian tritt am Ende des Dra-
mas auf). Antonius’ Rede nutzt die Schwächen von Brutus’ Vortrag auf bemer-
kenswerte Weise. Erstens greift sie nicht Brutus’ Rechtfertigungen auf. Denn  
täte sie das, liefe es auf eine Diskussion der Argumente hinaus, die zu einem 
ambivalenten Bild führen müsste; das aber will Antonius vermeiden. Zweitens 
fordert er die umstehenden Zuhörer eigentlich nicht zu einer Revolte auf; er 
nutzt geschickt eigentlich eigentliches Sprechen. 

Antonius’ Rede bildet – Szene 3.2 – den Mittelpunkt des Dramas und einen 
Höhepunkt der rhetorischen Beeinflussung. Doch lesen wir Teile der Replik und 
unterbrechen diese Lektüre durch einige Erläuterungen. 

„[Antony:] 
Good friends, sweet friends, let me not stir you up  
To such a sudden flood of mutiny.“ 

Zwar erlaubt sich Antonius an dieser Stelle nicht, einen Aufruhr zu erzeugen, 
doch wirft er dessen Möglichkeit in den Raum. Es wird direkt zu Beginn seiner 
Rede transparent, dass Aufbegehren und öffentlicher Protest denkbar sind. Zwar 
erklärt er sich ausdrücklich gegen Proteste, doch stehen seine folgenden Ausfüh-
rungen gleichsam unter der Überschrift: ‚Ist angesichts des Mordes nicht Protest 
angebracht?‘ 

„They that have done this deed are honourable.“ 

Hier folgt Antonius exakt Brutus’ Vorgabe. Er sagt nicht nur nichts gegen die 
Verschwörer, sondern attestiert ihnen Ehrenhaftigkeit. Eine solche Zuschrei-
bung ist schwer auszuräumen, und Shakespeare findet für Antonius eine bemer-
kenswerte – und seitdem berühmte – Methode, um seinen Zweifel an der Ehren-
haftigkeit der Verschwörer zu wecken: die ständige Wiederholung. 

„What private griefs they have, alas, I know not,  
That made them do it. They are wise and honourable,  
And will, no doubt, with reasons answer you.“ 
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Es wird deutlich, dass sich die Verschwörer auf ihre dem Volk bekannte Ehren-
haftigkeit stützen, um sich als öffentlich gerechtfertigt anzusehen. Das heißt, sie 
leiten die Berechtigung zu bestimmten Taten aus ihrem Ruf ab – und nicht ihren 
Ruf aus ihren Taten. Damit provoziert die beständige Wiederholung die Frage, 
worauf das Urteil beruht, sie seien ehrenhaft. Antonius legt Wert darauf, die  
Ehrenhaftigkeit als bekannt vorzustellen, aber die Gründe für sie als ihm unbe-
kannt („I know not“, epistemisches „will“ im letzten Vers).  

„I come not, friends, to steal away your hearts.  
I am no orator, as Brutus is,  
But (as you know me all) a plain blunt man[.]“ 

Antonius erklärt hier, kein professioneller Redner zu sein, und vergleicht sich 
mit Brutus. Indem er darauf verweist, möglicherweise die Herzen der Zuhörer 
zu stehlen, gibt er offen zu verstehen, dass dies im Bereich des Möglichen ist. Er 
warnt auch auf diese Weise seine Zuhörer. Rhetorisch geht er in der Tat anders 
als Brutus vor: keine Figuren, keine Tropen, es handelt sich um den plain style, 
der im 17. Jahrhundert empfohlen wird und der einem plain blunt man ziemt. 
Seine Mittel sind bescheiden: eine Apostrophe, die einnimmt („friends“), ein 
Vergleich und sehr unterschwellige captationes benevolentiae.  

„[I am a plain blunt man]  
That love my friend; and that they know full well  
That gave me public leave to speak of him.  
For I have neither wit, nor words, nor worth,  
Action, nor utterance, nor the power of speech,  
To stir men’s blood; I only speak right on.  
I tell you that which you yourselves do know,  
Show you sweet Caesar’s wounds, poor poor dumb mouths,  
And bid them speak for me.“  

Antonius verlässt sich nicht allein auf seine Worte, auf die er hier mutwillig die 
Aufmerksamkeit lenkt. Es ist völlig offensichtlich, dass er eine aufrührerische 
Rede hält, und er verbirgt es auch nicht. Er setzt jedoch überdies die öffentliche 
Wirkung des aufgebarten Leichnams ein, um die Massen zu empören (vgl. 
Maassen 2000: 120). Es sind diese Wunden, „poor poor dumb mouths“, die 
Marcus Antonius’ Rede unterstützen. 

„But were I Brutus,  
And Brutus Antony, there were an Antony  
Would ruffle up your spirits, and put a tongue  
In every wound of Caesar that should move  
The stones of Rome to rise and mutiny“ (Shakespeare 1998 [1623]: 352). 
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Wenn bisher nicht, dann spätestens an dieser Stelle macht Antonius seine Absich-
ten völlig transparent, selbst wenn seine Worte im Irrealis weiter anzeigen, dass er 
nicht ‚sagt‘, was er meint. Wäre er Brutus und damit ein großer Redner, riefen er 
und die Wunden Caesars zu Protesten auf. Und da er sich zugleich als bescheide-
ner, aber großer Redner präsentiert, ruft er in aller Offensichtlichkeit zu Aufruhr 
auf. Das Publikum versteht es und wird unruhig; die Stimmung, die zuvor ganz auf 
Brutus’ Seite gewesen ist, beginnt zu schwanken. Damit zeigt Shakespeare, dass 
von ‚Manipulation‘ kaum die Rede sein kann. Hier liegt völlig offen, was Antonius 
will und worin die Gefahr für Brutus besteht. Dennoch wiegelt er das Volk nicht 
direkt auf, sondern nutzt das eigentlich eigentliche Sprechen. Der Grund dafür  
besteht darin, dass er ansonsten den Verdacht wecken würde, im eigenen Interesse 
Caesar zu verteidigen. Auf die genaue Funktion eigentlich eigentlichen Sprechens 
kommen wir noch einmal zum Schluss unserer Überlegungen zu sprechen. 

Am Ende seiner Rede radikalisiert Marcus Antonius seine Attacken, indem 
er Brutus’ Rede direkt aufnimmt (weiterhin in Szene 3.2): 

„[Antony:] 
The noble Brutus  
Hath told you Caesar was ambitious.  
If it were so, it was a grievous fault,  
And grievously hath Caesar answer’d it.  
Here, under leave of Brutus and the rest,  
(For Brutus is an honourable man,  
So are they all, all honourable men)  
Come I to speak in Caesar’s funeral.  
He was my friend, faithful and just to me;  
But Brutus says he was ambitious;  
And Brutus is an honourable man“ (Shakespeare 1998 [1623]: 349). 

Antonius stellt die Frage danach zurück, ob Caesars Ehrgeiz das Maß des Er-
laubten gesprengt hat: Sollte dies der Fall sein, so hat Caesar dafür gebüßt. Doch 
vergleicht er Caesars Ehrgeiz mit Brutus’ Ehre und erhebt implizit gegen Brutus 
den Vorwurf, allzu ehrgeizig zu sein, ohne dass dies transparent würde. An  
diesem Punkt – wir sind am Ende von Antonius’ Rede – wirft Antonius dem 
Verschwörer Brutus vor, seine eigentlichen Motive zu verschleiern. Als er er-
klärt hat, dass die Verschwörer ihre Tat rechtfertigen könnten (they „will, no 
doubt, with reasons answer you“), so hat er gemeint, wie jetzt deutlich wird, 
dass sie ihre eigenen Ambitionen auf Macht in Rom hätten nennen müssen. 

Brutus ist sich seiner Ehrlichkeit und seiner moralischen Integrität sicher (Szene 4.5): 

„For I am arm’d so strong in honesty  
That they pass by me as the idle wind“ (Shakespeare 1998 [1623]: 353). 
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Und so verwundert es nicht, dass sich Brutus am Schluss der Dramenhandlung – kurz vor 
seinem Selbstmord (Szene 5.5) – wenig Sorgen um seinen langfristigen Ruhm macht. 

„[Brutus:] 
I shall have glory by this losing day  
More than Octavius and Mark Antony  
By this vile conquest shall attain unto.  
So fare you well at once; for Brutus’ tongue  
Hath almost ended his life’s history:  
Night hangs upon mine eyes; my bones would rest,  
That have but labour’d to attain this hour“ (Shakespeare 1998 [1623]: 359 f.). 

Er bezeichnet die Auseinandersetzung mit Markus Antonius und dem späteren 
Augustus als Sieg („conquest“) über ihn; es handelt sich dabei ganz ohne Zwei-
fel um einen rhetorischen. So ist es Brutus’ eigene Zunge („tongue“) – zugleich 
also seine Rede und seine Sprache –, die seinem Leben ein Ende setzt. Zu sehr 
hat er sich darauf verlassen, dass seine Mühen um die gerechte Sache und die 
Republik sich auszahlen würden; nach der Niederlage wünscht sich sein Körper 
selbst Ruhe („my bones would rest“). Nicht umsonst hängt schließlich über sei-
nen Augen Dunkelheit („Night hangs upon mine eyes“): Es hat seiner Strategie 
letztlich an derjenigen Transparenz gemangelt, mit der seine Ziele hätten ins 
allgemeine Bewusstsein dringen können. 

4 Coda 

Luhmann hat darauf hingewiesen, dass man nicht darauf verweisen kann, die 
Wahrheit zu sagen, weil dieser Verweis selbst Argwohn hervorrufen würde.7 Es 
gibt keine Möglichkeit, die Aufrichtigkeit und Richtigkeit der eigenen Äuße-
rung durch positive Wendungen zu bestärken. Ein probates Mittel ist nur die in-
trinsische Plausibilität, die mutig Zweifel an Aufrichtigkeit und Richtigkeit sät, 
damit der Mut selbst als berechtigtes Selbstbewusstsein gedeutet wird. Wenn  
also Marcus Antonius in Shakespeares Julius Caesar die Ehrenhaftigkeit der 
Verschwörer anspricht oder eine Bundeskanzlerin die Unterfinanzierung staat-

                                                 
7 Luhmann analysiert ‚indirekte‘ Kommunikation und Inkommunikabilitäten sehr ausführlich. 

Ein Beispiel (1998 [1984]: 499): „Man lädt jemanden ein, ohne den Zeitpunkt zu bestimmen, 
und macht damit klar, daß er, im Moment jedenfalls, nicht eingeladen wird, und daß ihm auch 
die Möglichkeit abgeschnitten wird, sofort oder später nachzufragen. Überhaupt steckt die 
Kommunikation von Absichten, von Aufrichtigkeit, von gutem Willen voll solcher Wider-
sprüche. Je ausdrücklicher man die Intention einer Kommunikation mitkommuniziert, desto 
mehr sind Zweifel angebracht.“ 
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lauben darf, als auch die eigene Unangreifbarkeit sicherzustellen. Will man es – 
wie Antonius bei Shakespeare – dazu benutzen, das Volk auf die Straße zu trei-
ben, ist allerdings überdurchschnittliche rhetorische Kreativität vonnöten. 
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The concept of vulnerability is often identified in philosophical and social 
science literature about biobanking as an aspect to consider with respect to an 
individual’s potential for autonomous decision-making and the respective con-
sent processes which might be affected. In this chapter, I aim to work with the 
concept of vulnerability as a principle to be adhered to in biobanking and 
through which the concepts of autonomy and consent can be readdressed in the 
light of emerging challenges presented by biobanking practices and, specifi-
cally, experiences. I will begin by outlining the ways in which the term vulner-
ability is framed within literature on biobanking and the way in which I employ 
the term in this chapter. Then I present illustrative examples of developments in 
biobanking from Iceland, Tonga and the UK which have received considerable 
attention. Next, I discuss the potential for the concept of vulnerability to count 
as an argument toward strengthening and securing transparency in the field of 
biobanking and discuss the concept in relation to the currently prevailing no-
tions of autonomy and consent. Following this I introduce the concept of the 
Leib2 as a possible means of reflecting upon and informing ethical frameworks 
for biobanking. In the final section of this chapter, I will discuss the possible 
consequences of establishing vulnerability as an ethical principle to biobanking. 

2 Framing Vulnerability 

The term vulnerability has emerged as a salient concept in the literature that ad-
dresses the ethical, social and legal aspects of biobanking. There is, however, a 
multitude of reference points for the term and the way in which it is used as an 
analytical concept. The following are a few specific examples of the variety of 
reference points for vulnerability: the vulnerability of research (Dahl Rendtorff 
2001); “all self-organizing life in the world” (Dahl Rendtorff 2001: 57); animals 
(Dahl Rendtorff 2001); potential research participants with different intellectual 
abilities (Iacono/Murray 2003); intensive care patients (Seymour et al. 2003); 
those who are dependent on the care of others (O’Donovan/Gilbar 2003); people 
who, by an unequal distribution of Apo�ü4 allele variation, belong to a specified 
risk group in terms of contracting Alzheimer’s disease (Lock/Freeman 2006); 
minors and differently competent adults (Rynning 2001); older people (Har-
ris/Dyson 2001); “people who are stigmatized, have low social status and who 
have very little power or control over their lives. […A]dults whose vulnerable 

                                                 
2 The German term Leib is used here in order to retain the complexity of meanings transported 

by the term. 
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social status is consequent upon long term cognitive difficulties – people with 
developmental disabilities, people with ‘chronic schizophrenia’ or ‘manic-
depression’, people with dementia, […] children, those without a permanent 
home, and prisoners” (Clements et al. 1999: 104); and people who live their life 
“under damaging institutional regimes” (Clements et al. 1999: 104).  

As is captured in these examples, the concept of vulnerability is both broad 
and precise. It is not uncommon for a publication in the field of biobanking to 
be based on the expertise of an interdisciplinary collective authorship. The au-
thors cited above, for example, are engaging with biobanking practices and ethi-
cal concerns from within different national contexts as well as different discipli-
nary fields, such as law, social sciences and natural sciences. Vulnerability is 
viewed in these different disciplines and from various angles as an important is-
sue to be addressed, with the term being applied to individuals, groups of peo-
ple, institutions and forms of life.  

The concept of vulnerability is also underpinned by a variety of theoretical 
frameworks. In this chapter, I aim to further reflect upon the approach taken by 
Jacob Dahl Rendtorff in his publication ‘Biobanks and the Rights to the Human 
Body’ (2001). In the author’s own words, to integrate the idea of vulnerability in 
the ethical framework of a biobank project involves “fighting both mortality and 
disease, but it also includes an awareness of the additional human vulnerability 
that might be created in the biobank projects” (Dahl Rendtorff 2001: 57). Dahl 
Rendtorff’s description points to the potential tension between, on the one hand, 
the means of research to do good on behalf of humankind and, on the other 
hand, the possibility for humans to be exposed to new forms of harm as both a 
result and an accompanying feature of scientific research. 

3 Consent, Donation and Social Obligation 

Following the definition of Eve-Marie Engels (2003), biobanks are institutions, 
privately owned or publicly financed, which are established for the long-term 
storage of bodily substances, such as tissue, blood, etc. Together with biological 
samples, biobanks store data and information that is relevant to the research to 
be conducted with the bodily substances. Such data may be lifestyle informa-
tion, geographical information, etc. Both data streams – the sample and the other 
data – are frequently anonymised. However, it is precisely the interest in com-
bining the analyses of both data streams in order to pursue research questions, 
which provides the foundation for the establishment of a biobank. Research 
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questions are very likely to focus on discovering the causes of illnesses and the 
development of novel medical treatments (Engels 2003). 

Similar to other areas of biotechnology, emerging social science and phi-
losophical studies have compared biobanking practices (regulations, consent 
practices, public consultation exercises, etc.) that have been implemented in dif-
ferent countries (see Cambon-Thomsen et al. 2007; Nwabueze 2007; Questiaux 
2002). A main concern of the analyses has been to elicit the distinctions 
amongst forms of regulating biobanking in various countries and the means by 
which practices – for example, of consent and public involvement – are imple-
mented (Petersen 2005). In many instances, knowledge about the practices and 
policies in other countries has served to provide policy input with respect to the 
establishment of a new biobank (Petersen 2005; Nwabueze 2007). Exemplifying 
this, Hilary Rose notes that critiques of the market-driven conceptualisation of 
the Icelandic Health Sector Database (also referred to herein as the Icelandic 
biobank project), which had led to the development of hybrid structures between 
two biobank players – the market and the state – proved to be a major concern 
during the design of the ethical and regulatory procedures to be implemented in 
conjunction with the UK Biobank (Rose 2001). Analyses which produce such 
associative and comparative links between biobanking projects in different 
countries, and which contextualise these comparisons in terms of decision-
making processes concerning the establishment of a new project, emphasise the 
global character of biobanking. While understood, on the one hand, to be pro-
ductive, this mode of association, on the other hand, also has the potential to en-
gender a sense of commonality with respect to biobanking practices and ethics, 
which relies on concepts of cultural unspecificity. The social responsibilities and 
needs of citizens living in potentially very different cultural and national con-
texts and political belief systems who experience participation (or potential par-
ticipation) in biobanking are obscured. My suggestion is that if transparency is 
not considered a foremost good in practice, biobanking relationships which are 
configured in different social-national contexts have the potential to create new 
forms of vulnerability for the individuals and communities involved. Having 
said this, I am aware that introducing transparency as a foundation to policies 
and practises is a multilayered task. Regarding science politics in the UK, Mavis 
Jones suggests: “Transparency may in fact be merely a revamped version of the 
deficit model: where the deficit model constructs the public as unable to support 
science and technology policy due to their lack of understanding […] [T]here 
appears to be little foresight regarding formal instruments that would allow citi-
zens to change the direction of policy […]” (Jones 2004: 263). If efforts in the 
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name of transparency can be viewed simply as a refashioning of the perspective 
that non-scientific experts do not have the capacity to participate in research 
governance discussions, how would it be possible to reconfigure the constituent 
components that support transparency initiatives? In other words, would it pos-
sible to implement an ethical framework that could render the achievement of 
transparency integral to the overall conducting of research? Two examples of 
biobank projects will be drawn upon in the following pages in order to address 
the complexities that emerge with respect to practices of informed consent in the 
context of biobanking. 

3.1  Framing Consent as Social Obligation 

In the late 1990s, Kári Stefánsson, co-founder of the American biotechnological 
company deCODE Genetics, requested support from the Icelandic government 
for the development of a DNA biobank of the Icelandic population, which was 
to be linked to the country’s health records (Hansson 2004; Nwabueze 2007). In 
response,  the Act on a Health Sector Database no. 139/1998 (1998 Act) was 
passed by the Icelandic parliament in 1998 (Nwabueze 2007). The resulting Ice-
landic Health Sector Databank was based on what is conceptualised as ‘pre-
sumed consent’3, whereby each Icelandic citizen had the option to opt out of the 
project. Seven percent of Iceland’s citizens chose to opt out and the remaining 
population were deemed to have consented to the use of their data (Hansson 
2004). In terms of research transparency, the concept of presumed consent oper-
ates on a very low level: It is very possible that a significant portion of the Ice-
landic population may not have been aware of the option to opt out. It is thought 
that approximately 25% of the participants in the Icelandic Health Sector Data-
bank (that is, those citizens who did not opt out) now fear the misuse of the data 
contained in the databank (Hansson 2004).  

In the case of the Icelandic biobank “criticisms were raised that the meth-
ods to protect the privacy and confidentiality of data were not adequate and that 
the establishment of such a database was not premised on democratic mecha-
nisms, in particular that the Icelandic population had not been given the oppor-
tunity to debate these issues prior to the establishment of the Biobank” (Corri-
gan 2006: 500). The ‘presumed consent’ process which was implemented lacked 
any mode of communication between the project and its researchers and the 
                                                 
3 See Caufield et al. 2003 for a review of different forms of consent models that are used in 

practice. 
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individualism is considered to be a foremost good. Autogen Limited was criti-
cised by the church and pro-democracy groups who expressed disapproval of 
the company’s “emphasis on the prior consent of individuals” for not taking 
“into account the role of the extended family in Tonga” (Burton 2002: 443). In 
Tonga, “the extended family grouping (ha’a or matakali) will definitely have a 
say on whether its individual members be permitted to give prior informed con-
sent in the full knowledge that the serum and genetic material donated is reflec-
tive of the extended family’s genetic make up” (Senituli/Boyes 2002, as quoted 
in Nwabueze 2007: 167-168). Following Sivaramjani Thambisetty, consenting 
and decision-making according to a tradition of social group practice can fulfil 
“a function of the nature of the relationship between individuals within the 
community and the community itself” (Thambisetty 2002: 703). Autogen Lim-
ited was unable to prove that a concept for obtaining consent that was appropri-
ately based on Tongan traditions of decision-making prior to participation had 
been developed and as a result failed “to establish a database of genetic informa-
tion on the population of Tonga” (Burton 2002: 443). The framework for deci-
sion-making in this case allows for “the applicability of the concept of ‘in-
formed consent’ to groups and the ability of marginalized groups to protect 
themselves from the potential harms of such research” (Tsosie/McGregor 2007: 
352). The Tongan case demonstrates the ways in which new forms of vulner-
ability may be rooted in the hierarchical structures of historical and contempo-
rary relations between countries. 

The social and ethical issues that were raised concerning the Icelandic bio-
bank project and that which was proposed for Tonga have been described as 
“almost identical” (Kaye/Martin 2000: 1146). In only briefly discussing the is-
sues that emerged in the two cases, there is a clear need to closely look at the is-
sues within their specific context. In Iceland, the approval of the presumed con-
sent approach by the state supported the initial establishment of the biobank. In 
contrast, in Tonga the lobby against the proposed means of consent led to the 
stalling and eventual abandonment of plans to establish a biobank. Both the Ice-
landic and Tongan cases involved significant economic and commercial inter-
ests, yet the meaning of these has been configured differently. In the former, the 
significance of commercialisation was highlighted in critiques of the govern-
ment’s decision to establish the Icelandic Health Sector Database without the 
involvement of the public in the decision-making process. In the latter, the non-
transparent content of the trade agreement – rather than the commercialisation 
of substance or data – was highlighted as a concern, in some ways also recognis-
ing the historical economic relations between the specific nations involved.  
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UK Medical Research Council drafted a Code of Practice7 for the donation of 
substances for stem cell research, emphasising the ‘ethical sourcing’ of embryos. 
An information package and consent form for embryo donors –developed and pi-
loted by the Medical Research Council but not implemented as a national tool8 – 
exemplifies ‘inexplicit’ expectations that citizens fulfil their social obligations 
through donation (that is, by participating in the establishment of the biobank, in 
this case a stem cell bank). In a paragraph on the first page of the information 
package, the reader is informed that the document will provide them with infor-
mation about: “how you can help medical research by donating embryos” (Medi-
cal Research Council 2004: 1). This rhetoric of ‘help’ invokes notions of altruism 
and responsibility. The placement of this statement on the first page of the pack-
age also creates a hierarchy between the statement and the information that fol-
lows, as a presumption in favour of participation is already articulated.9 

The last example in this section of my chapter refers to the rhetoric em-
ployed in the constitution of the UK Biobank. The concept for the UK Biobank, 
formerly the UK Population Biomedical Collection, was first developed by the 
Medical Research Council and the Wellcome Trust UK in 1999. From the begin-
ning, the UK Biobank project has been criticised widely. For example, the non-
profit public interest group GeneWatch pointed to, amongst other issues, the pro-
ject’s potential to facilitate discrimination and questioned the suitable use of pub-

                                                    
blastocyst and have the potential to be maintained indefinitely in culture and to be differenti-
ated into tissues and organs of the human body. In the text of the Medical Research Council 
information leaflet the terms cells, embryos, and egg cells are not clearly differentiable from 
one another. Such clarity, however, would be required in order to provide the reader with a 
sound idea of what it is that is talked about (and, more specifically, what it is that they are be-
ing asked to donate). 

7 See http://www.ukstemcellbank.org.uk/code.html (accessed 8/19/2009) for the latest version 
of the Code of Practice. 

8 In 2004 the MRC funded the Human Embryonic Stem Cell Coordinators’ Network 
(HESCCO), which then also undertook the task of developing a standardised consent form. 

9 Drawing on a similar discourse of donation and social obligation, a report of the UK Medical 
Research Council Human Genetics Commission, which was published in 2002, emphasises 
solidarity and a population’s common interest in genetic research being performed: “We all 
share the same basic human genome, although there are individual variations which distinguish 
us from other people. Most of our genetic characteristics will be present in others. This sharing 
of our genetic constitution not only gives rise to opportunities to help others but also highlights 
our common interest in the fruits of medically-based genetic research” (Human Genetics Com-
mission 2002, quoted in Dickenson 2004: 116). This sentence presents a link between shared 
genomes, common (shared) interests in genetic research, and participation in genetic research. 
The emphasis on the similarity between the genome of individuals is being used as rationale for 
some more recent court decisions concerning cell ownership. Bruce Howell (2007) comments 
that since the completion of the Human Genome Project, one could argue that the genome is in 
the public domain and thus no one individual can lay claim to its content. 
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achieving additional transparency, which should not only pertain to actions in the 
present, but also to the broader context in which research is carried out. 

The discursive framing of donation with respect to stem cell research in the 
first example and the UK Biobank in the second example is ethically question-
able. Both are statements which at first glance appear to make research practises 
transparent by explaining the rationale behind the science. When taking a closer 
look, however, the language that is used in both examples renders the breadth of 
research interests (and potential future use of research), as well as economic in-
terests, invisible. Following this train of thought, one can ask how playing on 
notions of a potential donor’s altruism could be justified, when or if the research 
which then employs the ‘donated’ bodily substances is part of a highly-
commercialised biotechnology economy. Is it not rather that highlighting the al-
truism of donors has the potential to obscure economic-driven interests, rather 
than, as the intentions formulated by the Medical Research Council state, to set 
new ethical standards with respect to the governance of complex technologies? 

4 Vulnerability at Stake 

The German National Ethics Council states that: “biobanks are defined as col-
lections of samples of human bodily substances that are or can be associated 
with personal data and information on their donors. […] A facility is not a bio-
bank […] if it merely records and stores personal data derived from bodily sam-
ples” (German National Ethics Council 2004: 21). According to this definition, 
what makes a biobank a biobank is precisely the connection to the so-called life 
data that a biobank research participant in Klaus Høyer’s study described as 
“more intimate […] than giving blood, it really is” (Høyer 2002: 10).11 Another 
participant in the same study stated that the data is “really, a part of myself that I 
hand out. […] (laying his hand on the questionnaire)” (Høyer 2002: 10). These 
comments illustrate that, although there are different ways of relating to samples 
                                                    

‘bio-colonialism’ in New Guinea with respect to the process of producing and patenting the 
PNG-1 cell line (Pottage 1998). 

11 It should be noted (but will not be further discussed herein) that the German National Ethics 
Council’s definition is limited when it comes to considering other samples contained in bio-
banks, such as those which were procured during surgeries or which can be traced back to fer-
tilitytreatment, etc. The emphasis that is placed in the definition on tissue banks which were 
established from the outset as a resource for future research may obscure (potential) donors’ 
perceptions of their life histories as also being inscribed in the tissue (and data) that is now 
stored, generated and used in a biobank which does not meet the definition employed by the 
German National Ethics Council. 
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or information that is provided, the process of participating in a biobanking pro-
ject has the potential to be an intimate experience. It is this very intimacy that is 
foremost linked to vulnerability.  

Analysing the reflections of participants in his study, Høyer, whose work 
focused on the implementation of a biobank in Sweden, poses a question about 
“where […] we feel that personhood resides: in the life experience that can be 
recollected or in the substance that can be medically analysed?” (Høyer 2002: 
10). Taking vulnerability into consideration as a foundational ethical principle, 
this question becomes crucial. In the bioethics literature, there is significant de-
bate as to whether genetic information is ‘exceptional’ and whether – as a result 
of this exceptionality – it should be subject to additional precautionary govern-
ance. Høyer’s question renders it possible to suggest that the substance that is to 
be medically analysed in biobanking research is embedded in the story of an in-
timate relationship to the person who donated it and, on this basis, the substance 
and the data can be understood to be exceptional: the data is incomparable to 
other research data.  

This exceptionality can be extended by taking a step further, as research 
about the meanings ascribed to donated egg cells shows. For example, in con-
trast to the non-specific use of terminology in the MRC information leaflet dis-
cussed above, a distinction between the conceptual framing of donated egg cells 
and other cells is made in other contexts, raising the question of what it is that 
makes eggs special (Denker 1999). Foregrounding potential vulnerability, I sug-
gest that such distinctions may arise due to the intimate connection between 
eggs and generativity and, hence, the ways in which individuals write history. 
For women who are undergoing fertility treatment, which, as research demon-
strates, is a very intense and often painful experience, eggs, whether donated or 
not, are potentially connected to the same hopes; the stuff that futuricity is made 
of (Throsby 2004; Rothmüller 2007). The meanings that are inscribed in egg 
cells may for some indeed be quite different than the meanings that other cells 
of the body might have. It is perhaps the imagination of what could be that un-
derpins experiences of vulnerability in these situations. 

4.1 On Being Vulnerable – Transcending Time 

The various manners in which notions of consent, donation and social obligation 
are conceptualised and experienced in relation to biobanking in different con-
texts, as illustrated by the above examples, highlight the culturally-mediated 
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practices of ethics. Given the examples that have been discussed thus far, I 
would now like to outline more specifically the role that implementing vulner-
ability as an ethical principle to biobanking could have, especially in relation to 
the more common focus on autonomy and informed consent. 

In this contribution I am proposing the principle of vulnerability not as an al-
ternative to that of autonomy, but as a necessary addition to the authoritative model 
of autonomy. Ole Andreas Brekke and Thorvald Sirnes note that autonomy has, on 
the one hand, been conceptualised as a “distinguishing feature separating modern-
day genetics from the old eugenics” (2006: 393). On the other hand, they comment, 
it is “this ‘re-socializing’ of genetics, whereby presumably autonomous individuals 
are asked to make informed choices based upon knowledge of their own or their 
family’s genetic predispositions, [that] is less distinguishable from the ‘old’ 
eugenic idea of enhancing the population’s genetic characteristics” (Brekke/Sirnes 
2006: 393). In many cases, the concept of autonomy is restricted to the here and 
now in which an individual is expected to act. The concept of experience that I em-
ploy within the framework of vulnerability includes experiences that are embedded 
in either the individual memory of a subject or the collective memory12 of a com-
munity. In lifting the ‘ethical coat’ of autonomy, the social obligations of the con-
ceptualised autonomous individual become apparent. Additionally, implementing 
the concept of vulnerability as the key focus aims to overcome temporal limitations 
and to address the vulnerabilities of the individual within his or her own life his-
tory, as well as those of communities (which may be a result of a past rather than 
current situation). In this sense, the concept of vulnerability transcends time. My 
suggestion, therefore, is that taking vulnerability – in all of its manifestations – into 
account will challenge the presumptions which often underpin the concept of 
autonomy and thus render the processes of consent, information dissemination and 
decision-making more transparent.  

Equally, the establishment of vulnerability as an ethical principle to bio-
banking is not in disagreement with an emphasis on informed consent, but rather 
builds a bridge to a conceptual understanding of consent as an on-going process. 
How and to whom information should be passed in the context of biobank pro-
jects – that is, also amongst those for whom the transparency of practises is most 
required – is an issue that is widely discussed. One mechanism through which 
transparency is thought to be achieved is the process of obtaining consent. In the 
literature there is a focus on models of consent that might be implemented, as 
well as on the nuances of consent within particular contexts which should be ad-

                                                 
12 I am using this term in relation to Frigga Haug’s concept of collective memory work. See Haug 1999. 
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dressed. Discussing the central role of informed consent in research ethics, 
Brekke and Sirnes conclude that “informed consent is not an adequate answer to 
the problematic raised within biobank based research” (Brekke/Sirnes 2006: 
396). The different forms of informed consent which have been the subject of 
bioethical analysis, such as blanket consent, the authorisation model, etc. (Caul-
field et al. 2003), seem inadequate for handling the various issues that are arising 
in biobanking projects and the very premise that biobanks are established as re-
sources for as yet unknown research projects and aims. The emergence of new 
forms of fear in people once they have participated in a biobanking project, as is 
described with respect to the Icelandic biobank project discussed above, or con-
cerns that biobanking will create or enhance power imbalances between partici-
pants, their families and professionals, as in both the Icelandic and Tongan cases, 
is not resolved by amending consent processes. A primary focus on consent also 
does not alleviate issues that concern the potential maintenance or enhancement 
of the disadvantages of people whose active involvement in an economically-
oriented society is likely to be limited in the first place (for example, differently-
able people, the elderly, etc.). Vulnerability, thus, is not a mere addition to in-
formed consent as a foundational principle. More so, the relationship between the 
two has to be articulated and conceptually developed in relation to and involving 
members of the public, those with economic interests, politicians, and profes-
sionals and other individuals and communities concerned with biobanking. 

What I have been elaborating upon thus far is to serve as a foundation to 
support the proposal to implement the concept of vulnerability as an ethical 
principle to biobanking and, significantly, as an integral means of meeting the 
transparency requirements for relationships between different actors in biobank-
ing: participants, researchers, companies, etc. Bringing vulnerability into focus 
could facilitate a greater awareness of the power imbalances between individu-
als with diverse investments in the conducting and the outcomes of research and 
render this awareness a critical dimension of ethical conduct. 

5 Establishing Vulnerability – Philosophical Notes 

Employing experience as a reference point for the implementation of vulnerability 
as an ethical principle to biobanking, I am binding my approach back to concepts 
which have been developed in the field of Leibphilosophy. Ulle Jäger, whose so-
ciological research revisits and reformulates the relationality of Leib and body, em-
phasises that a perspective coming from the Leib can prove to be of relevance to 
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Newer investigations in the field of Leibphilosophy offer a better understand-
ing of how individuals are ‘meant’ by biobanking and how they are potentially 
open to new forms of vulnerability via biobanking practises which work with bod-
ily substances and personal information. Recent contributions in this field 
strengthen the notion of the intertwined relationship between the Leib and the 
body as the matrix of our existence – that is, the existence of the individual (Jäger 
2004). In Norbert Meuter’s words, “[t]he Leib is the gateway of cultural interpre-
tation into our bodily existence” (Meuter 2006: 56). Introducing an understanding 
of individuals as existentially ‘meant’ by biobanking research into the discussions 
of vulnerability in relation to ethical frameworks for biobanking acknowledges 
this intertwined relationship of body and Leib and, furthermore, contests notions 
of an objectifiable and commodifiable body. What limits the possibility for bodies 
to be objectified is precisely, for example, the pain that is experienced or imagined 
by some individuals who participate in biobanking practises. This pain may be 
caused by a real interference through medical interventions, such as having a 
blood sample taken, or it may be based on the awareness that the data that is pro-
vided is intimate. It may also be that the process surrounding the substance dona-
tion, such as a fertility treatment, is a painful experience which creates uneasy 
memories. Böhme states that “[…] it is pain that always reminds us that we are 
Leib […]” (2003: 94).19 The inclusion of notions of Leib in this investigation, 
points to vulnerability – whether in the individual or the community – as that 
which is at stake in biobanking. If this is the case, this has consequences for the 
ethics of regulating biobank projects and biobanking relationships. 

Linking the notion of individually experienced vulnerability to the Leib 
thus fulfils two aims with respect to establishing vulnerability as an ethical prin-
ciple to biobanking. First, a concept of the body as intertwined with the Leib 
implies that the body can be neither objectified nor commercialised as such. 
Second, employing such an understanding of the body strives to overcome a 
conceptualisation of the body as either thing or person; rather “the lived body 
and therefore at the same time the self that other objects and the own body pre-
sent itself or themselves to” (Jäger 2004: 53).20 In terms of ethics and law in the 
field of biobanking, if the concept of vulnerability were to be bound to experi-
ence the establishment of contracts between biobanking companies and the state 
would not be permissible without the consent of the citizens of that state. Gov-

                                                 
19 In the original: “[…] der Schmerz ist es, der uns immer wieder daran erinnert, dass wir Leib 

sind […]“ (translation by Ninette Rothmüller). 
20 In the original: „ […] der gelebte Körper, und damit zugleich das Selbst, dem sich andere Ob-

jekte und auch der eigene Körper präsentieren“ (translation by Ninette Rothmüller). 
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issues, and to define an issue as an ethical one in the first place, would facilitate 
a recognition of the ‘timelessness’ of being vulnerable. This ‘extended’ vulner-
ability might be due, for example, to a community’s specific history with regard 
to the meaning of bodily substances or parts.21 The experience of being vulner-
able could then be viewed as a stable concept within the past and present life of 
the individual (or community).  

As described in the opening paragraphs of this contribution, the term vul-
nerability appears frequently in the literature pertaining to the ethical, legal and 
social aspects of biobanking, yet very often the term is used in reference to spe-
cific populations. In this chapter, my starting point for exploring the potential of 
vulnerability as an ethical principle to biobanking, and as a concept that could 
contribute to an increased transparency of the relations established and embed-
ded within biobanking projects and research, is thus different. Vulnerability, in 
terms of the perspective from which I am writing, cannot be strictly bound to 
specific groups of people. Rather vulnerability should be understood to be a 
marker of human constitution. Having said this, the straightforward conse-
quence is to begin, to borrow Dickenson’s words, “from scratch” (2004: 123). 
There is a need to approach the potential issues raised by the implementation of 
biobanking projects and biobanking research in a manner that facilitates new 
ways of thinking: It is necessary to open up space for streams of thought to 
emerge from outside of the existing framework for the regulation of tissue-based 
and cell-based research. Such new ways can be found when applying vulnerabil-
ity as a principle to ethical questions involved in biobanking (other than con-
sent), such as those concerning the necessity for and societal consequences of 
biobanking research. The stuff that biobanking deals with is, as one of Høyer’s 
research participants put it (Høyer 2002), meaningful and intimate. In order for 
this viewpoint to be taken seriously, the experience of being vulnerable must 
come to matter: it has to count. Following this approach, the definitions pro-
vided by a researcher or established within a research project, for example with 
regard to bodily substances, can not override those which are held by the poten-
tial donor. When addressed as a potential donor, an individual (or community) is 
already exposed to a definition of who he or she is which may be foreign to 
them and is confronted with a definition which situates her or him as belonging 
to a specific group. This wish to amend or even leave behind the borders of the 
existing conceptual framework for biobanking is entwined with the growing 
demand for those individuals and communities who have not been involved in 
                                                 
21 Dickenson points to a publication by S.C. Lawrence who examines “the plundering of natives’ 

corpses for Western museum collections” (2004: 115). 
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everyone. Hence, approaches that are limited, as described, have not succeeded 
in creating a research environment in which harm is not or would not be caused. 
Much energy (and funding) has been mobilised in order to support the estab-
lishment of biobanks and the practises of biobanking research. Yet, as this chap-
ter illustrates, there are ethical questions for which there are as yet no suitable 
responses. It is necessary for energy and funding to be directed also toward ac-
knowledging and resolving these concerns in a manner that emphasises social 
and economic fairness. 
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Schaltung nicht mehr aus – sagen wir – 1000 Bauteilen, sondern fünf bis sechs 
Modulen. Arrangiert man die Servicetechnik so, dass nun nicht mehr jedes Bau-
teil geprüft werden muss, sondern nur noch die Module, hat man ein wesentlich 
schnelleres und effektiveres Prüf- und Reparaturverfahren: Bei einem Fehler 
wird das Modul als Ganzes ausgetauscht.9 Analoges gilt in der Mechanik, beim 
Fahrzeug- oder Maschinenbau und erst recht in der Unterhaltungselektronik und 
der Informations- und Kommunikationstechnik. Zudem vereinfacht die Modu-
larisierung die Produktion und ihre arbeitsteilige Organisation: Aus Bauteilen 
werden Komponenten, deren Herstellung man auslagern und an Zulieferer dele-
gieren kann und die nur noch bei der Endmontage zusammenkommen müssen. 

Der Prüf- oder Servicetechniker muss beim Prüfungsvorgang nicht mehr 
die Schaltung in allen Einzelheiten verstehen, er prüft lediglich die Module auf 
ihre Funktionsweise und tauscht sie gegebenenfalls aus. Der Nachteil dieser 
Entwicklung liegt darin, dass Techniker die Geräte, die sie instandhalten oder 
reparieren, nur noch auf Modulebene verstehen. Der Vorteil für den Hersteller 
liegt darin, dass er seine Schaltungskniffe nicht mehr offenbaren muss, sie lie-
gen im Modul, das er verkapselt hat, versteckt. Das Modul muss als Ganzes  
gekauft, oder ausgetauscht werden. Ähnliches gilt für die Softwareproduktion: 
Unterprogramme werden in der Regel verkapselt geliefert, manche Software-
hersteller verwehren dem Kunden bekanntlich den Zugang zum Quellcode und 
damit zum eigentlichen Verständnis des Programms.  

Die Vorteile der Modularisierung von Technik liegen klar auf der Hand: 
Die „Konstruktion“, d.h. das Wie des Geräts selbst ist nicht mehr ohne weiteres 
nachvollziehbar, Produktion, Reparatur und Instandhaltung werden vereinfacht, 
der Nutzer und Bediener muss sich nur das aneignen, was er wissen muss, nicht 
mehr. Divide et impera ... 

3.2 Undurchschaubare Technik? 

Neben den wirtschaftlichen Vorteilen der Modularisierung kommen jedoch auch 
Risiken ins Spiel. Wie tief man bei einem Reparaturvorgang in die Technik 
einsteigen muss, um erfolgreich zu sein, ist eine Sache und es ist auch eine Fra-
                                                 
9 Chips sind in der Mikroelektronik, verglichen mit den früheren Schaltungen, extrem modul-

arisierte, weil extrem miniaturisierte Komponenten. Beispiel: Ein Pentium 4 HT Extreme be-
herbergte im Februar 2005 mit dem Speicherplatz von 64 GB und einer Taktfrequenz von 
3730 MHz 169 Millionen Transistoren (in 0.09 �— HCMOS-Technologie). Das berühmte 
Mooresche Gesetz konstatiert bisher eine Verdoppelung der Transistordichte alle 18 Monate. 
Vgl. Moore 1965. Zu den ökonomischen Gründen der Miniaturisierung vgl. Hilberg (1986). 
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ge des Aufwandes und der Erfolgsaussichten, die – jeder Autobesitzer weiß 
das – gegen den Neukauf von Komponenten oder des ganzen Geräts ausgespielt 
werden. Das alles mag bei Massenprodukten angehen, bekommt aber eine ande-
re Dimension, wenn es sich um großtechnische Anlagen oder große Technische 
Systeme handelt: Kernkraftwerke, Raffinerien, Bohrinseln, weltweite Kommu-
nikationsnetze und dergleichen. 

Das Verstehen von Havarien solcher großen Systeme ist nochmals eine andere 
Sache: Dazu müsste man, auch im Sinne einer Abschätzung ihrer Zuverlässigkeit, 
die „ganze Technik“ kennen. Hier kommt etwas ins Spiel, was ich die Modularisie-
rung der organisatorischen Hülle solcher großer Technologien nennen möchte. 

Normalerweise machen wir uns die organisatorische Hülle nicht bewusst, 
obwohl wir sie kennen und nutzen: Der Kühlschank kann die ihm zugedachte 
Funktion, Lebensmittel frisch zu halten, nicht erfüllen, wenn wir die Bezahlung 
der Stromrechnung nicht richtig organisiert haben, den Kühlschrank nicht recht-
zeitig mit Lebensmitteln beschicken und diese nach Überschreiten des Verfalls-
datums nicht entsorgen. Bei Stromausfällen oder Nichtbeachten der Laden-
schlusszeiten wird ein Kühlschrank daher seine ihm zugedachte Aufgabe über 
kurz oder lang nicht mehr erfüllen können.  

Die organisatorische Hülle eines Fahrzeugs ist komplexer, aber noch von 
dessen Halter zu bewältigen: Es muss das Fahrzeug zulassen und regelmäßig 
technisch überprüfen lassen, sich an die Verkehrsregeln halten, rechtzeitig tan-
ken, seine Versicherung bezahlen, die Reparaturwerkstätten aufsuchen, seine 
Steuern entrichten, mit denen Straßen gebaut und instandgesetzt werden können 
und eventuell Mautgebühren und Bußgeldbescheide begleichen. Die Ko-Syste-
me dieser organisatorischen Hülle sind aber schon modularisiert: Das Über-
wachungs- und Sanktionssystem für die Verkehrsregeln ist kommunal, Ver-
sicherungen und Reparatur sind hingegen privatwirtschaftlich organisiert, 
Steuern zieht das Finanzamt ein, das Mautsystem in Deutschland gilt als hoch-
komplexes technisch organisatorisches System, das die wenigsten Normalbürger 
auf Anhieb erklären könnten. Diese Modularisierung der organisatorischen Hül-
le wird vom Fahrzeughalter als ärgerliche Wanderung zwischen unterschiedli-
chen Institutionen wahrgenommen. 

Charles Perrow hat gezeigt, wie die Aufsplittung eben dieser organisatori-
schen Hülle bei großen, miteinander eng vernetzen technischen Systemen zu 
Havarieren führen kann (vgl. Perrow 1987): Unterschiedliche Kompetenzen für 
unterschiedliche Teilbereiche der Verantwortungsübernahme in Ablauf und 
Aufbauorganisation kosten Zeit und Verständlichkeit in der Kommunikation. 
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3.4 Vertrauen 

Vertrauen in Technik setzt – im Alltag meist unbewusst – die Überzeugung vor-
aus, dass eine vollständige Kontrolle nicht möglich oder aus gemachten Erfah-
rungen heraus nicht notwendig ist. 

Wir betreten einen Aufzug oder ein Flugzeug in der scheinbaren Gewiss-
heit, dass Erbauer und Pilot kompetent sind, und dass für die Sicherung der 
technischen Funktionalität auch jemand zuständig ist, den man, wie auch immer, 
erreichen kann. Wer einmal in einem Aufzug am Wochenende stecken geblie-
ben ist und den Hausmeister erst nach Stunden erreichen konnte, wird dieses 
Vertrauen in den Aufzug als nicht selbst betriebener Technik verloren haben.  

Diesem eher anekdotisch begründeten Vertrauensverlust steht eine gesell-
schaftlich zu beobachtende Erosion von Vertrauen in Institutionen und damit 
auch in die organisatorische Hülle großer Technologien gegenüber.10 Die Unter-
stellung, dass die Gestaltung solcher organisatorischen Hüllen nicht sachdien-
lich, sonder machtschlüssig und interessenabhängig geschieht, verdichtet sich – 
gewiss auch durch selektive Wahrnehmung – zu einer Überzeugung, dass 
Betreiber, Konzerne und Hersteller notwendiger Technologien den Nutzer und 
seine notwendigen Bedürfnisse ausnutzen. Dass die Benzinpreise zufällig immer 
zu Beginn und Ende von Reiseperioden ansteigen, dass Druckerpatronen teurer 
sind als der Drucker selbst, dass Institutionen und Dienstleister die Erbringung 
der Dienstleistung immer mehr zum Verbraucher hin verschieben – all das ist 
ökonomisch verständlich, wird aber als Intransparenz des wirtschaftlich wie 
technischen Handelns von anonymen Entitäten erlebt. Diese Intransparenz wird 
verstärkt durch das freimütig zugegebene, weitgehende Unverständnis von 
Technik in Alltag und Beruf. 

4 Wie kann man Technik transparent machen? 

4.1 Aufklärung 

Bei dem Gesagten ist es fraglich, ob Aufklärung über Technik allein den Ver-
trauensverlust rückgängig machen kann. Gewisse Bereiche der Technik bleiben 
komplex, nicht einmal ein Studierender an einer Technischen Universität kann 
erfahrungsgemäß die Grundfunktionen eines Farbfernsehgerätes in Form eines 

                                                 
10 Vgl. demoskopische Ergebnisse bei Köcher (2004). 
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Overengineering vermeiden 

Diese Forderung ist recht plakativ, ihre Umsetzung wäre für die Transparenz 
von Technik recht wirkungsvoll – aber sie ist ebenfalls schwer durchsetzbar. 
Die wirtschaftlichen und psychologischen Gründe für das Overengineering sind 
diskutiert worden (vgl. Kornwachs 2008a), und so werden Konstrukteure und 
Entwerfer kaum der Versuchung widerstehen, in ihre Schöpfung all das hinein-
zupacken, was technisch möglich ist, weil diese Vielfalt als technologischer 
Fortschritt empfunden wird. Auch hier kontrastieren wieder Innen- und Außen-
sicht. Freilich werden die demographische Entwicklung und damit die Ver-
schiebung der Kaufkraft für technische Produkte, z.B. der Unterhaltungs- oder 
Kommunikationselektronik, dafür sorgen, dass zumindest die Bedienober-
flächen einfacher werden.11 

Offenlegung 

Auch diese Forderung hört sich zunächst unrealistisch an, denn das würde be-
deuten, dass der Hersteller und Betreiber Teile seiner technologischen Tricks 
und Kniffe offen legen müsste. Kaufte man ein TV-Gerät noch in den 70er Jah-
ren, erhielt man neben der Bedienungsanleitung auch Serviceunterlagen – für 
den Fall einer Reparatur und darin enthalten war z.B. auch ein kompletter 
Schaltplan. Ein solcher Schaltplan würde heute nicht viel nützen, da er lediglich 
die Zeichen für einige Bauelemente und überwiegend Mikroprozessoren und 
Operationsverstärker enthält. Letztere sind programmierbare Komponenten, 
man müsste also die Software kennen. 

Die Forderung, um beim TV-Gerät zu bleiben, liefe darauf hinaus, die Ver-
kapselungen aufzuheben und eine „Open-source“-Politik auch in der generellen 
Technik einzuführen. Dass dies auf den erbitterten Widerstand der Hersteller 
stoßen muss, ist schon fast trivial. 

Verweilen wir zum Schluss dennoch etwas bei diesem radikalen Gedanken. 
In der Lebensmittelbranche ist diese Art von Offenlegung („sagen, was drin 
ist“) schon fast selbstverständlich (mit Ausnahmen), weil sie eine conditio sine 

                                                 
11 Das wird bisher nur für die Konsumgüterbereich diskutiert. Es wäre ein Gestaltungsauftrag an 

die Technik, auch im Investitionsgüterbereich, z.B. Produktionstechnik, altersfreundliche Be-
dienungsoberfläche aufzubauen. Vgl. Kornwachs (2005), Conrad/Heindorf/Waldenberger 
(2009) und Lindenberger et al. (2009). Vgl. auch die Forderung nach einer Low-Tech-
Gestaltung von Arbeitsplätzen für leistungsgeminderte oder nicht hinreichend qualifizierbare 
Arbeitnehmer bei Hirsch-Kreinsen/Jacobson/Laestadius (2005). 
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qua non für das Vertrauen des Verbrauchers ist. Bei dem, was wir zu uns neh-
men, sind wir mit Recht sensibel geworden. Technik geht uns alle an, weil wir 
mit ihr zu tun haben, und zwar unausweichlich. Also haben wir es auch mit den 
Folgen ihres Gebrauchs zu tun, den wir auch als Nutzer mit verantworten müs-
sen. Zu den Bedingungen verantwortlichen Handelns gehört die prinzipielle 
Verfügbarkeit über das für eine Entscheidung relevante Wissen. Wenn man den 
Erhalt der Bedingung verantwortlichen Handelns als ethisches Regulativ akzep-
tiert (vgl. Kornwachs 2000), ergibt sich daraus die Pflicht der Hersteller und 
Betreiber, die für dieses Wissen notwendige Information bereit zu stellen.  

Daher geht es nicht so sehr darum, wie man die Technik transparent  
machen kann, sondern darum, dass wir sie transparent gestalten müssen, um 
verantwortlich mit ihr umgehen zu können. 
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Transparenz in der Technikfolgenabschätzung.  
Konzeptionelle Erwartungen und ihre Einlösung 

Armin Grunwald 

1 Einführung: die Relevanz der Thematik 

Der Begriff der Technikfolgenabschätzung ist in Form der amerikanischen Ver-
sion des Technology Assessment (TA) bereits mehr als 40 Jahre alt (Bimber 
1996). In der TA geht es, abstrakt gesprochen, darum, angesichts der zuneh-
menden Notwendigkeit der Legitimation politischer Entscheidungen (hier in 
Bezug auf den wissenschaftlich-technischen Fortschritt und seine gesellschaft-
liche Adaptation und Folgen) durch Wissen fundiertes Wissen für Entschei-
dungsunterstützung einerseits zu mobilisieren, andererseits aber auch dieses 
Wissen in Bezug auf seine Selektivitäten, Grenzen, Unsicherheiten und Beob-
achterabhängigkeiten zu reflektieren und das Ergebnis dieser Reflexion eben-
falls in den Entscheidungsprozess einzuspeisen. Diese Doppelfunktion, Wissen 
für Entscheidungsprozesse bereitzustellen, gleichzeitig aber auch die dabei auf-
tretenden Schwierigkeiten zu thematisieren, macht deutlich, dass TA eine typi-
sche Aktivität innerhalb der Wissensgesellschaft darstellt: Es geht darum, kom-
plexe Entscheidungsfindungen zu unterstützen, in denen Wissen einerseits als 
Legitimation erzeugende Ressource unverzichtbar ist, in der aber andererseits 
die Legitimation stützende Funktion stets durch nicht eliminierbares Nichtwis-
sen gefährdet wird. Umgang mit Wissen und Nichtwissen sowie die Rolle von 
Metawissen – Wissen über das Wissen – (das Vorsorgeprinzip ist ein schönes 
Beispiel für diese Situation; vgl. von Schomberg 2005) wird auf diese Weise zu 
einer politischen Herausforderung in neuer Form (Stehr 2003). 

Transparenz ist hierbei in mehrfacher Hinsicht entscheidend (vgl. Kap. 3): 
Transparenz in der Strukturierung des Entscheidungsproblems, um das es geht, 
Transparenz in den vielfältigen Gemengelagen zwischen Wissen und Werten, 
wie sie in TA-Fragestellungen in der Regel auftreten, und Transparenz im Hin-
blick auf die der Technikfolgenabschätzung häufig zugeschriebene demokratie-
theoretische Bedeutung, so etwa im Kontext pragmatistischer Verhältnisse von 
Politik, Wissenschaft und Öffentlichkeit (Habermas 1968; vgl. auch Grunwald 
2008b) oder in Bezug auf eine an Grundsätzen deliberativer Demokratie orien-
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Dekonstruktion der zu analysierenden Zukünfte vorgenommen werden, eine 
Zerlegung in ihre epistemologisch relevanten Bestandteile. In einer groben An-
näherung kann zunächst folgende Abstufung der Wissens- und Nichtwissens-
bestandteile vorgenommen werden (Grunwald 2009): 
 
– gegenwärtiges Wissen, das nach anerkannten (z.B. disziplinären) Kriterien 

als Wissen erwiesen ist (z.B. je nach Fragestellung aus Geologie, Wirt-
schaftswissenschaften, Technikwissenschaften, …); 

– Einschätzungen zukünftiger Entwicklungen, die kein gegenwärtiges Wissen 
darstellen, sich aber durch gegenwärtiges Wissen begründen lassen (z.B. 
demografischer Wandel, Energiebedarf, …); 

– Ceteris-paribus-Bedingungen, indem bestimmte Kontinuitäten, ein ‚busi-
ness as usual‘ in bestimmten Hinsichten oder die Abwesenheit disruptiver 
Veränderungen als Rahmen für die prospektiven Aussagen angenommen 
werden; 

– Ad-hoc-Annahmen, die nicht durch Wissen begründet sind, sondern die ‚ge-
setzt‘ werden (wie z.B. die auch zukünftige Verbindlichkeit des deutschen 
Kernenergieausstiegs, das Nichteintreten eines katastrophalen Kometenein-
schlags auf der Erde, …). 

 
Für eine transparente vergleichende Bewertung von Energiezukünften ist dem-
nach die Validität des enthaltenen Wissens, die Zustimmungsfähigkeit der Ein-
schätzungen sowie ‚Sinn‘ und Anschlussfähigkeit der Ad-hoc- und der Ceteris-
paribus-Annahmen zu hinterfragen, genauso wie die Zusammenstellung dieser 
epistemologisch heterogenen Bestandteile der Energiezukünfte. Ein Streit über 
die argumentative ‚Qualität‘ von Energiezukünften bezieht sich daher nicht auf 
die vorausgesagten Ereignisse in einer zukünftigen Gegenwart, sondern auf die 
Gründe, die auf der Basis gegenwärtigen Wissens und gegenwärtiger Relevanz-
beurteilungen für die jeweiligen Zukünfte in Anschlag gebracht werden können 
und zwischen denen diskursiv abgewogen werden muss.  

Eine epistemologische Dekonstruktion der hier angedeuteten Art wird kaum 
zu einer klaren Anordnung konkurrierender Energiezukünfte auf einer Ordi-
nalskala führen. Aber was zumindest erwartbar ist, ist die Schaffung von Trans-
parenz in Bezug auf Energiezukünfte: in Bezug auf die Wissensbestände und 
deren Grenzen, in Bezug auf involvierte Unsicherheiten, die in einer solchen 
Dekonstruktion expliziert werden müssten (während sie sonst im Dunkeln blei-
ben können), und in Bezug auf die Aufdeckung der involvierten Werte, Normen 
und auch Interessen. Angesichts der hohen praktischen Bedeutung von  
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plementär zueinander verhalten, die aber teils auch zueinander in Widerspruch 
stehen, einen kohärenten Bericht für das Parlament zu erstellen. Dieser soll für 
die parlamentarische Beratung geeignet sein und mehrere Handlungsoptionen 
enthalten. Diese Leistung zeigt sich zunächst in der Festlegung der Themen der 
Gutachten und ihren Zuschnitt im Hinblick auf die vom Parlament gewünschte 
Technikfolgenabschätzung, sodann in der Begleitung der Anfertigung der Gut-
achten in engem Kontakt mit den Gutachtern, und schließlich vor allem in der 
Zusammenführung der verschiedenen Gutachten in den Bericht an das Parla-
ment. Wissenschaftliche Gutachten spielen also in der Arbeit des TAB eine  
wesentliche Rolle. Dabei wird Expertise als Expertise zwar akzeptiert, aber  
immer im Bewusstsein der Existenz möglicher Expertendilemmata (s.o.).  

Die Sicherung der wissenschaftlichen Unabhängigkeit (s.o.) erfolgt zu  
einem guten Teil durch Schaffung von Transparenz, sowohl in der Arbeitsweise 
als auch in der Erstellung der Ergebnisse und in der Kommunikation mit dem 
Auftraggeber. Dazu werden – neben internen Mechanismen – mehrere Kommu-
nikationskanäle genutzt: Kommunikation mit wissenschaftlichen Gutachtern, 
Kommunikation mit Stakeholdern und Kommunikation mit dem Parlament. 
Durch intensive Kommunikation mit den Gutachtern, ggf. durch die Vergabe 
von Parallel- oder Konkurrenzgutachten, durch die Einholung von Kommentar-
gutachten und die Kommunikation mit Stakeholdern soll das Expertenwissen 
auf seinen „harten Kern“ zurückgeführt werden (vgl. die obige Diskussion zum 
Expertendilemma). Bewertungsfragen, die einer demokratischen Meinungsbil-
dung unterliegen müssen, sollen dabei identifiziert werden. Auf der anderen Sei-
te dient die intensive Kommunikation mit Parlamentariern, insbesondere den 
TAB-Berichterstattern, einer Sicherstellung von Ausgewogenheit und Neutrali-
tät. Das TAB nutzt Rückmeldungen der Berichterstatter und anderer Politiker, 
die in der Regel ein sehr gutes Sensorium für Unausgewogenheiten und Intrans-
parenzen haben. Deren Hinweise auf verborgene implizite Wertungen sorgen 
gelegentlich für eine Verbesserung der Transparenz durch eine differenziertere 
Darstellung der Argumentationsketten sowie der Ergebnisse.  

Dies gelingt selbstverständlich nicht immer in der gleichen Weise. Eine 
prinzipielle Grenze liegt darin, dass Expertise nicht „ohne Rest“ in deskriptive 
und normative Anteile zu trennen ist, sondern dass untrennbare Verschränkungen 
verbleiben. Auch „objektives“ Wissen beruht auf Relevanzentscheidungen und 
Prioritätensetzungen, bedarf einer spezifischen Terminologie mit spezifischen 
und nicht wertneutralen Basisunterscheidungen oder ist theorieabhängig. Es gibt 
keinen Algorithmus, der garantieren könnte, dass alle normativen Annahmen 
transparent aufgedeckt seien. Ein praktisches Problemfeld besteht darin, dass 
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möglicherweise zu wenig konträrer oder jedenfalls perspektivisch verschiedener 
Input berücksichtigt wird. Das TAB vergibt zumeist weniger als zehn Gutachten 
pro TA-Projekt, so dass die Zahl der unterschiedlichen Positionen begrenzt ist. 
Außerwissenschaftliche Stellungnahmen sind zumeist gar nicht vorgesehen.  

Daher ist die Einlösung der Forderung nach Transparenz kaum vollständig 
möglich. In der Praxis wird es nie gelingen, den TA-Prozess vollständig in Ein-
zelteile aufzulösen und für jedes Teil komplette Transparenz herzustellen. Intui-
tive Elemente und „tacit knowledge“ dürften sich nicht vollständig eliminieren 
lassen. Es ist nur an das Verfassen des TA-Berichtes zu denken, wo mit jeder 
Formulierung und jeder konkreten Wortwahl auch eine Wertung vorgenommen 
wird. So war beispielsweise die Beurteilung, dass das für Kernfusion benötigte 
Tritium ein wesentliches Proliferationsrisiko darstelle (Grünwald et al. 2002), in 
der Diskussion mit den Parlamentariern umstritten. Der Grund war die Interpreta-
tion, was hier „wesentlich“ bedeute. Jenseits solcher Beurteilungsfragen sind so-
gar Beschreibungen nie nur Beschreibungen, sondern enthalten häufig durch die 
verwendeten Begriffe und deren Wahrnehmung bestimmte Wertungen (so wird 
z.B. das Wort „Atomenergie“ häufig mit kernenergieskeptischen Haltungen in 
Verbindung gebracht, während „Kernenergie“ eine positivere Haltung dazu sig-
nalisiert). Der Realisierung von Transparenz in der Praxis sind Grenzen gesetzt. 

4 Die demokratietheoretische Funktion von Transparenz in der TA 

Der Umgang mit dem technischen Fortschritt, insbesondere mit technikbedingten 
Risiken, hat früh Fragen aufgeworfen, ob und in welcher Hinsicht das klassische 
Modell repräsentativer Demokratie hier an Grenzen stößt. Vielfach wurde eine 
‚Demokratisierung des Wissens‘ gefordert, um der Bevölkerung die Möglichkeit 
zu geben, sich selbst ein fundiertes Urteil zu bilden und dieses in Entscheidungs-
prozessen zu Gehör zu bringen. Angesichts technokratischer Tendenzen (Haber-
mas 1968) stellen sich zusätzliche Probleme: der Übergriff technischen Denkens 
auf die Behandlung ureigener politischer Fragen, ein Zurückdrängen des Den-
kens in gesellschaftlichen Alternativen zugunsten technischer Optimierung und 
die Überweisung von Entscheidungsfindungen an technokratische Expertenzirkel 
außerhalb der legitimierten politischen Verfahren. Es sind letztlich zwei ver-
schiedene Probleme, auf die hier hingewiesen wird: (1) wie können politische 
Entscheidungsfindungen von der Sache her adäquat mit dem wissenschaftlich-
technischen Fortschritt umgehen, und (2) wie sind in diesen Fragen demokratie-
theoretische Ansprüche einlösbar? Diese Fragen ernst nehmen bedeutet, wissen-
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schaftlicher Politikberatung eine demokratietheoretische Dimension zuzuspre-
chen statt sie ausschließlich auf instrumentelle Beiträge zum Funktionieren des 
institutionellen Getriebes staatlicher Organe zu beschränken.  

Den demokratietheoretisch gleichermaßen defizitären Modellen eines dezi-
sionistischen und eines technokratischen Verhältnisses von Wissenschaft,  
Öffentlichkeit und Politik hat Habermas (1968) das pragmatistische Verhältnis 
entgegengehalten. Wissenschaftliche Politikberatung, also z.B. Technikfolgen-
abschätzung, das direkte Aufeinandertreffen von wissenschaftlicher Expertise 
und politischer Handlungsmacht in institutionalisierten Beratungsverhältnissen 
(wie im TAB, s.o.) dürfe vor dem Hintergrund dieses Modells nur eine vorberei-
tende Rolle für diesen vom ‚Publikum der Staatsbürger‘ zu vollziehenden Bera-
tungsprozess spielen:  

„In der Integration von technischem Wissen und hermeneutischer Selbstverständigung 
steckt, da sie in einer vom Staatsbürgerpublikum losgelösten Diskussion der Wissen-
schaftler in Gang gebracht werden muss, immer ein Moment von Vorwegnahme. Die 
Aufklärung eines wissenschaftlich instrumentierten politischen Willens kann nach 
Maßgabe rational verbindlicher Diskussion nur aus dem Horizont der miteinander spre-
chenden Bürger hervorgehen und muß in ihn zurückführen“ (Habermas 1968: 137). 

Das Vorliegen transparent explizierter Verständnisse dessen, worum es in kon-
troversen Fragen des technischen Fortschritts geht, zu denen Technikfolgenab-
schätzung arbeitet, gehört zu den Vorbedingungen, die erfüllt sein müssen, 
wenn an eine demokratische Deliberation überhaupt gedacht werden soll 
(Grunwald 2008b). Wissenschaftliche Politikberatung muss wesentlich diese 
hermeneutische Leistung vollbringen. Zu klären, worum es geht, in epistemolo-
gischer, normativer und praktischer Hinsicht, hat demokratietheoretische Bedeu-
tung in der Ausgestaltung der Wechselverhältnisse zwischen Politik, Öffentlich-
keit und Wissenschaft. Eine aufgeklärte demokratische Öffentlichkeit bedarf 
Klärungen dieser Art, um zu verstehen, was in den Technikdebatten auf dem 
Spiel steht, und um sich dann ein Urteil zu bilden.  

Der Umgang mit Expertenwissen und mit entsprechenden Expertendilemma-
ta in der TA lässt sich vor diesem Hintergrund durchaus als Demokratisierung von 
Expertise verstehen. Allerdings nicht in dem häufig geäußerten und irreführenden 
Sinne, dass Geltungsfragen des Wissens einem Mehrheitsprinzip unterworfen 
werden sollten. Vielmehr geht es durch die genannten Schritte in Richtung auf  
eine höhere Transparenz von Expertise in Bezug auf inkludiertes Wissen genauso 
wie in Bezug auf inkludierte Werturteile und Einschätzungen darum, komplexe 
Expertenaussagen so zu „dekonstruieren“, dass ihr je verschiedener epistemologi-
scher und normativer Gehalt sichtbar wird. Wissensbestandteile, die als Wissen 
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erwiesen werden können, fallen nicht unter demokratische Mehrheitsprinzipien. 
Bestandteile von Expertisen jedoch, die einen evaluativen Gehalt haben, müssen 
sich einer entsprechenden normativen Deliberation erst stellen, z.B. in Bezug auf 
die zugrunde gelegten Kriterien und ihre ethische Rechtfertigbarkeit. Sie können 
durchaus ein berechtigter Teil von Expertise sein, haben jedoch einen anderen Sta-
tus als die genannten Wissensbestandteile und müssen in einer demokratischen 
Arena verhandelt werden. Die erkenntnistheoretische Dekonstruktion von Experti-
se deckt derartige Bestandteile von Expertisen und Gegenexpertisen auf und trägt 
dazu bei, dass die Bedingungen der Möglichkeit einer demokratischen Deliberati-
on zuerst geschaffen werden. Dies ist die zentrale Aufgabe, die es mit Transparenz 
in der TA zu realisieren gilt. 

Die Erhöhung der Transparenz, die Erreichung von Prämissendeutlichkeit 
und die Markierung bewertender Prämissen sind damit wichtige Elemente einer 
Demokratisierung von Expertenwissen als Vorbedingung für eine demokrati-
sche Technikgestaltung (Grunwald 2003). Wie an verschiedenen Beispielen der 
letzten Jahre zu sehen ist (Ausschuss 2002), wird dieses Programm einer Demo-
kratisierung von Expertise wenigstens von Fall zu Fall mit gutem Erfolg er-
reicht. Die so erfolgte Erhöhung von Transparenz kann dann als Basis für trans-
parentere öffentliche Diskurse genutzt werden. Dies allerdings geschieht noch 
kaum. Hier kann erheblich mehr getan werden, um die Demokratisierungs-
potenziale der TA auf für öffentliche Technikdiskussionen nutzbar zu machen. 
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Entwicklung in Afrika, Lateinamerika, Asien und Osteuropa ausgemacht, dar-
über hinaus als Hindernis auf dem Weg zu einer neuen Weltwirtschaftsordnung. 

Korrupte Praktiken vereiteln eine rationale politische Interessenvertretung, 
verhindern oder unterminieren die Demokratie und setzen die Regeln der freien 
Marktwirtschaft außer Kraft. Insbesondere in unter- oder fehlentwickelten Län-
dern sind Wirtschaft und Politik auf kriminelle Weise so miteinander verban-
delt, dass deren Personal als Träger der Modernisierung ausfällt und nur die  
Zivilgesellschaft dafür in Frage kommt, die dort vielfach aber erst im Entstehen 
begriffen ist. Nichts weniger als die Schließung dieser Lücke haben sich Nicht-
regierungsorganisationen wie Greenpeace, Amnesty International und Transpa-
rency International, um nur die wichtigsten und bekanntesten zu nennen, auf  
ihre Fahnen geschrieben. 

Nach anderthalb Jahrzehnten ist Transparency International als moralische 
und politische Instanz fest etabliert und befindet sich als Organisation in einem 
grundlegenden Wandlungsprozess. Soziologisch betrachtet erhält dieser im vor-
liegenden Beitrag rekonstruierte Wandel historische Relevanz angesichts der 
Tatsache, dass Transparency International den Kampf gegen die illegalen sozia-
len Netzwerke der Korruption als Netzwerk ganz anderer Art führt. Die Analyse 
des Organisationswandels bei Transparency International ermöglicht daher auf 
empirischer Basis Einsicht in das Funktionieren von Netzwerkorganisationen,2 
wie sie für „global player“ in der sich etablierenden „Weltgesellschaft“ als  
typisch gelten. Die soziologische Analyse unterscheidet drei miteinander ver-
flochtene Ebenen: die Organisationsstruktur, den Organisationswandel und den 
Elitenwechsel.3 Die Organisationsstruktur wird als Mittel zum Zweck, als sozia-
le Problemlösung verstanden, der Organisationswandel als Folge einer endogen 
oder exogen ausgelösten Zielverschiebung betrachtet und diese Zielverschie-
bung mittels des Vergleichs der Selbstbeschreibungssemantiken rekonstruiert, 
deren sich Eliten bedienen, die in unterschiedlichen Phasen der Organisations-
entwicklung die Deutungshoheit in der Organisation innehaben. Gegenüber 
gestellt werden die programmatischen Selbstbeschreibungen des Managements 

                                                 
2 Zum Begriff des „Netzes“ oder des „Netzwerks“ siehe White 2002; Castells 1996, 1997, 

1999; Mann 1986, 1993; Latour 2007; Böhme 2004; Schüttpelz 2007; Fangerau/Halling 2009. 
3 Empirische Grundlage der vorliegenden Analyse sind Daten aus offiziellen Dokumenten, 

journalistischen und wissenschaftlichen Beiträgen sowie aus Interviews mit Führungskräften 
von Transparency International, die im Rahmen des vom Autor koordinierten EU-Forschungs-
projekts „Crime and Culture“ (2006-2009) generiert wurden. Aktuell führt der Autor gemein-
sam mit Transparency International ein ebenfalls kulturvergleichendes Begleitforschungspro-
jekt über die „Advocacy and Legal Advices Centres (ALACs)“ durch (2009-2012). Weitere 
Informationen zu den Projekten unter http://www.uni-konstanz.de/crimeandculture/index.htm. 
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mit den sich abzeichnenden Resultaten ihres Handelns. Eine solche „rationalisti-
sche“ wissenssoziologische Organisationsanalyse mag angesichts der einschlä-
gigen Debatten der letzten Jahre als naiv erscheinen; im Sinne der Max Weber-
schen Wissenschaftslehre (Weber 1968), der sich die folgenden Überlegungen 
verpflichtet fühlen, sind sie ganz unabdingbar, um in Differenz zum theoretisch 
konstruierten Idealtypus den historisch konkreten Fall bestimmen zu können. 

1 Ein zivilgesellschaftliches Netzwerk 

Ziel und Zweck von Transparency International ist ganz allgemein der Kampf 
gegen Korruption in Wirtschaft und Politik. Die Organisation sieht es als ihre 
Aufgabe an, die Bürger darüber aufzuklären, dass sie letztlich die Opfer dieser 
Machenschaften sind und durch ihre Lethargie und Passivität, ihre Toleranz ge-
genüber Korruption, diese erst ermöglichen. Dem zivilgesellschaftlichen Anlie-
gen entspricht die zivilgesellschaftliche Organisation in Gestalt eines weltweiten 
Netzwerks autonomer „National Chapters“ und einem in Berlin angesiedelten 
„Sekretariat“. Innerhalb der Netzwerkorganisation übernehmen die „National 
Chapters“ die zivilgesellschaftliche Arbeit an konkreten Einzelfällen, während 
sich das „Sekretariat“ auf die Steuerung der internen und externen Politiken so-
wie in zunehmendem Maße der Politikberatung auf der Ebene von nationalen 
und internationalen politischen und wirtschaftlichen Akteuren (Nationalstaaten, 
Europäische Union, UNO, Wirtschaftsunternehmen) konzentriert. 

Verglichen mit Nichtregierungsorganisationen wie etwa Greenpeace oder 
Amnesty International, die strikt hierarchisch strukturiert sind, springt die ein-
zigartige Netzwerkorganisation von Transparency International ins Auge. Bei 
Greenpeace und Amnesty International sind die nationalen und örtlichen Akti-
visten organisatorisch und finanziell abhängige ausführende Organe eines 
Headquarters. Demgegenüber besteht Transparency International aus einer 
Vielzahl autonomer und eigenfinanzierter „National Chapters“ und einem  
„Sekretariat“, das keinerlei Weisungsbefugnis oder sonstige hierarchische Steu-
erungsmöglichkeit besitzt. Nicht einmal der Name ist verbindlich und auch die 
Organisation und Arbeitsweise der National Chapters variiert von Land zu 
Land, ist stark von kulturellen Traditionen geprägt. 

In deutlichem Kontrast zum spontaneistischen und kooperativen Hand-
lungsstil des National Chapters in Bosnien ist die Schwesterorganisation in  
Rumänien einerseits so rigide bürokratisch organisiert wie die rumänische 
Staatsbürokratie und andererseits so skeptisch gegenüber Institutionen wie die 
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rumänische Bürgergesellschaft, was sich unter anderem in einem rigiden Behar-
ren auf strikter Autonomie sowohl gegenüber staatlichen Institutionen als auch 
gegenüber dem Transparency-International-Sekretariat ausdrückt. Die Koordi-
nation der Beziehungen autonomer Basisgruppen im internationalen TI-
Netzwerk erfolgt daher durch komplizierte Aushandlungsprozesse. Die daraus 
resultierenden „Reibungsverluste“ in einer wachsenden Organisation sind dann 
auch ein wesentlicher Grund für den sich abzeichnenden Organisationswandel, 
in dem es letztlich darum geht, lose Bindungen („weak ties“) dauerhaft zu ver-
koppeln und sie mit mehr Verbindlichkeiten („strongness“, Granovetter 1991) 
auszustatten. Es lassen sich zwei Phasen dieses Organisationswandels mit fol-
genden Merkmalen ausmachen: 

Die erste Phase beginnt mit der Gründung von Transparency International im Jahre 
1993 durch hochrangige Vertreter der Weltbank und des Internationalen Währungsfonds. 
Als erfahrene politische Ökonomen begannen sie in ihren Arbeitsfeldern visionäre Pro-
blemlösungen zu entwickelten, die im Rahmen ihrer Organisationen und der institutiona-
lisierten Politik (allein) nicht realisiert werden konnten. Sie kreierten neue „öffentliche  
Güter“, sorgten für deren Akzeptanz in der Zivilgesellschaft, betrieben schließlich erfolg-
reich das politische Agenda-Setting und das notwendige Fundraising zur finanziellen  
Unterstützung der zivilgesellschaftlichen Akteure. Allerdings alimentieren sich die National 
Chapters größtenteils selbst und sind daher ökonomisch und politisch unabhängig. Wie die 
Gründer von Transparency International, die sich eher informell zusammenfanden, so  
organisierten sich auch die zivilgesellschaftlichen Akteure in den National Chapters spon-
tan auf der Grundlage ihrer moralischen und politischen Überzeugungen – was ihrem En-
gagement zu Gute kam, aber dem Wachsen ihrer Schlagkraft deutliche Grenzen setzte. 
Hier nun setzt seit Mitte dieses Jahrzehnts die zweite Phase der Entwicklung zu einer Pro-
fessionalisierung der Organisation ein. 

2 Transparenz und die Ökonomie zivilgesellschaftlichen Engagements 

Das weltweit operierende Antikorruptions-Bündnis gibt sich den programmati-
schen Namen Transparency International. Nomen est omen. Das Ziel soll sich in 
den Mitteln spiegeln, die Organisation selbst Vorbild sein: „Transparenz“ statt 
„Korruption“, „Aufklärung“ statt „dunkler Geschäfte“ betreiben. Das erscheint 
zunächst banal; aber bei genauerem Hinsehen zeigen sich signifikante Zusam-
menhänge. 

Transparenz ist ein Grundprinzip politischen und ökonomischen Denkens, 
letztlich nichts anderes als die Umsetzung des Vernunftglaubens der bürgerli-
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chen Aufklärung in das demokratische Prinzip politischer Repräsentation einer-
seits und das marktwirtschaftliche Prinzip der Angebots- und Nachfragesteue-
rung durch Preise, die eine zweckrationale Betriebsführung und -organisation 
ermöglichen, andererseits. Die Verfahren der parlamentarischen Demokratie ga-
rantieren die Transparenz der politischen Machtausübung und der Markt und 
sein Preissystem die Durchsichtigkeit und Berechenbarkeit eigennutzorientier-
ten Wirtschaftshandelns. In der Policy-Forschung ist Transparenz mittlerweile 
einer der Maßstäbe für „good governance“. Es überrascht daher nicht, dass die 
Führung von Transparency International sich dieser Semantik bedient, stammen 
die Mitglieder dieser alten „Gründerelite“ doch aus Organisationen wie der 
Weltbank und dem Internationalen Währungsfonds, in denen dieses neoliberale 
Denken, das alles, so auch das Politische, in ökonomischen Begriffen zu fassen 
versucht, verbreitet war und ist. 

Es geht aber nicht nur um „good governance“ und „best practice“ in der 
Organisation, sondern auch und vor allem um die Frage der Legitimität ihres  
zivilgesellschaftlichen Handelns. Zivilgesellschaftliche Organisationen besitzen 
keine repräsentative, mit Hobbes (1966) zu sprechen, „künstliche“ Legitimation 
durch Wahlämter und Mandat noch unmittelbare „natürliche“ Legitimation 
durch Eigentumsrechte. Bürgerschaftliche im Unterschied zu politischer Legi-
timität beruht auf dem Prinzip der partizipativen Demokratie, auf gesinnungs-
ethischem Engagement. Das Handeln von Moralunternehmern, so heißt es in  
einem programmatischen Text eines Direktors von Transparency International, 
erhält Rechtfertigung auf Grund der „validity of their ideas, by the values they 
promote, and by issues they care about“ (Marschall 2002). Die zivilgesellschaft-
liche Organisation produziert ein „new common good“, für das eine Nachfrage 
auf einem (Quasi-) Markt der Werte – Aufmerksamkeit in der bürgerlichen  
Öffentlichkeit – gesucht und gefunden werden muss.  

Bei der theoretischen Reflexion des Legitimationsproblems bemühen die 
Gründerväter der Organisation eine ihrer Profession entsprechende ökonomi-
sche Semantik. Es werden hier Bezüge zum Markt und zum Unternehmertum 
hergestellt, da der Liberalismus nur die Grundunterscheidung zwischen Markt 
und Staat, gut und böse, (freie) Konkurrenz und (bindender) Hierarchie kennt, 
aber keinen Begriff von der Gesellschaft hat, die es für ihn schlicht nicht gibt. 
Da der Staat insbesondere außerhalb der westlichen Industrienationen – der  
zitierte TI-Direktor stammt aus einem postsozialistischen, einst „überpolitisier-
ten“ Land Südosteuropas – als positive Bezugsgröße ausfällt, wird das (Zivil-) 
Gesellschaftliche zwangsläufig in Analogie zum Markthandeln formuliert. Als 
charismatischer Moralunternehmer handelt der zivilgesellschaftliche Aktivist 
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und Abstimmungsprobleme reagiert Transparency International mit verschiede-
nen Projekten zur Arbeits- und Organisationsentwicklung. Ein solches Projekt, 
Advocacy and Legal Advice Centre (ALAC), ist z.Z. das umfangreichste und 
ambitionierteste Kernprojekt von Transparency International.  

The TI „Advocacy and Legal Advice Centre (ALAC)“ facilitates the wider engagement 
of the population in the fight against corruption, for enhanced transparency and ac-
countability. (…) TI’s Advocacy and Legal Advice Centre (ALAC) provide citizens 
with information and tools necessary to pursue their corruption-related complaints. The 
ALAC process begins with a corruption hotline and free legal advice. Once a case is 
presented, the ALAC takes on an advocacy role, taking official measures and involving 
the competent authorities to pursue the complaint. Important for building trust among 
citizenry, ALAC operates independently of official legal complaint mechanisms 
(Transparency International 2007). 

Programmatisch folgt das Projekt, wie im Namen angezeigt, dem sogenannten 
Advocacy-Konzept. Advocacy ist ein politikwissenschaftliches Modell der Be-
schreibung und Erklärung politischer Prozesse und spielt im zivilgesellschaft-
lichen Diskurs des Dritten Sektors eine Schlüsselrolle. 

Provision of tangible services is only one function of the civil society sector. Also im-
portant is the sector’s advocacy role, its role in identifying unaddressed problems and 
bringing them to public attention, in protecting basic human rights, and in giving voice 
to a wide assortment of social, political, environmental, ethnic, and community interests 
and concerns. The civil society sector is the natural home of social movements and 
functions as a critical social safety valve, permitting aggrieved groups to bring their 
concerns to broader public attention and to rally support to improve their circumstances 
(Salamon/Sokolowski/List, 2003: 20). 

Der Begriff advocacy coalition wurde Ende der 80er Jahre des letzten Jahrhun-
derts von Paul A. Sabatier als Kritik an der traditionellen politikwissenschaft-
lichen Institutionenanalyse und am Modell des rationalen Akteurs eingeführt 
(Sabatier 1988, 1993) und ist mittlerweile zum Schlüsselkonzept der Manage-
mentlehre avanciert. Eine advocacy coalition definiert sich über eine von meh-
reren institutionellen und zivilgesellschaftlichen Akteuren – das können Partei-
en, Interessensgruppen, Bürgerinitiativen, Journalisten und Wissenschaftler 
sein – geteilte Grundüberzeugung („set of basic beliefs“) und deren Absicht,  
ihre dementsprechenden Ziele politisch durchzusetzen. Dieses Bündnis tritt 
nicht als geschlossene Gruppe auf, sondern als ein „offenes“ Netzwerk. Oftmals 
ist es nicht sofort ersichtlich, wer einer solchen advocacy coalition angehört. 
Nur das inhaltliche Agieren zur Erreichung des Ziels setzt diese als Koalition 
fest. Beispiel für eine advocacy coalition können Medienkampagnen sein, die 
einen politischen Prozess unterstützen (vgl. Zinterer 2004: 4). Der Austausch 
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sation in der Kurzform „B.U.N.D.“), deren Akteure sich aus den unterschied-
lichsten gesellschaftlichen Bereichen und Organisationen zusammenfinden. Un-
verkennbar verschiebt sich das Schwergewicht von den institutionellen Akteu-
ren des Staates, von den Berufspolitikern und Fachleuten in den staatlichen 
Verwaltungen und transnationalen Organisationen wie UNO, Weltbank oder In-
ternationalem Währungsfond wie auch den entsprechenden Vertretern der Wirt-
schaft hin zu einer dritten Macht, der Zivilgesellschaft, zu denen ja die Akteure 
aus den genannten Institutionen als Bürger auch gehören. Politik wird dabei 
nicht so sehr als Kampf zwischen Parteien um Dominanz, sondern als von „po-
licy brokern“ (i.a.R. NGOs) vermittelte Suche nach einem Kompromiss und  
einer Reduktion des Konflikts in einem bestimmten Problemfeld verstanden. 
Ein Prinzip von Transparency International ist daher, die Kontrahenten an einen 
Tisch zu bringen und nicht etwa eine Gruppe an den Pranger zu stellen. Am En-
de steht nicht in erster Linie die rationale Lösung im Hinblick auf einen Interes-
sensausgleich – das wird weiterhin als das angestammte Feld der Politik ver-
standen und den Politikern überlassen –, sondern im Hinblick auf die 
Übereinstimmung von Wertvorstellungen (Umwelt/Überleben, Menschenrechte, 
Antikorruption). Jenseits der Parteien (-differenzen) wird auf die Einheit der Zi-
vilgesellschaft abgestellt und eine „unpolitische Politik“ zivilgesellschaftlicher 
Laien propagiert und praktiziert. Durch ein Zurückdrängen der Expertenkultur 
und die Förderung zivilgesellschaftlichen Engagements soll die demokratische 
Willensbildung verstärkt und die direkte Bürgerbeteiligung erreicht werden. Ad-
vocacy coalitions verfolgen das Ziel des „Empowerments“ der Bürger, die in die 
Lage versetzt werden sollen, in Eigenverantwortung ihr Leben zu verbessern. 

Das „Empowerment“ war ursprünglich eine Idee professioneller Sozial-
arbeit in den USA, mit der die Apathie der Klienten überwunden werden sollte. 
Die Idee fand Anwendung bei der Bürgerrechtsbewegung der Schwarzen, im 
Feminismus, der Lesben- und Schwulenbewegung, bei Gruppen der Neuen Lin-
ken und sie stand Pate für Paulo Freires „emanzipatorische Pädagogik“ sowie 
Peter L. Bergers und John Neuhaus’ politisches Manifest „To Empower People“ 
(1977) und gehört mittlerweile zum Standardrepertoire an Management-Schools 
und an politik- und verwaltungswissenschaftlichen Universitätsabteilungen.  
Über diesen akademischen „Umweg“ kehrte die Idee wieder in zivilgesellschaft-
liche Organisationen wie Transparency International zurück. Auf deren Website 
findet man unter der Rubrik ALAC folgende Beschreibung:  

Advocacy and Legal Advice Centres (ALACs) reject the notion that people are apa-
thetic in the fight against corruption. Rather, they demonstrate that people will become 
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5 Verrechtlichung 

Die Besonderheit des ALAC-Projekts resultiert aus der Tatasache, dass damit 
sowohl ein „Managementtool“, ein „Citizen Participation Tool“ als auch eine 
organisatorische Einheit und deren Funktionsweise bezeichnet wird. Mit dem 
Implementieren des Managementtools in einer gleichnamigen „Abteilung“ der 
„National Chapters“ geht – geradezu schleichend – eine Reorganisation der Be-
ziehungen zwischen den „National Chapters“ und dem „Sekretariat“ einher. 
ALAC ist ein Instrument, das wie viele andere als „Projekt“ realisiert wird. 
Durch diese Projekte entstehen innerhalb des TI-Netzwerkes zumindest befristet 
für die Projektlaufzeit vertragliche Verpflichtungen zwischen National Chapters 
und Sekretariat. Es kommt zunehmend zu einer Verrechtlichung der sozialen 
Beziehungen im Netzwerk. Neben diesem Trend zur Verrechtlichung „von  
oben“ zeichnet sich ebenfalls eine Verrechtlichung „von unten“ ab: Juristen  
haben in den National Chapters ein neues Arbeitsfeld entdeckt (vgl. Rogows-
ki/Tänzler 2010). Allerdings werden die Vertragspartner, die National Chapters, 
nicht hierarchisch über Anweisungen in die Organisation eingebunden, sondern 
mittels Selbststeuerung durch Zielvereinbarungen (Management by Objektives) 
und durch ein Qualitätsmanagement, das die Standardisierung der Arbeitsabläu-
fe und Evaluierung der Leistungen einschließt. Sie bleiben rechtlich eigenstän-
dige organisatorische Einheiten nach dem Franchise-Modell (vgl. De Sousa 
2008). Nicht alles, was zum Netzwerk gehört, hat daher Netzwerkcharakter. So 
wie es Netzwerke mit und ohne Steuerungszentrum gibt (z.B. Greenpeace einer-
seits, Transparency International andererseits), so können auch die durch Netz-
werke lose verknüpften Einheiten entweder informell netzwerkartig (ALAC in 
Bosnien) oder formell hierarchisch gegliedert sein (ALAC in Rumänien). Zent-
rum wie Peripherie des Netzwerks können wiederum mit formalen Organisatio-
nen des Staates oder der Wirtschaft vernetzt sein, wobei dieses Netzwerk von 
einem ganz anderen Typus ist, z.B. (zumindest tendenziell) gegen das Transpa-
renzprinzip verstoßend (so die verschiedentlich kritisierte Staatsnähe von TI-
Sekretariat oder National Chapters in Großbritannien6). Interessant ist auch der 
Fall des EU-Büros von Transparency International in Brüssel, formal eine 
Zweigstelle des Sekretariats, das als Lobby operiert, d.h. TI politisch auf euro-
päischer Ebene vernetzt. So sehr über Projekte wie ALACs eine Verrechtli-
chung der sozialen Beziehungen im Netzwerk beobachtbar ist, so typisch und 

                                                 
6 Die Nähe zu Staat und Wirtschaft ist allerdings ein Grundprinzip von Transparency Internati-

onal, das sich nicht als Gegner (wie tendenziell Greenpeace), sondern als Partner von Politik 
und Wirtschaft definiert. 
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konstitutiv ist für das Netzwerk aber eine andere Form der Herrschaftsausübung, 
deren Charakter zwar ähnlich sachlich und anonym ist wie das Recht, aber  
weniger formal: das Wissensmanagement.  

6 Verwissenschaftlichung 

Die Implementierung der ALACs wird begleitet durch spezielle, durch Transpa-
rency-International-Sekretariat organisierten Trainings. Dadurch wird die Einzel-
beratung von Klienten durch die National Chapters optimiert und dank der neuen 
EDV-gestützten Dokumentation gleichzeitig auch die Grundlage gelegt für die 
Typisierung und Generalisierung der nun standardisiert generierten und damit 
vergleichbaren Daten. Damit sichert sich TI-Sekretariat die Wissensbasis für sein 
Kerngeschäft, die Politikberatung auf nationalem und internationalem Niveau. 

Die Verwissenschaftlichung zivilgesellschaftlichen Engagements wird 
durch die Anwendung von organisations- und managementtheoretischem Wis-
sen sowie durch den Aufbau eigener Forschungskompetenzen z.B. durch die 
Generierung einer spezifischen Database, entsprechender Auswertung und The-
oriebildung u.a. in Projektzusammenarbeit mit universitären Forschungseinrich-
tungen befördert.7 Diese Verwissenschaftlichung des zivilgesellschaftlichen En-
gagements konfligiert aber mit der expertenkritischen, antiprofessionellen 
Grundorientierung oder Organisation. Die Legitimation der Wissenschaft ist  
eine theoretisch-prozedurale, die Legitimation der Zivilgesellschaft eine mora-
lisch-praktische. Insofern ist das ALAC-Programm nicht einfach ein Ausdruck 
des Selbstverständnisses von Transparency International, eine politikwissen-
schaftlich angeleitete Rekonstruktion, sondern ein Redesign als sogenannte 
„knowledge based“ oder „epistemic community“. 

Über das „Design“ einer einheitlichen „Performance“ – im doppelten 
Wortsinne – wird die Organisation zusammengehalten, allerdings vertragsrecht-
lich abgesichert. Die „Berechenbarkeit“ der Organisation durch die Standardi-
sierung und Evaluierung der Arbeitsabläufe und Leistungen der Basisgruppen 
schlägt sich auch in der Einheitlichkeit der Organisationskultur und einem höhe-
ren Wiedererkennungswert von Transparency International samt Untergliede-

                                                 
7 Bekanntestes Beispiel für die Verwissenschaftlichung zivilgesellschaftlicher Praxis ist der im 

Auftrag von Transparency International regelmäßig erhobene und publizierte „Korruptions-
wahrnehmungsindex“ (CPI), den Johann Graf Lambsdorff von der Universität Passau kon-
struiert hat und der großen Einfluss auf den Antikorruptionsdiskurs und die entsprechenden 
„policies“ hat (Lambsdorff 2008). 
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rungen nieder. Dies ist z.B. für Osteuropa von großer Bedeutung. Aufgrund des 
Misstrauens gegenüber Institutionen und institutionellen Akteuren in den post-
sozialistischen (aber auch z.B. afrikanischen und asiatischen) Ländern ist die 
Legitimationsbeschaffung selbst für oppositionelle Kräfte schwierig. In einigen 
Ländern, wie z.B. den neuen EU-Mitgliedstaaten Bulgarien und Rumänien, ge-
nießen transnationale Organisationen und Institutionen wie die Europäische 
Kommission und Nichtregierungsorganisationen hohes Ansehen, so auch 
Transparency International. Durch ihre Anbindung an Transparency Internatio-
nal gewinnen die National Chapters an Akzeptanz sowohl in moralischer (Inte-
grität) als auch in technischer Hinsicht (Professionalität). 

7 Professionalisierung 

Das ALAC-Projekt versucht der Eigenart und Eigendynamik von heterarchi-
schen Netzwerkorganisationen Rechnung zu tragen. Entsprechend erfolgt der 
Organisationswandel nicht planungsbürokratisch formal-rational im Hinblick 
auf Angebotsverbesserungen, sondern durch Ausrichtung auf die gemeinsam zu 
definierende klienten- oder kundenorientierte Nachfrage. Die Implementierung 
des „Managementtools“ ALAC wird durchaus als Zeichen für einen grund-
legenden Wandel bei Transparency International wahrgenommen, der aber nicht 
dem Weberschen Modell der Institutionalisierung und Bürokratisierung einer 
charismatischen Bewegung folge, sondern einem Qualitätsmanagement ver-
pflichtet sei. Formalrationale Verfahren der Bürokratisierung setzen auf ange-
botsorientierte Kompetenzzuweisungen, die mit Positionen in einer Ämterhie-
rarchie verbunden sind und an alle Klienten gleichermaßen verteilt werden (sine 
ira et studio). Qualitätsmanagement zielt dagegen auf die Vermarktung eines öf-
fentlichen Guts, ist auf Nachfrage- und Kundenorientierung ausgerichtet. Ge-
mäß der Lehre des New Public Managements werden öffentliche Angelegenhei-
ten, wird Politik in eine ökonomische Semantik, Macht (Befehl und Gehorsam) 
in Kategorien des Marktes (Angebot und Nachfrage) übersetzt. Neben das von 
Ökonomen geprägte visionäre Leitbild einer Moralinstitution (Definition eines 
„new common good“) tritt eine hauptsächlich von Politologen praktizierte Stra-
tegie der Organisationsentwicklung und Professionalisierung („best practice“). 
Während sich hinter der Marktmetaphorik der alten Elite die materiale Rationa-
lität moralunternehmerischen Handelns versteckt, agiert die neue Elite als Agent 
einer formalen Verfahrensrationalität. Denn ihr Schlüsselwort „Projekte“ meint 
nicht mehr die autonome unternehmerische Tat, sondern die Entwicklung und 
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Umsetzung einer neuen Form der Organisation oder der Herrschaft im Gewande 
der sogenannten Professionalisierung8 mit den Mitteln des Wissens- und Quali-
tätsmanagements sowie der (Selbst-) Evaluation auf der Grundlage von gemein-
sam getroffenen Zielvereinbarungen. Professionelle, das sind hier zunächst die 
Organisationsentwickler vom TI-Sekretariat, sind sozialwissenschaftlich ge-
schulte Kommunikationsexperten und damit die prädestinieren Träger der Ver-
wissenschaftlichung zivilgesellschaftlichen Engagements und der Etablierung 
einer Wissensgesellschaft. Hauptaufgabe dieser Professionellen ist es, „to bring 
the human factor under control“. Sie sind die „engineers of these new (…) ven-
tures into corporate identity and culture“ (Kellner/Heuberger 1992: 50). 

Mit dem Organisationswandel und Elitenwechsel verbunden sind eine „Ziel-
verschiebung“ der Organisation und eine „Diversifikation“ der Produkte und 
„Zielgruppen“. Adressat ist nicht mehr allein die Zivilgesellschaft. Über die „in-
terne Beratung“ der National Chapters wird die Organisation „fit“ gemacht für die 
professionelle „externe“ Beratung der Politik auf nationalem und internationalem 
Niveau, dem „Kerngeschäft“ von Transparency-International-Sekretariat. 

Fassen wir zusammen: In der ersten Phase kreist das Denken der Gründer-
generation von Transparency International um das Legitimationsproblem zivil-
gesellschaftlichen Handels und dessen Verhältnis zur Politik. Im Mittelpunkt 
stehen Fragen nach der Produktion eines neuen „common good“ durch Moral-
unternehmer als spezifischer Leistung partizipativer Demokratie. Der Reflexion 
auf die materiale Rationalität zivilgesellschaftlichen Handels und der Legitimi-
tät von Nichtregierungsorganisationen in der ersten Gründungsphase folgt in der 
zweiten Phase die Entwicklung formaler, verfahrensrationaler Management-
instrumente zur Steuerung einer expandierenden Organisation.  

Der Zusammenhang zwischen dem Legitimationsproblem, das in der 
Gründungsphase virulent war, und der Organisationsentwicklung, wie es sich 
aktuell in der Expansionsphase stellt, einerseits und zwischen den Selbst-
beschreibungssemantiken der alten ökonomischen und neuen politik- und ver-
waltungswissenschaftlichen Eliten andererseits stellt sich über das Theorem der 
Nachfrageorientierung her. Das Denken der alten ökonomischen Gründungs-
väter und der neuen Politik- und Verwaltungswissenschaftler in den Stäben des 
Mittelbaus trifft sich in Ideen, wie sie u.a. in der Lehre vom New Public Mana-
gement formuliert sind, und – zunächst sprachlich – in einer Ökonomisierung 
des Politischen. 

                                                 
8 Es handelt sich um eine Professionalisierung, die mit dem ursprünglichen Verständnis der 

monopolistischen Verwaltung eines gesellschaftlichen Funktionsbereichs nicht mehr viel zu 
tun hat (vgl. Tänzler 1998). 
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8 Bürgergesellschaft und Staat. Eine Schlussbetrachtung 

Nichtregierungsorganisationen operieren auf der Grundlage eines persönlichen En-
gagements für das Allgemeinwohl. Solche partizipative Legitimation gründet in der 
moralischen Integrität der Akteure. Als Erfinder oder Advokaten eines „public good“ 
können zivilgesellschaftliche Akteure (und Organisationen) nur als Mittler zwischen 
Bürger und Staat fungieren. Sie können Ansprüche formulieren und entsprechende 
Dienstleistungen entwickeln, aber diese nicht legitimieren und institutionalisieren. 
Dazu müssen sie sich den Verfahren einer demokratischen Politik unterwerfen. 

Zu Zeiten der liberalen bürgerlichen Gesellschaft des 19. Jahrhunderts waren 
Politiker ehrenamtliche Repräsentanten der Zivilgesellschaft, sogenannte Honora-
tioren. Der moderne Berufspolitiker im „organisierten Verbändestaat“ mag, wie 
im Falle der Grünen, aus der „außerparlamentarischen“ Zivilgesellschaft kommen. 
Als Abgeordneter unterliegt er den Regeln des politischen Kampfes in der Partei 
und im Parlament, die ihn von der Kultur der Uneigennützigkeit der Zivilgesell-
schaft entfremden, Gesinnungsethik durch Verantwortungsethik verdrängen. 

In Folge der funktionalen Ausdifferenzierung der Politik und ihrer Ver-
beruflichung kommt es zu einer neuen Arbeitsteilung zwischen Zivilgesellschaft 
und Politik. Unter diesen Bedingungen ist die Zivilgesellschaft gefordert, ständig 
neue öffentliche Güter sowie entsprechende Aktions- und Organisationsformen 
hervorzubringen. Die Pluralisierung der Lebensführungsstile und die Demokrati-
sierung der Gesellschaft löst das traditionelle Konzept der „Leitkultur“, wie es für 
Zeiten hegemonialer Honoratiorenschaften typisch ist, auf. Der „Polytheismus der 
Werte“ moderner Gesellschaften, so Max Weber, also die Freiheit in weltbürger-
licher Absicht im Sinne Immanuel Kants, verlangt eine auf universalistischen 
Prinzipien gegründete politische Kultur im Rahmen des Nationalstaates. Die  
Zivilgesellschaft formuliert Überzeugungen und Ansprüche und sorgt dafür, dass 
sie als Thema auf die politische Agenda gesetzt werden. Diesen aus dem individu-
ellen Dämon geborenen „öffentlichen Gütern“ verleiht die Politik mit ihren demo-
kratischen Verfahren allererst „Legitimität“, d.h. allgemeine Wertschätzung und – 
letztlich rechtliche – Verbindlichkeit. Mag auch der Konflikt zwischen Effektivität 
(Ökonomie) und Ansprüchen (Politik) im Zuge von Transformation und Globali-
sierung sich so weit zugespitzt haben, dass in den Augen von Ralf Dahrendorf 
(1994) die politische Klasse außer Kraft gesetzt ist, die nötigen Reformen zu be-
werkstelligen und somit die Zivilgesellschaft – als letzte Hoffnung – aufgerufen 
ist, einzuspringen, dann aber doch – um fundamentalistische oder totalitäre Ten-
denzen zu verhindern – nur in dem Sinne einer Stärkung der partizipativen Demo-
kratie im Rahmen, nicht in Opposition zur repräsentativen Demokratie. 
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first became a topic of concern in the mid-1990s, when Finnish governing ex-
perienced a critical juncture due to the economic crisis, to Finnish accession to 
the EU, and entrance to global economy. Though Nordic openness is discussed 
as a Finnish tradition of governing, there is at present an apparent conceptual re-
framing of institutional practices. Moreover, I will show how ‘openness’ and 
‘transparency’ displace ‘publicity’ as a political concept. This shift in rhetoric 
indicates a shift in the belief system of the governments. Access to government 
information is no longer merely an issue of democracy and political accountabil-
ity, but is becoming a policy concern for (economic) performance instead. 

2 Institutional Openness in Historical Perspective 

The organisational evolution of the modern state and sovereign rule was possi-
ble through the state’s ability to collect and analyse information (Sheehan 2006: 
9). Looking at the history of institutional openness, one may conclude that the 
tensions between markets, (state) institutions and citizen rights, as well as the 
social conflicts in these relations, have been at the heart of the developments of 
the ‘public sphere’ and the normative boundaries of the ‘public’ (compare Stråth 
forthcoming; Habermas 1989; Arendt 1958; Toqueville 1991; Emirbayer/Sheller 
1999). Technological developments are also noteworthy as driving forces of 
change. The development of printing in the 18th century eroded the secrecy of 
absolutist rule (Habermas 1989; Konstari 1977; Gestrich 1994). It also contrib-
uted to another cross-historical process, namely to the building of international, 
pan-European and wider, networks of communication (Stråth forthcoming; 
Würgler 2002).1 Starting in the mid-20th century, the general politicisation of 
government, the computerisation of public administration and transnational 
communication have driven countries to adopt the institutional practice of open-
ness, though to varying extents (Bennett 1997).  

                                                 
1 As a result of increasing trade relations and participation in state activities, a new political 

awareness is said to have arisen in 18th century Europe. Political opinions and even secret in-
formation based on official documents spread in Europe due to new information networks 
(Würgler 2002: 126-127). The enhanced means of transportation also allowed the ideas to dif-
fuse, as the academic elite travelled through Europe (see Manninen 1996, 2000). This allowed 
the ideas of Enlightenment to spread, which influenced theoretical thinking on the state and 
debates on politics even at the peripheries.  
Bo Stråth has called communicative and discursive networks of expertise, a “soft European 
public sphere” that has existed since the 18th century and in some cases even in 16th and 17th 
century Europe (Stråth forthcoming). In their early form, these circles of academics, royals 
and tradesmen allowed the communication of Enlightenment ideas in a pan-European context. 
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The public sphere has been a key element in studies on nation-building, one 
which explained contextual differences of collective identities, nationhood and na-
tionalism (Eisenstadt/Schluchter 2001; Eder 2006). In the world of convergence 
through large-scale processes such as ‘modernisation’ and ‘globalisation’, there are 
still differing national trajectories in political and economic institutions, citizen 
liberties and rights, as well as narrative boundaries of nations, “us and them”. The 
‘public sphere’ can be understood as a structure or as a discursive space (Eder 2006; 
Marx Ferree et al. 2002).2 The latter position marks an opening for a genealogical 
conceptual analysis of the ‘public’, which is adopted also in this article. It makes 
concepts such as ‘publicity’, ‘openness’ and ‘transparency’ instrumental in defining 
the institutional boundaries of the public sphere (cf. Somers 1995; Somers 2005).3  

The European institutional history of administrative openness outlines 
variations in time and in political argument for adopting the legislation 
concerning publicity of government information up to the late 20th century.4 
Ideationally, the institutional practice of making government documents public 
date as far back as 18th century Sweden. Though the publicity of state affairs 
was topical in several locations in 18th century Europe, they first gained institu-
tional status in Sweden in 1766 (Konstari 1977; compare Knudsen 2003; 
Gestrich 1994; Würgler 2002; van Dülmen 1986; Martens 1971; van Eijnatten 
2004).5 There has been a distinctive historical trajectory in the Nordic countries, 
where access to government documents makes a key constitutional principle of 

                                                 
2 The public sphere as a social category has been regarded as a site for constructing and main-

taining these differences (compare Habermas 1989; Arendt 2002; Anderson 1999). 
Contemporary accounts of the public sphere often treat it either as an idealised, normative 
structure promoting or hindering democratisation, or as a discursive space where power is 
used (Marx Ferree et al. 2002). The institutionalisation of the public sphere thus affects the na-
tional understanding of public and private as well as the understanding of political account-
ability (Eisenstadt/Schluchter 2001: 10-12, 15-16). 

3 The public sphere is itself often seen as a social structure subject to an institutionalisation 
process, where developmental, structural, institutional and cultural factors meet (Eisen-
stadt/Schluchter 2001: 17-18). On the other hand, the ‘public sphere’ also plays a key role in 
the development of political institutions, for instance in the institutionalisation of citizen rights 
(Somers 1993). 

4 There are common lineages of modernisation and nation-building in Europe that are relevant 
to country comparisons regarding the access to government information (compare Eisen-
stadt/Schluchter 2001; Eder 2006). 

5 The accounts of failed attempts at breaking the absolutist secrecy form loose narratives on 
how the Enlightenment ideas of free speech and freedom of printing combatted the “mystery 
of the state” and censorship in 18th century Europe in vain. The Enlightenment, as critics of 
Habermas have stressed, was not a uniform force or change agent that was at play all over 
Europe (Skinner 1999). Instead, it showed many contextual variations and transformations. 
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ment and parliament in steering the Finnish state, which was to be sought by the 
“open and direct actions of government”.26 The second remark on openness is 
made in the government platform of Sunila (1927), which states that the govern-
ment engages into its work trusting that it gets support from the parliament with 
which it “pursues open and trusting co-operation”.27 The “principle of publicity” 
first appears in the platform of the second government of Ahti Karjalainen in 
1970, as the government proposes to investigate “the fulfilment of the principle of 
publicity of all incomes and liability to report them for taxation”.28  

All in all, there are hardly any references to ‘openness’ and to the ‘publicity’ 
of governing or ‘principle of publicity’ before 1990s. ‘Public’ is used in refer-
ence to public institutions, public companies or public funding, as a synonym of 
state bureaucracy and activities (compare Pekonen 2003: 141). The notion of 
‘openness’ starts to appear in the government platforms in the 1990s. There is an 
apparent confusion between the concepts of ‘public’ and ‘open’, as the former, in 
the beginning of the 1990s, refers to the public sector and the government and the 
latter is understood in economic terms, as an ‘open’, unregulated, sector. 

The government platform of Prime Minister Harri Holkeri (published in 
April 1987) acknowledges structural changes imposed by the internationalising 
economy and the international division of labour as change factors likely to in-
fluence the Finnish way of life. The government declares the “modern” and 
“equal” Welfare State as its objective, which should be achieved from “Finland’s 
national premises”. There are no references to ‘openness’ with regard to respon-
sible rule, but a reference to openness is made in relation to “open labour mar-
kets”.29 The platform of Holkeri refers to the reforming of the labour market 
which it also sees as bringing about denouncements. The government claims to 
pursue this process in co-operation between government and labour market or-
ganisations as well as local authorities. Also workplace democracy appears as a 
legitimising concept. This also implies the economic value of exchange of infor-
mation and deliberation between different actors (cf. Kettunen 1999; Hall/ 
Soskice 2001: 11-12). 

                                                 
26 Government platform of Kaarlo Castrén, published in 1919/4/22. 
27 Sunila 1927/12/17. 
28 Ahti Karjalainen II, 1970/7/15. 
29 Harri Holkeri, 1987/4/30: “The development of international division of labour, structural 

change of the international economy and internationalisation are shaping our way of life. 
Strengthening the basis of our national culture and identity, and our economy require ability to 
meet the challenges of structural change and seize the opportunities that it brings. [...] The 
central starting point of the activities of the government is the goal of modern and equal wel-
fare state from our own national premises.” 
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ernment’s responsibility for social development seems to diminish. Whereas the 
jargon of “planning” covered all walks of social life before, the “market” now 
replaces it as a means for attaining desired goals. 

The perceivable actions of the state are reduced to counteracting possible 
negative outcomes of market economy. In effect ‘national competitiveness’ ap-
pears in a somewhat different manner than before. It is used as an argument for 
reorganising Finnish economy amid the economic recession of the early 1990s 
or as a point of reference for single issues of reform, such as taxation and envi-
ronmental policy, which can be altered only as long as this does not threaten 
competitiveness. Competitiveness becomes an overriding value throughout the 
government platforms. While national competitiveness was a by-product or 
means of welfare politics based on equality before, it is now increasingly be-
coming a goal in itself (Kettunen 1999: 135). 

The above development is also reflected in the understanding of ‘society’ 
and ‘state’ which is also shifting. While the traditional, holistic understanding of 
the term ‘society’ has been under attack recently, there is also a perceivable shift 
from a ‘society’ to a “competitiveness-gemeinschaft”: A former understanding 
of ‘society’ which amalgamated civil society with state institutions is replaced 
by the new nationalistic notion of national competitiveness (Kettunen 2003: 
207). This is also apparent in the government platforms (cf. Kantola 2006). 
While the socio-political steering (yhteiskuntapolitiikka) of the 1970s and early 
1980s presents planning as its key mechanism, the new competitive state aban-
dons these ideas altogether and regards markets and market type mechanisms as 
its logic for organisation. Also the spatial dimensions of statehood are being re-
evaluated, as the nation-states are no longer seen as polities but rather as sites of 
mobile economic activities (Moisio 2007). 

The platform of Paavo Lipponen (published in April 1995) is the first one 
to carry a heading: “The government of employment and joint responsibility”. 
At the time, the platform of the first Lipponen government was described as a 
“love letter” to the market, while the citizen was seen as having received a cold 
message of necessary adjustments (Pekonen 1995). The government promises to 
strengthen co-operation and trust throughout the society, and with labour market 
organisations and interest groups in particular.32 Skilled people, functioning la-
bour markets as well as labour market agreements are mentioned as keys to suc-

                                                 
32 Lipponen, 1995/4/13: “Parliamentary government and citizen’s constitutional rights will be 

strengthened. […] The government will act for strengthening co-operation and trust in the 
whole society, particularly with labour market organisations and interest groups.” 
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increased and their ability to meet the instability caused by the free movement of 
capital and the challenges of globalisation has to be strengthened. 

The discourse of constitutional rights still remains on the agenda referring 
also to the ‘openness’ of electoral funding. ‘Openness’ and access to information 
are also addressed in the section on Information Society. Here, access to informa-
tion is again coupled with the notion of ‘rights’. Information technology is seen 
as enhancing the public sector processes and the openness of decision-making.35 
eGovernment is also used as a reference to efficiency and service delivery. 

Transparency appears for the first time in the vocabulary as the ‘transpar-
ency’ of pricing and financing in domestic politics. Also the vocabulary then 
shifts, as openness starts to acquire democratic connotations, i.e. openness of 
governing, and the economic aspects are captured under a new term, ‘transpar-
ency’. The context for the latter concept to appear is mostly economic and mar-
ket-oriented. This also introduces a new account holder, to whom the govern-
ment is responsible: the market. 

Four years later, Anneli Jääteenmäki’s government captions its platform 
“To a new rise with work, entrepreneurship and joint responsibility”. Increasing 
the openness of EU institutions remains on the agenda of Prime Minister Jäät-
teenmäki’s platform (April 2003), now coupled with the notion of ‘good gov-
ernance’.36 Openness also remains, as a reference to market economy and ‘open 
markets’, of which Finland is to benefit. This is expected to be realised, provid-
ing that Finland remains competitive and provides a good location for compa-
nies, both in terms of infrastructure and taxation.37 ‘Openness’ is also referred to 
in the context of managing public-owned companies and ensuring market trust 
in the state’s shareholder policies – the government thus expresses its responsi-
bility towards the market.38 ‘Openness’ in the use of the law is mentioned with 
regard to renewing the legislation on the publicity of legal proceedings. ‘Trans-
                                                 
35 “In different sectors of policy, the society’s access to information, development of know-how, 

chances for entrepreneurship and competition, regional balance, realisation of basic rights, so-
cial equality, trust, and security will be secured. […] The public sector processes,  
e-government and the openness of decision-making must be developed using the possibilities 
of the information and communication technologies”, Paavo Lipponen, 1999/4/15. 

36 “The institutions of European Union have to be developed towards simplification and open-
ness according to the principles of good governance”, Anneli Jäätteenmäki, 2003/4/17. 

37 “It is necessary that Finland is able to effectively utilize the opportunities opening in the open 
markets. This requires the maintaining of the good price competitiveness […] Both in terms of 
infrastructure and taxation Finland has to be a competitive location for companies and their 
key activities”, Anneli Jäätteenmäki, 2003/4/17. 

38 “At the same time, it will be assured that the [state’s] shareholders policy is on an open and 
trust-invoking basis separated from regulatory tasks and that that state’s abilities in its share-
holder policy is trusted in the market”, Anneli Jäätteenmäki, 2003/4/17. 
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Figure 1: The conceptual shifts in Finnish government platforms 

It is remarkable that despite the long institutional history of the ‘principle of 
publicity’, access to government information  becomes an issue of concern only 
in the 1990s. Moreover, there is a conceptual shift to be observed over time (see 
Figure 1). The government discourse shifts from the semantic field of democ-
racy towards the market. The first step is the emergence of the political concept 
of openness, which has both democratic and economic connotations – unlike 
publicity, which belongs solely to the sphere of democracy. Towards the pre-
sent, the economic connotations are then subsumed under the notion of trans-
parency, also a newcomer to the Finnish debate. Yet, the government discourse 
tends to summarise all of the above concepts under a notion of tradition, Nordic 
openness. This dynamic resembles the conceptual change identified by 
Reinhardt Koselleck: In a time of political turmoil, there is an attempt to apply 
concepts from the past in order to conceptualise the expectations for the future. 

According to Koselleck, new political concepts tend to arise when the gap 
between experiences (Erfahrungsraum) and expectations (Erwartungshorizont) 
becomes too wide. As the previous democratic semantics of the concept of ‘pub-
lic’ are complemented with new market-liberal connotations, discourse turns to 
‘openness’. Following that, the use of the concept ‘transparency’ further propels 
the shift towards an economic understanding of the access to government infor-
mation. The two debates around openness and transparency – the exceptional 
Finnish openness in the EU context (Nordic openness) and the economic poten-
tial of transparency – meet in their nationalistic discourse. The Finnish concern 
over the secretive EU in the mid-1990s opened a narrative of openness as a 
Nordic tradition within Finnish governing, separating ‘us’ from ‘them’. The na-
tional competitiveness, to which openness or transparency are increasingly seen 
as remedies, is also debated under the same logic of inclusion and exclusion: 
“our” competitive edge over “the others”. 

The coupling of efficiency and performance with openness is a somewhat 
novel and perhaps not so readily apparent idea. This conceptual change in the 
government vocabulary points to a “political innovation” due to a paradigm 
change in economics, where the market architecture and ideas of efficiency are 
increasingly based on transparency. The fact that openness and transparency are 
seen as having positive causal effects on the economy also shows that the above 
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beliefs are making their way into the Finnish thinking of government. This po-
litical innovation also marks a shift in the responsibilities assumed by the gov-
ernment. Now aware of a new external audience, the government assumes re-
sponsibilities towards market actors. ‘Openness’ is also seen as a mechanism for 
political inclusion, but nevertheless it marks constraints and a new focussing on 
the responsibilities of the government, while the citizens, interest groups and 
market actors are seen as having more responsibilities. 

6 Conclusions 

Nordic countries have had a distinctive institutional trajectory of institutional 
openness, which has been a key principle of governing in these countries – the 
principle of publicity. The contemporary international interest in the topic of 
transparency has politicised this institutional trajectory also in the Nordic con-
text. In Finland, this awareness of an institutional history has marked an opening 
for the re-description of the institution: But democracy, openness and transpar-
ency are now also valued for their economic potential. Even if the concept of 
openness emerges in a discourse on “traditions” – Nordic openness – it is never-
theless a novelty in the Finnish government rhetoric. Moreover, this discourse 
makes the topic “governable”, allowing for semantic re-descriptions of the de-
mocratic principle. 

The shift from ‘publicity’ to ‘openness’ allows economic connotations to 
enter the thinking of government accountability. The second shift from openness 
to ‘transparency’, then, expresses the new ideas of enhanced (economic) per-
formance through public scrutiny. While this might seem as a mild reframing of 
the previous institutional practices, it in fact removes them from their democ-
ratic root and shifts them partially to the domain of economics. Consequently, 
the openness of government activities has become part of national competitive-
ness. Though this might seem a trivial shift, there is a perceivable reassessment 
in the responsibilities of the government. The previously democratic institution 
has become a mechanism for accountability through performance. Though 
openness and transparency would intuitively seem to imply greater government 
responsibility towards the citizens, their emergence coincides with growing de-
mands on citizens, who now are increasingly held responsible for their own 
well-being and Finland’s competitiveness in the open economy. 
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Transparenz zur Korruptionsbekämpfung durch E-Government 

Andreas Schmidt 

1 Einleitung 

Heutzutage werden unsere Alltagserfahrungen und unser alltägliches Leben von In-
formations- und Kommunikationstechnologien (IuK-Technologien) geprägt. Sei es 
der selbstverständliche Umgang mit E-Mails oder die tägliche Arbeit im Unterneh-
men, unsere Gesellschaft hat sich schon längst zu einer Informationsgesellschaft 
gewandelt.1 Informationen werden nicht länger in dicken Enzyklopädien nachge-
schlagen, sondern im Internet bei Wikipedia2 recherchiert. Andere Suchabfragen 
werden „gegoogelt“ oder über wissenschaftliche Dokumentationsdienste erledigt. 

Gerade die umfassenden Trefferlisten der einschlägigen Suchmaschinen er-
schaffen die Vorstellung von einer Welt und Gesellschaft, in der nahezu jede er-
denkliche Information über das Internet gefunden und abgerufen werden kann. So 
erfasst beispielsweise eine Suche nach dem Begriff „Transparenz“ über die Such-
maschine Google weit über vier Millionen Treffer in nur 0,2 Sekunden. Trotz dieser 
unüberschaubaren Menge an Informationen sind wir von einer transparenten Welt, 
einer transparenten Gesellschaft und einem transparenten Staat noch weit entfernt. 

Transparenz stellt für Gesellschaften und Staaten ein hehres und anstrebens-
wertes Ziel dar. Aus politikwissenschaftlicher Sicht ist der Grad der Transparenz 
politischer Prozesse ein Merkmal für Demokratie. „Ohne Transparenz kann keine 
ausreichende Information für die Bürger und folglich keine angemessene Bewer-
tung der Politik durch diese (und somit kein adäquates Wahlverhalten) erfolgen“ 
(Lauth 2008: 43). Beispielhaft für einen transparenten Umgang mit Informationen 
ist das Königreich Schweden, das seit 1766 in seiner Verfassung ein Öffentlich-
keitsprinzip verankert hat. Dieses ermöglicht den Bürgern Zugang und Einsicht in 
sämtliche Verwaltungsdokumente (vgl. Bührig/Budde 2007: 60 f.). Geheimhal-
tung ist hier nicht die Norm, sondern ein Ausnahmezustand. 

                                                 
1 Für eine Übersicht zu Konzepten der Informationsgesellschaft siehe Steinbicker (2001). 
2 Wikipedia ist laut Selbstbeschreibung eine „im Januar 2001 gegründete freie Online-

Enzyklopädie in zahlreichen Sprachen.“ Das besondere an diesem Nachschlagewerk ist, dass 
jeder Nutzer jeden Artikel verändern kann (vgl. http://de.wikipedia.org/wiki/Wikipedia). 
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Nachvollziehbarkeit von Verwaltungshandlungen ist also ein Kernpfeiler im 
Kampf gegen korruptives Handeln. 

Nach einer Begriffsbestimmung von Transparenz wird im Folgenden  
anhand von Maßnahmen aus der Korruptionsbekämpfung und -prävention dar-
gestellt werden, wie durch E-Government, d.h. den Einsatz von IuK-Technolo-
gien in Regierung und Verwaltung, Transparenz erhöht und somit korruptives 
Handeln erschwert werden kann. 

2 Transparenz – eine Begriffsbestimmung 

Der Begriff der Transparenz stammt aus dem Lateinischen und setzt sich zu-
sammen aus trans (lat. ‚darüber, hinüber, jenseits, durch‘) und parere (lat. 
‚scheinen‘). Ursprünglich in der Physik für die Beschreibung optischer Eigen-
schaften gebraucht, hat der Begriff der Transparenz Einzug in den Alltags-
gebrauch gehalten. So bezeichnet Transparenz nicht nur ‚Durchscheinen, 
Durchsichtigkeit und Lichtdurchlässigkeit‘, sondern auch ‚Deutlichkeit und 
Verstehbarkeit‘ (vgl. Duden 2007: 1051).  

Transparenz stellt nicht nur einen Zustand dar, sondern ist auch Ausdruck 
und Resultat „eines intellektuellen Bedürfnisses, nämlich unseres angeborenen 
Verlangens nach dem, was leicht erkennbar, offensichtlich und frei von jeder 
Verstellung sein sollte“ (Rowe/Slutzky 1997: 22). Demnach stellt Transparenz 
beziehungsweise die Suche nach Transparenz ein Grundbedürfnis des mensch-
lichen Daseins dar. Auch die Anthropologie sieht die Erreichung von Transpa-
renz als Notwendigkeit in der menschlichen Grundsituation. Diese Grundsitua-
tion ist charakterisiert durch den Zwang, sich mit einer hochkomplexen Umwelt 
aktiv auseinanderzusetzen und somit die Welt zu erfahren (Gehlen 1962: 39 f.).  

„Will er [der Mensch, Anm. d. Autors] überleben, so ist er gezwungen, innerhalb seiner 
Umwelt Sachverhalte und Zusammenhänge zu erkennen und Wirkungsweisen zu durch-
schauen; mit anderen Worten: er muss seine Umwelt als transparent erleben. Seine 
Chancen zu überleben steigen tendenziell mit dem Grad der Durchschaubarkeit seiner 
Umwelt an“ (Karg 1990: 15). 

In Hinblick auf die Bekämpfung korruptiven Handelns erscheint es zu kurz ge-
griffen, Transparenz im Sinne von objektiver Durchschaubarkeit zu verstehen. 
Objektive Durchschaubarkeit impliziert in diesem Zusammenhang, dass eine 
Verwaltung und ihr Handeln vollkommen durchschaubar sein können. Es muss 
aber davon ausgegangen werden, dass „die dort vorzufindenden Vorgänge, 
Sachverhalte und deren Interdependenzen äußerst komplex und umfangreich 
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Willensbildungsprozess spielt die so genannte Herrschaftstransparenz eine gewich-
tige Rolle.7 Durch Herrschaftstransparenz wird die „einseitige unbeantwortbare In-
formation“ (Luhmann 1970: 8) durch Möglichkeiten der Informationsbeantwortung 
ersetzt und dient somit als Präventionsmaßnahme gegenüber Manipulationen.  

Auch die Enquete-Kommission des Bundestages unterstützt die theoreti-
schen Überlegungen zu Transparenz als wichtige Präventionsmaßnahme gegen 
korruptives Handeln. Neben einer Verschärfung der Maßnahmen zur Strafver-
folgung bei Korruption hält sie „die Demokratisierung und mehr Transparenz 
für wesentliche Mittel, um der Korruption und Bestechung die Grundlage zu 
entziehen. In Ländern, wie zum Beispiel Schweden, die hohe Transparenz und 
Informationsrechte gewährleisten, ist der Korruption sehr viel weitergehender 
die Grundlage entzogen als bei uns“ (Deutscher Bundestag 2002: 556). 

Die Schaffung einer erhöhten Transparenz muss also als ein vorrangiges 
Ziel in der Bekämpfung von korruptiven Handlungen verfolgt werden. Denn 
„Korruption gedeiht nur dort, wo Entscheidungen über Transaktionen nicht öf-
fentlich sind, wo sie deshalb weder kontrolliert werden können, noch gerechtfer-
tigt werden müssen“ (Matzner 1981: 334). Dies kann, wie im Verlauf dieses 
Beitrages gezeigt werden wird, auch durch Instrumente und Methoden des  
E-Government geschehen. 

3 E-Government 

Während in unserem alltäglichen Leben die neuen IuK-Technologien eine große 
Bedeutung haben, ist dieser Wandel in den deutschen Verwaltungen noch nicht 
abgeschlossen. Zwar existieren Ansätze zum Einsatz von E-Government, aber 
diese sind bei Weitem noch nicht ausgereizt.  

Gemäß der Speyerer Definition wird hier unter E-Government „die Abwick-
lung geschäftlicher Prozesse im Zusammenhang mit Regieren und Verwalten (Go-
vernment) mit Hilfe von Informations- und Kommunikationstechniken über elekt-

                                                 
7 Neben der Herrschaftstransparenz identifiziert Kißler drei weitere Arten von Transparenz in 

der politischen Kommunikation. Durch die Problemtransparenz werden Bürger über Gesetze, 
Programme und Verfahren der politischen Einrichtungen informiert und erlangen so einen 
Überblick über mögliche Folgen von politischer Entscheidung. In Form von Planungstranspa-
renz gewinnt der Bürger eine Einsicht in den politischen Entscheidungsprozess und wird da-
durch in die Lage versetzt, bei der Zukunftsplanung zu partizipieren. Transparenz in Form von 
Geschichtstransparenz bedient das Interesse der Bürger, einen Einblick in die durch Entschei-
dungen getragene Verantwortung in abgeschlossenen politischen Prozessen zu erhalten (vgl. 
zu den Transparenzformen Kißler 2007: 95). 





Transparenz zur Korruptionsbekämpfung durch E-Government 379 

Transparenz in Staat und Verwaltung kann durch E-Government ebenfalls 
nachhaltig erhöht werden. Dies soll am Beispiel des Informationsfreiheitsrechts 
und der elektronischen Akte exemplarisch aufgezeigt werden.  

3.1 Das Informationsfreiheitsgesetz 

Gerade der Aspekt der E-Information stellt in Hinblick auf die Schaffung eines 
hohen Niveaus an subjektiver Transparenzerfahrung durch die Bürger einen 
wichtigen Pfeiler dar. Durch das Informationsfreiheitsgesetz (IFG) des Bundes, 
das am 1. Januar 2006 in Kraft trat, wurde ein großer Schritt hinsichtlich einer 
transparenteren öffentlichen Verwaltung unternommen.  

Das IFG schafft einen Anspruch auf Zugang zu amtlichen Informationen 
bei Behörden des Bundes, der an keine Voraussetzungen gebunden ist. Damit 
bricht das Gesetz mit der tradierten Regelung, nach der ein berechtigtes Interes-
se bei Akteneinsicht – rechtlich oder tatsächlich – nachgewiesen werden musste. 
Das IFG ist nicht auf einzelne Bundesbehörden beschränkt, sondern gilt grund-
sätzlich einmal für alle Bundesbehörden. Das IFG wird nicht zu den Bürger-
rechten gezählt, sondern gilt als Jedermannrecht. Das bedeutet, dass wirklich je-
der Bürger anspruchsberechtigt ist. Der Informationszugang muss nach Eingang 
des Antrags möglichst unverzüglich gewährleistet werden. Das Gesetz sieht hier 
eine Monatsfrist vor, deren Überschreitung von der Behörde zu begründen ist. 
Geschwächt wird das Recht eines Jeden auf Information und Akteneinsicht 
durch die Ausnahmeregelungen der §§ 3-6 IFG. So können dem Informations-
zugang neben überwiegenden öffentlichen Belangen (beispielsweise Auskünfte, 
die den Nachrichtendienst oder die nationale Verteidigung betreffen) noch wei-
tere Gründe entgegenstehen. So verhindert nach § 4 IFG der behördliche Ent-
scheidungsprozess, insbesondere ein laufendes Verwaltungsverfahren den In-
formationszugang, soweit dadurch eine Maßnahme vereitelt würde. Des 
weiteren steht dem Recht auf Information der Schutz personenbezogener Daten 
Dritter entgegen. Auch in Zukunft wird es in Deutschland zunächst einmal keine 
skandinavischen Verhältnisse geben, in denen die Steuererklärungen der Nach-
barn eingesehen werden können. Als letztes steht dem Informationszugang eine 
Verletzung von Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen und geistigem Eigentum 
entgegen (§ 6 IFG). Sollte dies durch eine beantragte Auskunft der Fall sein, so 
wird dem Antragssteller diese Information verwehrt.  

Informationsfreiheitsgesetze haben sich auch in den meisten Bundeslän-
dern durchgesetzt. In elf Bundesländern wurden eigene Informationsfreiheitsge-
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An die elektronische Akte werden dabei dieselben Kriterien angelegt wie 
an ihren Vorgänger im Papierformat (zu den Kriterien vgl. Ruby 2007: 26): 
 

„– Vollständigkeit 
– Verfügbarkeit 
– Integrität 
– Vertraulichkeit 
– Authentizität 
– Zusammenfassung aufgabenbezogener und zusammengehöriger Schriftstücke 
– Transparenz und Nachvollziehbarkeit 
– Nachweisfunktion 
– Rechtmäßigkeit des Verwaltungshandelns 
– Redundanzfreie Datenverwaltung 
– Zeitliche Bestimmtheit (Aktualität)“. 

 
Zwar verfolgen einzelne glühende Befürworter einer digitalen Verwaltung auch 
weiterhin dogmatisch eine papierlose Verwaltung. Dies ist aber nicht das erklär-
te Ziel des E-Government (vgl. Yildirim 2004: 44). Vielmehr soll der Übergang 
vom Papier zur elektronischen Akte dazu dienen, Rationalisierungs- und Opti-
mierungsprozesse auszulösen.  

Für die Bearbeitung und den Umgang mit elektronischen Akten kommt der 
elektronischen Signatur eine entscheidende Rolle zu. Sie dient dazu, „die Inte-
grität der Akte, die Identität der Bearbeiter und den Zeitpunkt der Bearbeitung 
festzustellen, um die korrekte Aktenführung rechtssicher überprüfen zu können“ 
(Kunstein 2005: 205). Durch Benutzung von elektronischen Signaturen und 
Zeitstempeln, die bei der Bearbeitung einer Akte elektronisch hinterlegt werden, 
lässt sich auch im Nachhinein exakt nachvollziehen, wer wann was bearbeitet 
hat. Des weiteren ist es ohne Probleme möglich, Dokumente der ursprünglich 
eingestellten Akte im Original zu schützen und so Manipulationen zu verhin-
dern. Hier hat die elektronische Akte gegenüber der Papierform klare Vorteile. 
Durch den technischen Fortschritt in der Archivierungstechnik ist es heutzutage 
auch unproblematisch, größere Archivbestände über einen längeren Zeitraum 
(beispielsweise 30 Jahre) verlustfrei zu sichern. 

Durch ein zuverlässiges und elaboriertes System aus Dokumentenmanage-
ment, Zugangshürden und elektronischen Signaturen lässt sich ein sehr hohes 
Maß an Transparenz in Verwaltungsabläufen schaffen. Es kann jederzeit nach-
vollzogen werden, welcher Verwaltungsmitarbeiter welche Daten in einer Akte 
verändert hat. Somit bleibt die klare Verantwortlichkeit für Vorgänge erhalten. 

Eine verbesserte Information wird dadurch realisiert, dass Hinweise, Regis-
terauskünfte, allgemeine Informationen, Stand der Bearbeitung, Warnungen und 
sonstige Hinweise an Bürger nicht mehr in persönlicher Kommunikation zwi-
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schen Bürger und Verwaltungsmitarbeiter weitergegeben werden müssen. „Sie 
können auch in automatisierter elektronischer Form abgewickelt werden und 
bilden daher Paradebeispiele für rationalisierende Anwendungen in der Verwal-
tung“ (Yildirim 2004: 44). 

Die elektronische Akte bietet daher die Voraussetzungen, um korruptions-
präventive Mechanismen im Verwaltungsalltag einzuführen. 

4 Korruption 

Bevor exemplarisch vier Methoden der Korruptionsbekämpfung und -prävention 
vorgestellt werden, soll das Phänomen der Korruption in aller Kürze dargestellt 
werden. Der Begriff der Korruption kommt von corrumpere (lat. ‚bestechen, ver-
derben, vernichten, pfuschen‘). Korruption wird gemeinhin definiert als  

„Missbrauch eines öffentlichen Amtes, einer Funktion in der Wirtschaft oder eines poli-
tischen Mandats zugunsten eines Anderen, auf dessen Veranlassung oder Eigeninitiati-
ve, zur Erlangung eines Vorteils für sich oder einen Dritten, mit Eintritt oder in Erwar-
tung des Eintritts eines Schadens oder Nachteils für die Allgemeinheit (in amtlicher 
oder politischer Funktion) oder für ein Unternehmen (betreffend Täter als Funktionsträ-
ger in der Wirtschaft)“ (Bundeskriminalamt 2007: 4). 

Interessanterweise kennt das Strafrecht keinen Straftatbestand der Korruption. 
Die fehlende Legaldefinition für Korruption wird dadurch abgemildert, dass es 
im StGB Vorschriften existieren, die als klassische Korruptionsdelikte fungieren: 
 
1. Wählerbestechung (§ 108 b StGB) 
2. Abgeordnetenbestechung (§ 108 e StGB) 
3. Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr (§§ 299 und 

300 StGB) 
4. Vorteilsannahme (§ 331 StGB) 
5. Bestechlichkeit (§ 332 StGB) 
6. Vorteilsgewährung (§333 StGB) 
7. Bestechung (§§ 334 und 335 StGB) 
8. Unterlassen der Diensthandlung (§ 336 StGB) 
 
In Verbindung mit den genannten Straftatbeständen treten häufig unter anderem 
weitere Straftaten auf. Dies sind unter anderem Strafvereitelung im Amt (§ 258 
a StGB), Geldwäsche (§ 261 StGB), Betrug (§ 263 StGB), Subventionsbetrug 
(§ 264 StGB), Untreue (§ 266 StGB), Urkundenfälschung (§ 267 StGB), Wett-
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bewerbsbeschränkende Absprachen bei Ausschreibungen (§ 298 StGB), Rechts-
beugung (§ 339 StGB), Falschbeurkundung im Amt (§ 348 StGB), Verletzung 
des Dienstgeheimnisses (§ 353 b StGB) und Verleiten eines Untergebenen zu 
einer Straftat (§ 357 StGB). Mit diesen Straftatbeständen wird versucht, den 
multiplen Facetten des Phänomens Korruption gerecht zu werden. 

Bei Korruptionsdelikten wird zwischen situativer (spontaner) Korruption 
und struktureller Korruption unterschieden. Situative Korruption liegt beispiels-
weise dann vor, wenn ein Polizist von einem Autofahrer Geld oder eine Gefäl-
ligkeit annimmt und ein Auge zudrückt. Strukturelle Korruption setzt eine be-
wusste Planung des korruptiven Handelns voraus. Grundlage sind meist länger-
fristig angelegte korruptive Beziehungen.  

Wie schon in den Jahren zuvor betrifft der Schwerpunkt der polizeilich be-
kannten Korruption die allgemeine öffentliche Verwaltung.10 Besonders im Fo-
kus der Korruptionsfälle standen behördliche Dienstleistungen, die Vergabe öf-
fentlicher Aufträge und das sonstige Verwaltungshandeln. Obwohl der Anteil an 
aufgedeckten Korruptionsfällen in der öffentlichen Verwaltung überproportional 
hoch ist, ist dies kein zwingender Beweis für eine spezielle Korruptionsanfällig-
keit dieses Bereichs im Vergleich zur Wirtschaft. Im Bereich der Privatwirt-
schaft kann vielmehr von einer hohen Dunkelziffer ausgegangen werden, da vie-
le Korruptionsfälle nur intern verfolgt und intern sanktioniert werden, ohne an 
die Öffentlichkeit zu kommen. Ein solches Vorgehen wäre für die öffentliche 
Verwaltung nicht zulässig.11 

„Der Umstand, dass Korruption selbst ein Delikt ist, das regelmäßig keinen 
direkten Geschädigten erkennen lässt und insofern eine geringe inhärente 
Hemmschwelle zeigt, fördert diese Form von Wirtschaftskriminalität zusätz-
lich“ (Benz et al. 2007: 47). Die durch Korruption entstehenden materiellen 
Schäden lassen sich nur schwer beziffern. Dies liegt u.a. daran, dass durch Kor-
ruption Folgeschäden entstehen können, die nur schwer zu kalkulieren sind.  

Neben den materiellen Schäden verursacht Korruption weit reichende Kon-
sequenzen. „Korruption sowie ihre präventive und repressive Bekämpfung sind 
hochaktuelle Themen in Gesellschaft, Politik, Justiz und Verwaltung. Korrupti-
on ist kein Kavaliersdelikt, sondern stellt vielmehr eine nicht zu unterschätzende 
Gefahr für die Volkswirtschaft, das Vertrauen der Bevölkerung sowie das 
rechtsstaatliche Gefüge einer Demokratie dar“ (Brenneisen/Hahn 2008: 7). 

                                                 
10 Auf Basis von 4.985 Nennungen kommt die allgemeine öffentliche Verwaltung auf 79% gegen-

über der Wirtschaft (15%), den Strafverfolgungs- und Justizbehörden (5%) und der Politik (1%). 
11 Sollte es doch zu einer Anzeige kommen, so findet diese in die Statistik des Bundeskriminal-

amtes keinen Eingang, da diese Anzeigen meist direkt bei der Staatsanwaltschaft erfolgen. 
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Seit Korruption als ernsthaftes und schwerwiegendes Problem in der all-
gemeinen öffentlichen Verwaltung identifiziert und analysiert worden ist, wur-
den Instrumente und Maßnahmen entwickelt, die Korruption vermeiden bezie-
hungsweise verhindern sollen und bei auftretenden Korruptionsfällen 
aufdeckend wirken. Dies fängt an bei der Auswahl der geeigneten Angestellten, 
über das Mehr-Augen-Prinzip bis hin zu Richtlinien und gesetzlichen Vorschrif-
ten für die Vergabe von öffentlichen Aufträgen. Doch trotz all dieser Methoden 
und Instrumente ist es bislang nicht gelungen, effiziente Mittel zur Aufdeckung 
von Korruptionsfällen zu schaffen beziehungsweise effiziente Prävention zu 
leisten. Dies muss nicht nur notwendigerweise an den Präventionsmethoden lie-
gen. Vielmehr fehlt es oft an konsequenter Umsetzung und einfacher Hand-
habung beziehungsweise der Nutzerfreundlichkeit von Präventionsmethoden.  

Deshalb verwundert es nicht, dass immer wieder Fälle auftreten, in denen 
Verwaltungen wie Unternehmen unter der Fahne der Korruptionsprävention ihre 
Mitarbeiter unter Generalverdacht stellen und massenhaft persönliche Daten  
überprüfen. Derzeit wohl prominentestes Beispiel für so einen Fall stellt die 
Deutsche Bahn AG dar. Hier wurden im Namen des Anti-Korruption-Kampfes 
mindestens zwei Massenüberprüfungen persönlicher Daten durchgeführt, bei 
denen ein Großteil der Belegschaft darauf kontrolliert wurde, ob sie mit Liefe-
ranten Geschäfte machen. Dafür wurde eine externe Detektei beauftragt und 
Mitarbeiter wie Ehefrauen dahingehend bespitzelt. Der Geschäftsführer des 
BME (Bundesverband Materialwirtschaft, Einkauf und Logistik) Dr. Holger 
Hildebrandt kommentierte die „Spitzelaffäre“ wie folgt: „Korruptionsprävention 
ist für Unternehmen unerlässlich. Die Verantwortlichen dürfen jedoch nicht  
über das Ziel hinausschießen, wie bei der nahezu flächendeckenden Mitarbei-
terüberprüfung bei der Deutschen Bahn geschehen“.12 

Auch die baden-württembergischen Landeshauptstadt Stuttgart musste im 
Februar 2009 ein ähnliches Vorgehen einräumen. Das städtische Rechnungsprü-
fungsamt hatte im Jahr 2008 durch einen Computerabgleich überprüft, ob bei 
der Begleichung von 5,8 Millionen Rechnungen Geld auf den Gehaltskonten 
von 1600 städtischen Mitarbeitern gelandet war. Dazu wurde – ohne das Wissen 
der Beschäftigten und ohne Verdachtsmomente – Konten von Mitarbeitern in 
korruptionsgefährdeten Ämtern mit Konten von Lieferanten abgeglichen. Ober-
bürgermeister Schuster distanzierte sich ausdrücklich von dieser Aktion: „Ich 
glaube nicht, dass das die richtige Methode war, um Korruption aufzudecken“.13 

                                                 
12 Siehe http://www.bme.de/Korruption-kontrolliert-bekaempfen.45727.0.html. 
13 Siehe Stuttgarter Zeitung vom 10.02.2009, „OB Schuster Distanziert sich von der Kontenprüfung“. 
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Das Textverständnis wird nicht nur durch einzelne Neologismen erschwert, 
sondern es finden sich ganze Abschnitte, deren Verständnis auch nach mehr-
maligem Lesen nicht garantiert ist. Ein Beispiel hierfür findet sich in § 3 (2) der 
„Verordnung über die Erteilung einer Verwarnung, Regelsätze für Geldbußen 
und die Anordnung eines Fahrverbots wegen Ordnungswidrigkeiten im Stra-
ßenverkehr“ vom 13. November 2001: 

„Wird ein Tatbestand der Nummer 119, der Nummer 198.1 in Verbindung mit der Ta-
belle 3 des Anhangs oder der Nummern 212, 214.1, 214.2 oder 223 des Bußgeldkata-
logs, für den ein Regelsatz von mehr als 35 Euro vorgesehen ist, vom Halter eines 
Kraftfahrzeugs verwirklicht, so ist derjenige Regelsatz anzuwenden, der in diesen Fäl-
len für das Anordnen oder Zulassen der Inbetriebnahme eines Kraftfahrzeugs durch den 
Halter vorgesehen ist.“ 

Um solche unverständlichen Formulierungen und damit unverständliche Geset-
zestexte zu verhindern wurde vom Deutschen Bundestag im Juli 2009 durch die 
Einführung eines Redaktionsstabs für die Verbesserung der Verständlichkeit 
von Gesetzen ein erster Schritt zu einer bürgerfreundlicheren Verwaltungsspra-
che gemacht.18 

Schon seit 2005 existiert das Projekt IDEMA (Internetdienst für eine mo-
derne Amtssprache), das im Jahr 2008 durch die Initiative „Deutschland – Land 
der Ideen“19 ausgezeichnet wurde. IDEMA geht auf das Projekt „Bürgerfreund-
liche Verwaltungssprache“ der Ruhr-Universität Bochum und vier Bochumer 
Ämtern zurück, das von 2000-2001 durchgeführt wurde. Ziel von IDEMA ist es, 
„verständlichere, alternative Begriffe für unverständliche Wörter aus der Verwal-
tungssprache“20 zu finden. Diese Alternativen werden vor der Anwendung durch 
Juristen geprüft, um die rechtliche Verbindlichkeit und Eindeutigkeit zu wahren. 

IDEMA ist ein Online-Angebot, das öffentliche Verwaltungen dabei unter-
stützt, Korrespondenz mit dem Bürger zu vereinfachen und bürgerfreundlicher 
zu gestalten, ohne an juristischer Genauigkeit zu verlieren (vgl. Hohn 2008: 
133). IDEMA versteht sich als zentrale Anlaufstelle für alle Belange der Bür-
ger-Verwaltungs-Kommunikation. Kommunen, die sich bei diesem Dienst an-
melden, erhalten fünf Jahre lang Zugang zum Projekt.21 

                                                 
18 Zu weiteren Informationen zum Redaktionsstab siehe Pressemitteilung vom 03.07.2009: http://ww 

w.bundestag.de/presse/pressemitteilungen/2009/pm_090703.html [letzter Zugriff: 01.09.2009]. 
19 Informationen zur Initiative und allen Preisträgern unter http://www.land-der-ideen.de. 
20 Ruhr-Universität-Bochum (2005): Presse-Info, Nr. 330. 
21 Die Kosten für die Kommune belaufen sich dabei auf eine einmalige Zahlung zwischen 500 

Euro und 10.000 Euro, abhängig von der Größe der Kommune. 
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Gerade in Fällen der strukturellen Korruption wachsen korruptive Bezie-
hungen über Jahre hinweg und stabilisieren sich immer mehr. Oftmals werden 
Mitarbeiter über kleine Geschenke „angefüttert“, welche mit der Zeit sukzessive 
in Hinblick auf den materiellen Wert vergrößert werden. Der Beginn des Anfüt-
terns kann ein Kugelschreiber oder eine Flasche Wein sein, kann sich dann über 
ein exklusives Essen bis hin zu teuren Elektronikartikeln oder Fahrzeugen ent-
wickeln. Durch die schrittweise Erhöhung des Geschenkwertes wird beim  
beschenkten Mitarbeiter ein immer stärkeres Gefühl erzeugt, eine Gegenleistung 
schuldig zu sein. Dieses Bewusstsein wird vom Schenker dann für korruptive 
Angebote und Handlungen ausgenutzt. 

Die Einrichtung eines Anti-Korruptionsbeauftragten spielt mit Blick auf 
den transparenten Umgang mit Korruption und Korruptionsprävention eine  
essentielle Rolle. Anti-Korruptionsbeauftragte sind Mitarbeiter der Verwaltung 
oder eines Unternehmens, oftmals in der Revisionsabteilung angesiedelt. Zu  
ihren Hauptaufgaben gehört es, Mitarbeiterschulungen zu einschlägigen The-
men durchzuführen und als Ansprechpartner zu dienen, falls Mitarbeitern ein 
Geschenk gemacht wurde.  

Um die Fort- und Weiterbildung von allen Mitarbeitern im Rahmen der 
Korruptionsprävention effektiver gestalten und unterstützen zu können, bietet 
sich der Einsatz von E-Learning-Tools und interaktiven Lernmethoden an. So ist 
es denkbar, Mitarbeiter regelmäßig im Rahmen von Fort- und Weiterbildungs-
maßnahmen beziehungsweise im Rahmen der Korruptionssensibilisierung mit 
simulierten Situationen zu konfrontieren, in denen korruptives Handeln vorlie-
gen könnte. Der Mitarbeiter wird im Anschluss an die simulierte Situation dazu 
aufgefordert, auf diese Situation interaktiv zu reagieren.23 Bei einer solchen Sen-
sibilisierung wird der Fokus darauf gelegt, Korruption zu erkennen, und situati-
onsadäquat zu reagieren. Beispiele für zu bewertenden und einzuschätzende  
Situationen sind folgende Fragen: 
 
1. Welchen Straftatbestand erfüllen Sie, wenn Sie sich von einem Kunden  

oder Lieferanten zum Vor-Ort-Termin fahren lassen? 
2. Was machen Sie, wenn Ihnen der Getränkelieferant eine Kiste Rotwein für 

die Abteilung zukommen lässt? 
3. Was tun Sie, wenn ein Kollege den Wein annimmt und Sie dies bemerken? 

                                                 
23 Hierbei ist es wichtig, dem Mitarbeiter auch die Möglichkeit der „Nicht-Reaktion“ zu gewäh-

ren. Dadurch wird ersichtlich, welche Situationen für den Mitarbeiter nicht unter korruptivem 
Handeln subsumiert wird und eröffnet dadurch Ansatzmöglichkeiten für eine individualisierte 
Weiterbildung. 
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Mitarbeiter wie organisationsfremde Akteure – transparent dargelegt, welche 
Handlungen erlaubt sind und was das legitime Maß überschreitet.  

7 Ombudsmann für Korruptionsbekämpfung und Whistleblowing 

Das Ziel einer effektiven und repressiven Korruptionsbekämpfung ist ohne die 
Offenlegung und Kenntnis von Korruptionsfällen nur schwer zu bewerkstelli-
gen. Da vor allem in Fällen struktureller Korruption ein Vertrauens- und Ab-
hängigkeitsverhältnis zwischen den korrupt Handelnden besteht, ist es schwie-
rig, ohne Insiderwissen Kenntnis von korruptiven Handlungen zu erhalten. 

Ein Akteur, der eine korruptive Beziehung eingegangen ist oder eine solche 
beobachtet hat und aus dieser aufgrund persönlicher Motive oder Rechtschaf-
fenheit ausbrechen möchte oder seine Beobachtung melden möchte, fordert viel-
mals Anonymität ein. Diese ist bei herkömmlichen Wegen der Compliance nicht 
zwingend gegeben. Um Anonymität zu gewährleisten, gibt es die Mittel des 
Ombudsmannes und des elektronischen Hinweisgebersystems (Whistleblowing-
Systems), die im Folgenden dargestellt werden.  

Im Gegensatz zum Anti-Korruptionsbeauftragten ist der Ombudsmann für 
Korruption üblicherweise kein Mitglied des Unternehmens oder der Behörde. 
Obwohl die Ombudsperson behördenfremd ist, sollte sie einen guten Einblick in 
die dortigen Verhältnisse besitzen. Ombudspersonen sind meistens Rechts-
anwälte, da sie eine Schweigepflicht besitzen, so dass potenzielle Hinweisgeber 
auf Anonymität vertrauen können. Des Weiteren können Ombudspersonen auf-
grund ihrer Profession Hinweisgebern rechtlichen Rat erteilen. „Eine solche 
Vertrauensperson kann eine wichtige Instanz in den konfliktträchtigen Zeiten 
der Anbahnungsversuche von korrupten Arrangements sein, sie ist sicherlich  
eine der wichtigsten Anlaufstellen für den Ausstieg aus etablierten Korruptions-
netzwerken“ (von Nell 2003: 84). Gerade für potenzielle Aussteiger aus eta-
blierten Korruptionsnetzwerken stellen Ombudspersonen eine wichtige Anlauf-
stelle dar. Sie können über etwaige rechtliche Konsequenzen informieren und 
den Aussteigern hinsichtlich des weiteren Vorgehens Rat geben.  

Neben der Schweigepflicht ist die Ombudsperson meist berechtigt, Akten 
einzusehen und auf dieser Basis zusammen mit dem Hinweisgeber selbständig zu 
entscheiden, ob die Strafverfolgungsbehörden eingeschaltet werden sollen. An-
ders als die Anti-Korruptionsbeauftragten bindet die Ombudsperson keine An-
zeigepflicht bei offensichtlich korruptiven Handlungen. Die Ombudsperson sollte 
möglichst unkompliziert erreichbar sein, so dass sich für Hinweisgeber keine  
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Da Transparenz maßgeblich zur Korruptionsbekämpfung beiträgt, sollten 
mit „Transparenz durch E-Government“ diese Anstrengungen noch erhöht und 
die Erfolgschancen verbessert werden können. In der Tat macht der Einsatz  
moderner Informations- und Kommunikationstechnologien im Rahmen der Kor-
ruptionsprävention, während des korrumpierenden Aktes und zur Korruptions-
aufdeckung, großen Sinn. 

Tabellarische und kartographische Übersichten wie der Internationale Kor-
ruptionsindex von Transparency International e.V. erhöhen das Problem-
bewusstsein in der Bevölkerung und bei den Amtsinhabern. Portale zum Thema 
„Korruption“ und entsprechende E-Learning-Angebote zum Verhalten in kor-
ruptionsgefährdeten Situationen helfen Amtsinhabern, Bürgern und Unterneh-
mern, sich mit dem Thema adäquat auseinander zu setzen. Angebote, die im 
Korruptionsfall Entscheidungshilfe bieten oder gar eine Meldung an Vorgesetz-
te, Korruptionsbeauftragte oder Strafverfolgungsbehörden erzeugen, unterstüt-
zen betroffene Amtsträger, die sich in ihrer aktuellen Situation überfordert vor-
kommen und kompetenten Beistand benötigen. Zur Korruptionsaufdeckung 
tragen die völlige Öffnung von Verwaltungsakten in korruptionsgefährdeten  
Bereichen, die öffentliche Bekanntgabe von Geboten und Zuschlägen bei Aus-
schreibungen und der Einsatz von Business Intelligence zur Aufdeckung von 
Auffälligkeiten bei. Mit Blick auf die Bestimmungen des Datenschutzrechts darf 
hier allerdings keine Rasterfahndung betrieben werden, sondern nur bei konkre-
tem Verdacht eine Auswertung vorgenommen werden.  

4 Barack Obama: Transparency and Open Government 

Der neue US-Präsident Barack Obama hat am Tage seiner Amtseinführung im Januar 
2009 in einem Memorandum namens „Transparency and Open Government“ die neu-
en strategischen Grundpfeiler seiner Präsidentschaft verkündet (vgl. Obama 2009: 4): 
 
– Regierung und Verwaltung sollen transparent sein.   

Transparenz stärkt das Pflichtbewusstsein und liefert den Bürgern Informa-
tionen darüber, was ihre Regierung derzeit macht.  

– Regierung und Verwaltung sollen partizipativ sein.   
Partizipation verstärkt die Effektivität von Regierung und Verwaltung und 
verbessert die Qualität ihrer Entscheidungen, indem das weit verstreute Wis-
sen der Gesellschaft in die Entscheidungsfindung mit eingebunden wird.  
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– Regierung und Verwaltung sollen kollaborativ sein.  
Kollaboration bietet innovative Werkzeuge, Methoden und Systeme, um 
die Zusammenarbeit über alle Verwaltungsebenen hinweg und mit dem 
privaten Sektor zu forcieren. 

 
Durch diese strategischen Vorgaben zu mehr Offenheit, die die Demokratie 
stärken und Effizienz und Effektivität in Regierung und Verwaltung erhöhen 
soll, bekommt Transparenz auf der politischen Agenda der neuen US-Bundes-
regierung einen enorm hohen Stellenwert. Transparenz wird zu einer neuen 
Staatsdoktrin für die Vereinigten Staaten von Amerika.  

Der Ansatz zu mehr Transparenz in Staat und Verwaltung ist allerdings kein 
spontaner Ansatz, sondern er entwickelte sich über mehrere Jahrzehnte hinweg.5 
Auf Grund eigener Überzeugung griff Barack Obama diese Ideen auf. Bei seiner 
Wahl zum US-Präsidenten profitierte Barack Obama insbesondere von den Mög-
lichkeiten der Web-2.0-Technologien, die es ihm ermöglichten, Unterstützer zu 
mobilisieren und Wähler zur Abstimmung zu bewegen. Diese neuen Arten der so-
zialen Interaktion funktionieren allerdings auch nur, wenn sie transparent sind 
(wenn sich die Nutzer sicher sind, dass sie offensichtlich nicht ausgenutzt werden 
und sinnvolle Zwecke verfolgt werden), wenn sie partizipativ sind (wenn die Nut-
zer das Gefühl haben, mitgestalten zu können) und wenn sie kollaborativ sind 
(wenn Aufgaben so aufgeteilt werden können, dass einzelne Nutzer mit einem 
kleinen Beitrag das gemeinsame Projekt vorantreiben können; vgl. Müller 2009: 9).  

Zur Umsetzung der präsidialen Vorgaben setzt Vivek Kundra, der Chief In-
formation Officer der US-Bundesregierung, auf fünf Stützwerke: Steigerung der 
Verwaltungstransparenz, Steigerung der Bürgerbeteiligung, Senkung der admi-
nistrativen Verwaltungskosten, Innovation in Regierung und Verwaltung und 
eine sichere IT-Landschaft. In den ersten sechs Monaten, bis zum Sommer 
2009, wurden bereits drei wegweisende IT-Vorhaben initiiert und in Betrieb ge-
nommen, die maßgeblich zur Steigerung der Transparenz beitragen werden. 

2009 beschloss die US-Regierung unter dem neuen Präsidenten Obama 
Konjunkturprogramme in Höhe von 787 Milliarden USD zur Ankurbelung der 
US-amerikanischen Wirtschaft und zur Bekämpfung der Finanz- und Wirt-
schaftskrise 2009. Alle Empfänger von Aufbauhilfen sind dazu verpflichtet wor-
den, regelmäßig über die Verwendung der Mittel und die erzielten Fortschritte 
Auskunft zu geben. Zu diesem Zweck wurde noch im Februar 2009 das web-
basierte Portal Recovery.gov (http://www.recovery.gov) geschaffen, über das 

                                                 
5 Vgl. Stiglitz (2002: 27 ff.) und Hood/Heald (2006). 
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das Berichtswesen integrierte Ampelsystem erleichtertet das Verständnis, ob sich 
ein Projekt im grünen („Normal“), gelben („Erfordert Aufmerksamkeit“) oder ro-
ten Bereich („Signifikante Bedenken“) befindet. Ein solches Cockpit erhöht bei 
Mitarbeitern, Politikern, der Presse und der Bevölkerung das Verständnis für die 
laufenden IT-Aktivitäten. Durch die übersichtliche Nennung der verantwortlichen 
Amtsträger zu jedem Vorhaben wird klar, wer die Verantwortung für Erfolg und 
Misserfolg übernimmt. Integrierte Rückkopplungsmechanismen sind ebenfalls 
vorhanden und erlauben den direkten Kontakt zu den Verantwortlichen. Eine 
Ausweitung dieses Ansatzes auf weitere Bereiche der US-Bundesverwaltung über 
das 2007 durch den Transparency Act (Coburn-Obama-Gesetz) eingerichtete Por-
tal USASpending (http://www.USAspen ding.gov) ist vorgesehen. Dabei orien-
tiert sich die US-Bundesregierung inhaltlich und technisch an dem Non-Profit-
Portal FedSpending.org (http://www.Fed Spending.org) und seinen Funktionalitä-
ten, mit dem OMB Watch seit 2006 die Öffentlichkeit über die Vergabe von Bun-
deszuschüssen und Bundesaufträgen informiert (vgl. Wonderlich 2009: 30).  

Insgesamt ist es beachtlich, in welch kurzer Zeit und mit welcher Unter-
stützung es der neuen US-Bundesregierung unter Präsident Barack Obama ge-
lungen ist, Transparenz und Offenheit nicht nur als strategische Werte zu positi-
onieren, sondern sie zu real gelebten Werten zu machen, von denen Staat, 
Verwaltung und Bevölkerung gleichermaßen profitieren. Insbesondere durch die 
Einbindung von E-Government und Web-2.0-Technologien ist es gelungen, 
„Transparenz“ im Sinne von Transparenz 2.0 vollkommen neu als zukunfts-
gerichtete Strategie erfolgreich zu positionieren.  

5 Vorbildhafte Umsetzungen von Transparenz 2.0 

Vorbildhafte Umsetzungen für Transparenz 2.0 finden sich mittlerweile nicht 
mehr nur in den USA. Im folgenden Abschnitt werden exemplarisch einige  
E-Government-Anwendungen aus aller Welt herausgegriffen, die von ihrem 
Ansatz her als Leuchttürme für „Transparenz 2.0“ erhebliche Ausstrahlungskraft 
besitzen und zur Nachahmung auffordern.  

Die Stadtverwaltung von Seoul (Südkorea) hat im Rahmen ihres Ansatzes 
zur Korruptionsbekämpfung bereits 1999 auf ein Dokumentenmanagementsystem 
gesetzt, das für die Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden kann. Mit OPEN 
(Online Procedures Enhancement for Civil Applications) wurde in 54 Verwal-
tungsbereichen, die als stark korruptionsgefährdet gelten, nach Einführung der  
elektronischen Akte der Öffentlichkeit ein Zugriff auf die Aktenbestände über das 
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Dieses Angebot informiert über Haushaltstransparenz auf kommunaler Ebene, 
im Internet veröffentlichte kommunale Haushalte, vorhandene Ausgabenaus-
wertungen und Vorreiter. Vorlagen für eine Umsetzung und Werkzeuge sollen 
es Mitarbeitern von Kommunalverwaltungen erleichtern, ein transparentes 
Haushaltwesen zu schaffen. Bürger haben darüber hinaus die Möglichkeit, ihre 
Erfahrungen und Eindrücke direkt dem Texas Comptroller mitzuteilen.  

Als ein Vorbild für Transparenz im Vergabewesen gilt Kanada. Seit über 
10 Jahren werden beispielsweise in der Provinz Nova Scotia Unternehmen und 
Bürger über das Vergabeportal Nova Scotia Procurement Services (http://www. 
gov.ns.ca/tenders) nicht nur über laufende Ausschreibungen informiert, sondern 
es werden auch Vergabeentscheidungen bekannt gegeben. Jedermann kann so 
herausfinden, welche Unternehmen Gebote eingereicht haben, in welcher Höhe 
diese Gebote lagen und wer letztendlich den Zuschlag zu welchem Preis be-
kommen hat. Die Transparenz für den Bürger als Auftraggeber und Steuerzahler 
wiegt der kanadischen Auffassung nach höher als die Sorge der Unternehmen, 
mit einer Veröffentlichung Geschäftsgeheimnisse zu offenbaren. 

Mit Blick auf das in Deutschland nach § 30 Abgabenordnung geltende 
Steuergeheimnis und das Recht auf informationelle Selbstbestimmung mag es 
überraschen, dass in den USA für hohe Ämter kandidierende Politiker nahezu 
selbstverständlich ihre Steuererklärung veröffentlichen. Ausgefüllte Steuerformu-
lare können im Internet vielfach über die Portale der Politiker abgerufen werden. 
In den hinterlegten Kopien werden allerdings die einzutragenden Sozialversiche-
rungsnummern zur Verhinderung eines Identitätsraubs unkenntlich gemacht. In 
den USA prüfen Medien, Interessensverbände und Berufungsgremien diese An-
gaben in der Auswahlphase sehr genau. Wiederholt mussten Politiker zurücktre-
ten, zuletzt etwa der designierte Gesundheitsminister und frühere Fraktionschef 
der Demokraten im Senat John Daschle, weil Unregelmäßigkeiten und Steuer-
vergehen bei der öffentlichen Überprüfung erkannt und publik wurden.  

Verwaltungstransparenz für Unternehmen bedeutet einen Vorteil im Stand-
ortwettbewerb. Unternehmen und Dienstleistungserbringern fällt es sehr viel 
leichter, sich in einem Land niederzulassen und die erforderlichen Genehmi-
gungen für einen ordnungsgemäßen Geschäftsbetrieb einzuholen, wenn sie wis-
sen, welche Behörde sie zu welchem Zeitpunkt für welche Nachweise und Be-
scheinigungen aufsuchen müssen. Die Europäische Union sieht in dieser 
herausfordernden Aufgabe ein wesentliches Hindernis für die Dienstleistungs-
erbringung im europäischen Binnenmarkt. Aus diesem Grunde wurde mit der 
bis Ende 2009 umzusetzenden Dienstleistungsrichtlinie die Vorgabe gemacht, 
einheitliche Ansprechpartner (Points of Single Contact: eigentlich einheitliche 
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Ansprechstellen) für Unternehmen einzurichten und ergänzend Informationspor-
tale aufzubauen, die über die Zuständigkeiten der öffentlichen Hand und den 
Stand des Verfahrens informieren.9 Einheitliche Ansprechstellen lassen sich ü-
ber Portale realisieren. In Deutschland favorisieren die politisch verantwortli-
chen Entscheidungsträger allerdings staatliche Einrichtungen namens „Einheit-
licher Ansprechpartner“, über deren Verortung, Aufgabenumfang und Zustän-
digkeiten seit zweieinhalb Jahren vielfältig gestritten wird. Entsprechende 
verwaltungsebenenübergreifende Zusammenstellungen gab es bisher kaum, für 
bundesweit flächendeckende Auskünfte gar nicht.10 Insofern wird die EU-
Dienstleistungsrichtlinie bis Dezember 2009 zu einer sehr viel höheren Verwal-
tungstransparenz in Deutschland und in der Europäischen Union beitragen. 

Die EU-Energiedienstleistungsrichtlinie greift den Transparenzgedanken 
beim Energieverbrauch auf. Bisher ist vielen Verbrauchern nicht bewusst, wie 
viel Energie sie täglich verbrauchen. Die bisherigen analogen Energiever-
brauchszähler waren nicht in der Lage, täglich, stündlich oder minutengenau 
über den Verbrauch von Strom, Gas, Wärme und Wasser zu informieren. Ab 
2010 müssen schrittweise elektronische Energiezähler installiert werden, die den 
Verbrauch digital erfassen und über eine Kommunikationskomponente einer 
Auswertungsstelle übermitteln. Verbraucher können so sehr schnell sehen, wel-
che Haushaltsgeräte am meisten Strom verbrauchen und wie der derzeitige 
Stromverbrauch wirklich aussieht. Entsprechende Transparenzinformationen 
sollen künftig über Energieverbrauchsportale abgerufen werden können. Damit 
wären sie nicht nur auf Papier oder über das Internet verfügbar, sondern könnten 
auch jederzeit vom Mobilfunktelefon oder über das interaktive Digitalfernsehen 
abgerufen werden. Ein solches Angebot könnte schrittweise um weitere Mehr-
wertdienste ergänzt werden. Zu denken wäre etwa an die Fernsteuerung der 
Rollladen, der Heizung oder der Alarmanlage.  

6 Ideen zu Transparenz 2.0 in der T-City Friedrichshafen 

Die T-City Friedrichshafen ist eine Public-Private-Partnership (PPP) zwischen 
der Deutschen Telekom AG und der kreisangehörigen Stadt Friedrichshafen, um 
zwischen 2007 und 2012 im Rahmen eines Open-Innovation-Ansatzes gemein-

                                                 
9 EU-DLR (2006/123/EG) und von Lucke/Eckert/Breitenstrom (2008: 1 ff.). 
10 Ein erwähnenswertes Vorbild für hochwertige verwaltungsebenenübergreifende Zuständig-

keitsfinder ist das Verwaltungsportal service-bw (http://www.service-bw.de), für das entspre-
chende Informationen allerdings nur für Baden-Württemberg zusammengestellt wurden. 
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sam Innovationen zu entwickeln und in Friedrichshafen zu testen. Dazu wurde 
seit 2007 die Gemarkung der Stadt Friedrichshafen mit einem breitbandigen 
Hochgeschwindigkeitsnetzwerk für Festnetz und Mobilfunk ausgestattet.  

Die im Beitrag skizzierten Überlegungen und Umsetzungen zu Transparenz 
2.0 fordern Verwaltungsinformatiker förmlich dazu auf, sich Gedanken über ge-
eignete Anwendungsszenarien in der T-City Friedrichshafen zu machen, die im 
Erfolgsfall auch rasch auf andere Städte mit Breitbandanschluss übertragen wer-
den können. Mandantenfähige Portalsysteme und Shared Service Center würden 
in der Tat ihren Beitrag dazu leisten, die Zeiten für Implementierung und natio-
nale Markterschließung zu minimieren. Konkrete Ansätze für Transparenz durch 
E-Government ergeben sich aus Überlegungen zu einheitlichen Ansprechpart-
nern, eröffnen sich aus einem Datenportal der Stadtverwaltung Friedrichshafen 
und einem IT Dashboard zur T-City Friedrichshafen, finden sich im „Gemeinde-
rat-TV“, in der Öffnung ausgewählter Verwaltungsakten und in einem Stadtwiki. 

Einheitliche Ansprechpartner und verzeichnisbasierte Zuständigkeitsfinder 
können den Zugang zur Verwaltung transparent machen und erheblich verein-
fachen. Es wäre wünschenswert, wenn von diesem Ansatz, der bis Ende 2009 nur 
für Dienstleistungserbringer umgesetzt sein muss, relativ rasch alle Häfler profi-
tieren. Friedrichshafener Bürger könnten dann alle Verfahren und Formalitäten 
rund um Verwaltungsgeschäfte über eine einzige Anlaufstelle abwickeln und sich 
jederzeit elektronisch über den Stand des Verfahrens informieren. Eine Kenntnis 
der Verwaltungsstruktur und der zuständigen Stellen sowie ein Behördenmara-
thon wären dann nicht mehr zwingend erforderlich. Ein verzeichnisbasierter Zu-
ständigkeitsfinder im Internet würde zusätzlich rund um die Uhr über die Zustän-
digkeiten der Stadt, des Landkreises, des Regierungsbezirkes, des Landes und 
des Bundes informieren. Die Umsetzung des einheitlichen Ansprechpartners 
nach der EU-Dienstleistungsrichtlinie obliegt in Baden-Württemberg den Kam-
mern und den Landkreisen. Für die Stadt Friedrichshafen, die in das Gesamtkon-
strukt bisher nur über ihre zuständigen Behörden eingebunden ist, würde die Ein-
richtung eigener einheitlicher Ansprechpartner auf Basis des Bürgeramts einen 
wichtigen Schritt in Richtung verstärkte Bürgerorientierung bedeuten.  

Mit einem Datenportal nach dem US-amerikanischen Vorbild von data.gov 
könnte die Stadtverwaltung der Bevölkerung und interessierten Unternehmen 
ganz im Sinne der Informationsfreiheit einen Zugriff auf die vorhandenen  
öffentlichen nicht-personenbezogenen Datenbestände eröffnen. Dies setzt eine 
Grundsatzentscheidung voraus, in „offenen Verwaltungsdaten“ einen strategi-
schen Ansatz zur Wirtschaftsförderung und zur Standortpolitik im Informati-
onszeitalter zu sehen. Um Anreize zur Nutzung und Veredelung dieser Daten zu 
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schaffen, sollte dann nach dem Vorbild der „Application for Democracy“-
Anwendungswettbewerbe die interessierte Öffentlichkeit zur Teilnahme aufge-
rufen werden. Aus dieser Keimzelle, zu der Entwickler aus der ganzen Welt bei-
tragen könnten, lassen sich Wettbewerbsvorteile generieren, auf die die Stadt in 
einem globalen Standortwettbewerb dringend angewiesen ist.  

Zu mehr politischer Transparenz trägt auch die Erweiterung der Bericht-
erstattung über die Aktivitäten im Gemeinderat selbst bei. Grundsätzlich muss 
der Gemeinderat als politisches Organ klären, ob die bisherige Berichterstattung 
ausreichend ist. Andernfalls kann durch Live-Übertragungen öffentlicher Sitzun-
gen und Berichterstattungen nach den Sitzungen die Berichterstattung sinnvoll 
ergänzt werden. IP-Radio wäre ein technischer Ansatz. Mit Blick auf die vorhan-
dene Breitbandvernetzung Friedrichshafens sollte jedoch gleich über IP-TV 
nachgedacht werden, um auch Bilder in die Häfler Amtsstuben und Wohnungen 
zu übertragen. Einer Entscheidung und Vergabe an einen Mediendienstleister 
sollte eine Bedarfsanalyse zur Abfrage des grundsätzlichen Interesses von Bür-
gern, Verwaltung und Medien sowie deren Nutzungsbereitschaft vorangestellt 
werden. Die T-City Friedrichshafen bietet das erforderliche Experimentierfeld 
für eine prototypische Umsetzung, wobei von Erfahrungen aus anderen T-City-
Bewerberstädten wie etwa Coburg erheblich profitiert werden könnte.11 

Mit einem öffentlich zugänglichen IT Dashboard zur T-City Friedrichshafen 
selbst kann die Transparenz des Gesamtprojektes erhöht werden. Dies würde vor-
aussetzen, dass die beiden PPP-Partner Deutsche Telekom AG und die Stadt Fried-
richshafen bereit wären, mit Hilfe eines vorbereiteten und für Bürger nachvollzieh-
baren Berichtssystems über sämtliche ihrer derzeitigen Aktivitäten zu berichten, 
einschließlich der schwierigen und der mittlerweile abgeschlossenen Vorhaben. 
Beide Seiten müssen intern abwägen, ob und gegebenenfalls für welche Zielgrup-
pen (Projektsteuerung, Leitungsgremien, Öffentlichkeit) sie dies mit Blick auf vor-
handene Geschäfts- und Amtsgeheimnisse und die Öffentlichkeitswirkung über-
haupt wollen. Von einem solchen Dashboard, das sich grundsätzlich als ein echter 
Prototyp für alle öffentlich-privaten Partnerschaften eignet, in die auch Steuergel-
der einfließen, würde allerdings Signalwirkung von Friedrichshafen ausstrahlen.  

Korruption darf auch in Friedrichshafen nicht akzeptiert werden. Nach dem 
Vorbild von OPEN in Seoul könnte die Stadtverwaltung über das Internet sämt-
liche Verwaltungsakten in korruptionsgefährdeten Bereichen öffnen, um sich als 
Vorreiter für Transparenz und Korruptionsbekämpfung zu positionieren. Mit 
Blick auf die elektronische Vergabe und anstehende Berichtspflichten sollte auch 

                                                 
11 Coburg – IP-TV Stadtratsfernsehen: http://www.stadtratsfernsehen.de. 
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Mit Blick auf die vergangenen Jahre einer großen Koalition auf Bundesebene 
und den Gestaltungswillen des neu gewählten Deutschen Bundestages stellt sich 
die Frage, ob durch die neue Regierung ein Wandel Richtung Transparenz und 
Offenheit in Deutschland zu erwarten wäre? Fällt der Blick auf die Wahlkampf-
programme 2009 oder auf die Aktivitäten der im 17. Deutschen Bundestag vertre-
tenen Parteien, so sind kaum Veränderungen zu erwarten. Auch ein Wille zu mehr 
Transparenz, Partizipation und Kollaboration kann derzeit noch nicht beobachtet 
werden. Dies kann auch daran liegen, dass die sich eröffnenden Potenziale bisher 
noch nicht erkannt wurden. Bei aller Skepsis, die in Deutschland besteht, wenn 
aus dem Ausland Ideen und Anregungen für Veränderungen kommen, sollte die 
Entwicklung, die Präsident Obama mit seinem Memorandum „Transparency und 
Open Government“ (vgl. Obama 2009: 4) ausgelöst hat, besonders wachsam ver-
folgt werden, denn sie kann maßgeblich zur Weiterentwicklung von Staat und 
Verwaltung sowie zur Vertrauensbildung in der Bevölkerung beitragen.  

Deutsche Streiter für mehr Transparenz in Staat und Verwaltung müssen sich 
daher in den kommenden Wochen die Frage stellen, mit welchen Akteuren, mit 
welchen Zielen, mit welchen strategischen Ansätzen, mit welchen Maßnahmen 
und mit welchen Werkzeugen, insbesondere aber durch welche prototypischen IT-
Umsetzungen der Weg zu mehr Transparenz beschritten werden könnte. 
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Be Transparent Only in Your Ends, Never Your Means 

Steve Fuller 

The title of this essay suggests that one’s dealings with others might be ‘transpar-
ent’ in two senses: either in one’s ends or in one’s means. Of course, one may 
wish to combine the two but they pull in opposing directions. In the former case, 
one makes explicit an aim that is purportedly shared with the interlocutor, such as 
truth, justice or even mutual benefit. In the latter case, one is less concerned that 
the other party wants what she wants than that the other party abides by certain 
agreed procedures. Taken to their respective extremes, the pure pursuit of trans-
parent ends could license the use of deceptive means, whereas the pure pursuit of 
transparent means could foster a sense of indifference to the fate of the other 
party, as long as they follow the rules. The difference is grounded in a time-
honoured distinction rooted in medieval scholastic philosophy between the ends-
transparent intuitive and the means-transparent discursive expression of reason.  

The distinction was originally posed to distinguish angels from humans in 
Roman Catholic cosmology (Adler 1982). Lacking human bodies, and their ac-
companying sinful concerns, angels are capable of receiving the word of God 
without interference, which in turn renders them the most efficient conveyors of 
the divine message with whom humans can directly engage. Indeed, the very ex-
istence of angels has been invoked to cast human free will in a negative light as 
a privation that reflects the intellectual confusions brought on by the possession 
of an animal body. For their part, angels are in the enviable position of possess-
ing both a perfect understanding of the divine word and a capacity to communi-
cate it to humans without overwhelming them, as God himself might. In short, 
angels are God’s rhetorical mouthpieces or public relations agents. Their pagan 
counterpart in the Greco-Roman pantheon is the nimble-footed Hermes aka 
Mercury. Their modern successors are the Christian evangelists who are known, 
both positively and negatively, for their ability to customise the Gospel to 
maximize its impact on their audiences.  

From the standpoint of today’s secular culture, the apparent angelic disre-
gard for human free will might be construed charitably as an attempt to drive a 
sharp wedge between the genuine freedom that is afforded by exact knowledge 
of the alternatives and their consequences, and the pseudo-freedom associated 
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point for any discussions of how we acquire and communicate knowledge, and 
what might count as transparency therein. In that case, the following maxim 
may apply:   

If we seek the truth in all things, then when encountering others we should 
always act and speak in ways that we believe will lead them as efficiently as 
possible to the truth. 

On the surface, this looks like a perfectly acceptable, perhaps even exem-
plary, moral principle. The end – the truth – is good in itself, and the maxim en-
joins us to serve it to the best of our ability. Yet, in practice, this policy would 
seem to raise mutual manipulation to a categorical imperative. But the pejora-
tive ‘manipulation’ is the right word only if one acts towards another in a way to 
which the other person would object, were it made known to her – presumably 
because she would perceive it as going against her interests, or (what might 
amount to the same thing) she would not have freely willed the act, had she pos-
sessed a comprehensive sense of the situation. 

However, if our knowledge of others is, as a matter of fact, more reliable 
than our self-knowledge, then this key epistemic premise of manipulation is re-
moved (Fuller 1993: chap. 4; Fuller 2009: chap. 4). Such a prospect is supported 
by experimental social psychology research, often under the slightly misleading 
rubric of the ‘fundamental attribution error’, which stresses the relative weak-
ness of our self-knowledge rather than the relative strength of our knowledge of 
others. Nevertheless, it is the serious point that lies behind the popular joke from 
the 1950s: ‘One behaviorist met another on the street and said, “You feel fine! 
How do I feel?”’ (Ziff 1958). Still more seriously, support for the epistemic vir-
tues of self-transcendence may be found in Karl Popper’s sociological charac-
terisation of the falsifiability principle in science as consisting in each scientist 
acting as her own conjecturer and her colleague’s refuter (Popper 1963).  

In putting the matter this way, Popper was not trying to stop scientists from 
conjecturing at all; on the contrary, he wanted to get them to conjecture as well 
as possible. Refutations thus spur the scientist to re-double her creative efforts at 
theorising, which would remain underdeveloped were she left to conclude that 
her first settled opinion about how or why something happened was correct. 
Psychologists call this default mental state, which mistakes cognitive efficiency 
for external validity, the ‘availability heuristic’ (Fuller/Collier: chap. 6). Politi-
cians are especially adept at converting this liability to an advantage. While 
politicians may remain unsure about exactly what they themselves believe at 
any given moment, they interpret their decisiveness in dealing with others and 
responding to external events as evidence that they are heading in the right di-
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rection. In effect, their resort to the availability heuristic functions as experimen-
tal probes, the outcomes of which serve to focus the politician’s mind more 
clearly. More generally, the use of the world to bring out the best in oneself 
epitomises ‘hypocrisy’ in the original Greek sense of someone whose identity is 
formed by imagining oneself as always on stage playing a role in a drama 
scripted by someone else (Runciman 2008: Conclusion).  

At this point, it might be useful to provide a scaled inventory of actions re-
lated to the transparency of ends principle enunciated above. The scale ranges 
from actions in which the means used are also very transparent to those in which 
they are rather opaque. This dimensional change typically corresponds to an in-
crease in the agent’s causal knowledge of the other’s behaviour, which enables 
her to pre-empt and/or channel potentially disadvantageous behaviour in the 
other person: 
 
(1) Very transparent means: Explicitly contradict the other person’s beliefs to 

show the fundamental error of her ways, which requires her providing com-
pensation (e.g. through a redistributive tax scheme), if outright change is 
not feasible. In a word: coercion. 

(2) Semi-transparent means: Offer incentives for the other person to change 
her behaviour, regardless of whether she changes her underlying beliefs, 
which amounts to her agreeing to live in a state of self-imposed cognitive 
dissonance aka hypocrisy. In a word: bribe. 

(3) Non-transparent means: Seek the tipping point of the other person’s nor-
mal behaviour, where a slight ‘nudge’ unleashes its full beneficial poten-
tial, very much in the spirit of a gestalt switch. In a word: reframing 
(Thaler/Sunstein 2008).  

 
According to the angelic epistemology articulated in this chapter, (3) is certainly 
the most advanced mode of human interaction. Nevertheless, without a counter-
intuitive belief in the fundamental attribution error, it will also appear the most 
manipulative. 

Indeed, the sharpest philosophical mind of the Venetian Renaissance, Paolo 
Sarpi (1552-1623), a confidant of Galileo’s who actively promoted the angelic 
principle in his writings, fell victim to charges of deliberate self-
misrepresentation and deception (Wootton 1983). Arguably more than even 
Galileo himself, Sarpi was held in suspicion by all the major power groups of 
the time, both Catholic and Protestant. Sarpi invoked the principle to challenge 
not only Church doctrine but also Biblical authority. While considerable histori-
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cal mystery remains about the exact source of the all-around hostility to Sarpi, 
which went beyond the sceptical cast of his writings (not least a demystifying 
history of the Inquisition), it was clearly tied to inferences that were made about 
his personal attitudes. These led some to conclude that he was a spy, a liar or 
worst of all, an atheist. In the remainder of this chapter, I shall provide a specu-
lative interpretation of Sarpi’s modus operandi, drawing out some interesting 
and perhaps surprising implications of relevance today.  

Perhaps the greatest challenge to Christianity’s advancement has been how 
to get people to live a Christ-like life in a way that enables them to live well 
with each other, given the strong emphasis that Jesus placed on making a per-
sonal commitment to God. Max Weber (1963) famously provided a generalised 
sociological gloss on this spiritual problem as the ‘routinisation of charisma’. 
Most interpretations of a ‘Christ-like life’ have tended to treat Jesus as someone 
who withstands human frailties and amplifies human virtues. One of the most 
enduring of these treatments has been The Imitation of Christ by the 15th cen-
tury German monk, Thomas à Kempis. However, I read Sarpi as having ap-
proached the problem from a different angle. He was more interested in the spe-
cifically divine character of Jesus, and how that might serve as an example for 
other humans to follow. In that case, the take-home message from the life of Je-
sus is that, with the appropriate self-discipline, humans can approximate a di-
vine point-of-view (something that Jesus himself often remarks as his own aspi-
ration), which in turn has implications for how we deal with our fellows.  

Now, strictly speaking, both Kempis and Sarpi were more interested in re-
producing than routinising Christ’s original charisma, and for that reason they 
stood apart from the doctrines promulgated by Roman Catholic authorities, 
which privileged conformity to the words of priests over fidelity to Christ’s 
spirit. However, Sarpi’s version was especially threatening as it suggested the 
possibility of self-transcendence, a standing above it all, in which one takes se-
riously the rhetorical character of all religious texts, not least the Bible. Accord-
ingly, to understand such texts, one needs to consider how the sender – be it 
God, his angelic emissary or his self-avowed earthly representative – imagines 
the receiver’s default mental dispositions prior to formulating a message that 
aims to bring about a certain normatively desirable effect. Depending on the 
sender’s intentions, the text may aim to reinforce, extend, diminish, correct or 
outright alter those dispositions. But in any case, an adequate understanding of 
the communicative context is required for making sense of any particular text.  

At one level, the point is obvious to anyone with a reasonably sophisticated 
grasp of the pragmatic dimension of semantics. You need to know what people 
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are trying to do in order to figure out what they mean by what they say. At an-
other level, the point is potentially subversive if taken as a principle for conduct-
ing one’s life. In that case, one would treat all texts as symptoms of some ongo-
ing social interaction. In Wittgenstein’s gnomic terms, texts would then be more 
‘showings’ than strict ‘sayings’. Put more prosaically, understanding the mean-
ing of a message would require first understanding the range of responses that 
the sender anticipates of the receiver, which would then explain the exact word-
ing of the text that has been sent.  

While such a characterisation might appear to license deception, charges of 
deception would appear most plausible to those for whom the message is not in-
tended, which is to say, eavesdroppers. To the eavesdropper, the text may look as 
though it says one thing but really means something else, yet the difference goes 
unnoticed by the recipient, who responds more or less as the sender intends. But 
suppose the eavesdropper’s perspective is not privileged, and instead one takes 
for granted that the sender’s overriding concern is the conveyance of the truth. It 
follows that if both sides of the communicative exchange are satisfied with its 
outcome, then the eavesdropper would seem to be the one at fault – as so often is 
the case with real life eavesdroppers, who falsely presume that their detachment 
from an exchange necessarily confers a comprehensiveness of perspective that is 
lacking in the participants. This point should be of interest to historians, who are 
by definition professional eavesdroppers (Fuller 1988: chap. 6). 

The question of deception also bears significantly on the idea of a universal 
message that might be sent, as per the proselytising efforts of Christianity, Is-
lam, democracy, socialism and (arguably) science. Can a single text – be it the 
Bible or a set of equations – stand alone as a literal bearer of the ‘good news’ or 
rather, does it always require a specific mode of address even for a literal sense 
to be conveyed? I hold the latter view. In contrast to Kant, who was happy to 
argue ‘transcendentally’ that certain universal truths must be presupposed in or-
der for certain defining features of our experience to be possible, I believe that 
such truths must be actively constructed, a process that requires saying different 
things in different settings to enable everyone to believe the same truths (Fuller 
1988: chap. 9). In this respect, a widely disseminated text – like the Bible or a 
set of equations – is better understood, from a legal standpoint, as falling under 
the intellectual property category of trademark rather than copyright (cf. Fuller 
2002: chap. 2). In other words, the sense in which the text is to be taken as ‘uni-
versal’ – and hence demands to be taken literally – is as a brand name rather 
than as a bearer of specific content. What matters most of all is that one identi-
fies with (aka purchases) the text and uses it so as to keep it in circulation.  
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transparency of ends principle in that it shows how various groups can come to 
realize that they are in common cause even though they do not behave the same 
in every respect. This in turn leaves the impression that each group has voluntar-
ily come to identify with the same brand, whether it be an iconic product like 
Coke or a complex book like the Bible. 
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